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In vielen Jüdischen Gemeinden wird seit einigen Jahren das Anzünden des Chanukka-Leuchters auch öffentlich gefeiert. Unser 
 Titelbild zeigt die Chanukkia der Israelitischen Religionsgemeinschaft Württemberg (IRGW) auf dem Stuttgarter Schlossplatz im 
Dezember 2014. Im Hintergrund sieht man den Königsbau. Foto: IRGW. 
Bilder Rückseite, Nr. 1: Schofarblasen in der Jüdischen Gemeinde Weiden. Nr. 2: Rabbiner Berger mit György Dalos, Foto: HdGBW.
Nr. 3: Schachturnier in der Regensburger Gemeinde, links: Vorstandsmitglied Volodimir Barskyy. Nr. 4: Richtfest in Regensburg, 
Foto: Peter Ferstl. Nr. 5: ZWST-Direktor Benjamin Bloch, Foto: ZWST. Nr. 6: Sommer-Machane 2017 in Bad Sobernheim, Foto: ZWST. 
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In der Sonnemannstraße 15, bis 1931 Sitz der damaligen Israelitischen Präparandenschule in Höchberg,
wohnte der Kantor und Religionslehrer Emanuel Eldod, der zuletzt auch Vorstand der Jüdischen Gemeinde von Höchberg war.
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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

natürlich ist der Chanukka-Leuchter das 
wichtigste erkennbare Symbol für „unser“ 
Lichterfest, und seit einiger Zeit gehen 
auch Jüdische Gemeinden bei uns mit 
diesem Zeichen jüdischer Erinnerung auf 
öffentliche Plätze. Unsere offene, demo-
kratische Gesellschaft und ein darin ge-
wachsenes jüdisches Selbstbewusstsein 
machen das möglich. Noch vor einigen 
Jahrzehnten ist das hier undenkbar ge-
wesen, und, ich muss das betonen, in vie-
len anderen und unfreien Ländern geht 
das leider heute immer noch nicht.
Auch Sufganiot, Reibekuchen, Berliner 
Ballen und das Dreidel-Spiel gehören zu 
Chanukka. Doch eigentlich geht es bei 
diesem Feiertag um den Makkabäersieg, 
die Tempel-Einweihung und das Ölwun-
der. „Die Tiefendimension von Chanukka“, 
schreibt Professor Yizhak Ahren in seinem 
Beitrag auf Seite 4, „wird nicht selten 
übersehen.“
Die „Tiefendimension“ kommt mir auch 
in den Sinn, wenn ich an zwei bedeuten-
de Gemeindeereignisse in unserem Lan-
desverband denke, die ich in den vergan-
genen Monaten als Gast begleiten durfte. 
Das eine Ereignis war das Augsburger 
 Synagogen-Jubiläum. Der Festakt „100 
Jahre Synagoge Augsburg“ war ein wirk-
lich bewegendes Ereignis und Gemeinde-
präsident Alexander Mazo sagte in seiner 
Festrede, es sei ein Wunder, „dass die 
 Synagoge die Katastrophen des 20. Jahr-
hunderts überstanden hat: die Pogrom-
nacht 1938 und auch die Bombennächte 
des Zweiten Weltkrieges“. Wir haben in 
unserem letzten Heft ausführlich darüber 
berichtet.
Das zweite Ereignis, und darüber können 
Sie in diesem Heft auf Seite 41 lesen, ist 
das Richtfest für die neue Synagoge in 

Regensburg. Auch dieses Ereignis durfte 
ich miterleben. Dabei gingen mir diese 
hundert Jahre durch den Kopf. Der Augs-
burger Synagogenbau von 1917 als da-
maliger Höhepunkt eines erfolgreichen 
Weges bayerisch-schwäbisch-jüdischer Ge-
schichte und der Regensburger Aufbruch 
zu einem neuen Kapitel der jüngsten Ge-
meindegeschichte in diesem Herbst. Aber 
dazwischen lag auch die komplette Zer-
störung jüdischen Lebens!
Die „Tiefendimension“ dieser beiden Er-
eignisse bringt mich wieder zur Chanuk-
ka-Geschichte. Wir erinnern an Chanukka 
auch an das Wunder des Lichtes. Nachdem 
die Makkabäer den Kampf gewonnen hat-
ten, konnten sie den entweihten Tempel 
wieder einweihen. Dafür sollten die Lich-
ter der Menora wieder erleuchten und 
niemals erlöschen.
Allerdings befand sich nach der Zerstö-
rung nur noch ein einziger Krug mit ge-

weihtem Öl im Tempel, der das Licht für 
nur einen Tag hätte brennen lassen kön-
nen. Für die Herstellung neuen geweih-
ten Öls hätte man weitere acht Tage be-
nötigt. Doch dann geschah das Wunder, 
NES GADOL HAJA SCHAM, ein großes 
Wunder geschah dort, denn das Licht, das 
eigentlich nur einen Tag hätte brennen 
können, brannte ganze acht Tage lang. 
Deshalb werden an Chanukka acht Tage 
lang Kerzen gezündet. Und wer hätte 1945 
gedacht, dass das Licht des neuen jüdi-
schen Lebens so lange halten würde?
„Wunder sind kein Beweis für etwas Un-
mögliches“, sagte der berühmte jüdische 
Gelehrte Rabbi Mosche Ben Maimon, bes-
ser bekannt als Rambam, „sondern eine 
Bestätigung für das Mögliche“.
Kein Wunder, aber doch ein denkwürdi-
ges Ereignis, ist die geplante Eröffnung 
einer eigenen Vertretung des Freistaates 
Bayern in Tel Aviv. Zum „Startsignal“ 
reiste Anfang Dezember Staatsministerin 
Dr. Beate Merk nach Israel. „Wir wollen 
die besonderen Beziehungen Bayerns zu 
Israel auf eine zukunftsfähige neue Qua-
litätsstufe heben“, erklärte Frau Merk vor 
ihrer Reise. In dem neuen Büro sollen 
 neben den Bereichen Bildung und Kultur 
auch die Wirtschaftszusammenarbeit und 
der Schüleraustausch verortet sein. Das 
Büro soll am 1. März 2018 seine Arbeit 
aufnehmen.
Ich wünsche dieser neuen Initiative einen 
guten Start und Ihnen, liebe Leserinnen 
und liebe Leser, ein fröhliches Chanukka-
Fest.

CH AG SA M E ACH 

Ihr
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Rabbiner Joel Berger

Chanukka
Von Landesrabbiner a. D. Joel Berger

Chanukka ist das einzige Fest, das nicht 
auf unseren Tenach zurückgeht und das 
ein kriegerisches Ereignis feiert. Unsere 
Feiertage zeichnen sich durch viele Facet-
ten aus. Sie ermöglichen jedem, die Feste 
aus dem eigenen Blickwinkel zu betrach-
ten. So auch Chanukka, das Tempelweihe-
fest zum Gedenken der makkabäischen 
Freiheitskämpfe und des Ölwunders vor 
etwa 2200 Jahren.
Die Behauptung, dass Chanukka nicht auf 
die Bibel zurückgeht, birgt einen Wider-
spruch in sich. Die „Bücher der Makka-
bäer“, die die Ereignisse beschreiben, 
welche dem Feste zugrunde liegen, wa-
ren eigentlich für die Heilige Schriften-
Sammlung gedacht. Erst eine spätere 
„Synode“ der Rabbinen entschied sich ge-
gen diese Bücher und nahm sie nicht in 
den biblischen Kanon auf. Es ist jedoch 
von den Rabbinen kein Verbot ausgespro-
chen worden, diese Bücher zu lesen. Die 
katholische Kirche nahm später bereit-
willig die Bücher der Makkabäer in ihren 
biblischen Kanon auf.
An Chanukka gedenkt man des erfolgrei-
chen Aufstandes der Israeliten gegen die 
Nachfahren des Welteroberers Alexander 
dem Großen. Der Herrscher Alexander 
war den Juden gegenüber großzügig und 
wohltuend. Er zerstörte den Tempel in 
 Jerusalem nicht, gewährte sogar Steuer-
nachlässe. Aus großer Dankbarkeit nann-
ten die Juden darauf viele ihrer neuge-
borenen Söhne „Alexander“.
Die Nachfolger des Makedoniers Alexan-
der waren, insbesondere die Seleukiden 
in Syrien, keineswegs so großzügig oder 
tolerant. Im Gegenteil, sie versuchten den 
Juden die griechische Religion und Le-
bensform aufzuzwingen. Vermutlich sa-
hen sie in den Juden „religiöse Nonkon-

formisten“ und damit eine Bedrohung für 
ihren Staat. Der hellenistische Eroberer 
Antiochus IV. hat im Tempel von Jeru-
salem Götzenbilder aufgestellt und ließ 
dort heidnische Opfer darbringen.
Der Umschwung kam, als ein alter, nach 
der mosaischen Ordnung „pensionierter“ 
Priester sich weigerte, in seiner Heimat-
stadt dieses heidnische Opfer zu vollzie-
hen. Seine fünf Söhne leisteten tätigen 
Widerstand gegen die heranrückenden 
syrischen Truppen. Daraus entwickelte 
sich ein Guerillakrieg. Der Schlag, den 
Matitjahu der Priester führte, hat, ohne 
zu übertreiben, wahrscheinlich die ganze 
Zukunft des Judentums entscheidend be-
einflusst. Man kann sagen, dass dieser 
hartnäckige Priester nicht nur die Zu-
kunft des Judentums, sondern sogar auch 
die des Christentums entschieden hatte.
Stellen wir uns einmal vor, die aus Syrien 
eingedrungenen Hellenisten, die nach 
der griechischen Kultur orientierte Bevöl-
kerung im damaligen Orient, hätten die 
Juden ohne diesen, von dem Priester ent-
fachten Aufstand, aufgerieben und assi-
miliert.  Sie wären unter den zahlreichen 
hellenisierten Völkern gewiss restlos un-
tergegangen.
Und das immerhin 150 Jahre vor der Ge-
burt Jesu und etwa 200 Jahre vor Paulus, 
der dann gewiss kein Saulus, auf He-
bräisch Schaul, hätte werden können. Da-
mit also hätte sich weder für Christus 
noch für das Christentum eine Chance 
ergeben. So gedenken die Christen viel-
leicht, auch wenn sie kein Chanukka 

 feiern, zumindest schon bei Händels Ora-
torium an Judas Makkabäus, des Sohnes 
von Matitjahu.
Zu Beginn des Aufstandes flohen viele zu-
künftige Kämpfer in die Berge. Jedoch wa-
ren sie vor den Soldaten des hellenisti-
schen Königs nirgendwo sicher, die den 
Umstand, dass diese frommen Juden am 
Schabbat, an ihrem Ruhetag, nicht kämp-
fen wollten, ausnutzten. Daher fielen die 
Soldaten gerade an diesem Tag über sie her.
Man erzählt, als Matitjahu, der Priester 
erfuhr, dass sich eine Gruppe von Juden 
an einem Schabbat ohne Gegenwehr hat-
te abschlachten lassen, weil ihrer Mei-
nung nach das Benützen von Waffen ge-
gen das göttliche Gebot der Schabbat ruhe 
verstoßen hätte, er einen Beschluss fasste: 
„Wenn uns jemand am Schabbat angreift, 
so werden wir gegen ihn kämpfen, damit 
wir nicht umkommen ...“ (1. Makk. 2:42). 
Er ließ die Lehre seiner Tage in folgender 
Sentenz zusammenfassen: „Lieber sollst 
du einen Schabbat entweihen, damit du 
(später) viele Schabbattage befolgen 
kannst.“ Matitjahu drückte damit den glei-
chen Gedanken aus, der nach mehr als 
200 Jahren als Frage so klang: Seid ihr für 
den Sabbat, oder ist der Sabbat des Herrn 
für Euch? Diese Formulierung Jesu ist für 
Millionen Christen bedeutend. Matitjahu 
und seiner Kämpfer dagegen gedenken 
nur wir alljährlich, wenn wir Abend für 
Abend in den Chanukka-Leuchtern die 
Lichter feierlich anzünden. Acht Tage lang. 

CHAG SAMEACH

Routinemäßig feiern wir Juden Chanukka 
jedes Jahr vom 25. Kislew bis zum 2. Te-
wet. Wer von uns achtet darauf, dass un-
ser Lichterfest genau in der dunkelsten 
Zeit unseres Jahres begangen wird? Rab-
biner Joel Bin-Nun hat in zwei Abhand-
lungen auf diese Tatsache aufmerksam 
gemacht, und er hat bei dieser Gelegen-
heit eine versteckte Verbindung zu Adams 
Feiertagen aufgedeckt, von denen der 
Talmud berichtet.
Nach unserem Sonnenkalender weist der 
21. Dezember bekanntlich die längste 
Nacht und den kürzesten Tag aus. Der 
Wendepunkt befindet sich, wenn wir ihn 
im Mondkalender suchen, gegen Ende 
des Monats Kislew. Wie am Ende jedes 
Monats ist dann kein Mondlicht zu erbli-
cken. Daher kann man die letzte Kislew-

Woche als die finsterste Zeit des Jahres 
bezeichnen. Diesen Sachverhalt entdeck-
te bereits der erste Mensch; Adam hat 
ihm eine religiöse Deutung gegeben. 
Im Talmud (Avoda Sara 8a) heißt es: „Die 
Rabbanan lehrten: Als Adam, der Ur-
mensch, die Tage fortschreitend abneh-
men sah, sprach er: Wehe mir, vielleicht 
wird nun die Welt, weil ich gesündigt 
habe, verfinstert und wird zurück in Leere 
und Öde verwandelt; das ist also der Tod, 
der im Himmel über mich verhängt wor-
den ist! Da stand er auf und verweilte 
acht Tage im Fasten.
Als aber der Wendepunkt des Tewets ein-
trat und Adam die Tage fortschreitend 
 zunehmen sah, sprach er: Das ist also der 
Lauf der Welt! Da ging er und machte   
acht Tage zu Festtagen. Im nächsten Jahr 

Adams Feiertage 
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machte er diese und jene Tage zu Fest-
tagen. Adam hatte sie im Namen des Him-
mels festgesetzt, Götzendiener aber be-
stimmten sie auf die Namen von Götzen.“
Nach dem talmudischen Bericht hat 
Adam seine erste Deutung der beobachte-
ten Phänomene korrigiert. Die unter-
schiedlich langen Tage hängen also gar 
nicht mit seinem sündhaften Verhalten 
zusammen; sie sind vielmehr eine Natur-
gegebenheit, die unabhängig vom Tun 
und Lassen des Menschen abläuft. Die 
Licht-Gesetzmäßigkeit, die Adam erkann-
te, war für ihn ein Anlass, Festtage zu 
 Ehren des Schöpfers festzulegen.

Seinen ersten Beitrag schrieb er für uns 
vor genau fünf Jahren, für das Chanukka-
Heft Dezember 2012. „Laut unseren tra-
ditionellen Geboten sind wir verpflichtet, 
das Wunder von Chanukka öffentlich 
sichtbar zu machen“, erklärt er uns und 
heute gibt es tatsächlich auch bei uns in 
vielen Gemeinden öffentlich gezündete 
Chanukka-Leuchter. Und weiter erläutert 
er, wie die meisten unserer Feste sei auch 
Chanukka ein inniges Familienfest.
Anfang September konnte er ein inni-  
ges und sehr persönliches Familienfest 
feiern, ausgerichtet von Prof. Dr. Thomas 
Schnabel in seinem Institut, dem Haus 
der  Geschichte Baden-Württemberg, unter 
Freunden, Weggefährten und Verehrern:
Rabbi Joel Bergers 80. Geburtstag. Ebi 

MAZAL TOW Rabbiner Berger
Lehrer, der Zentralrats-Vize, hielt eine 
bewegende Rede. Auch die Vorstandsvor-
sitzende Barbara Traub war dabei, wei-
tere Stuttgarter Gemeindevertreter und 
der ungarische Schriftsteller und Histori-
ker György Dalos.
Ein paar Wochen später, Ende Oktober, 
erhielt Rabbiner Berger von Oberbürger-
meister Fritz Kuhn die Bürgermedaille 
der Landeshauptstadt Stuttgart.

Lieber Rebbe, liebe Noemi, wir kennen 
uns schon ziemlich lange, seit eurer 
 Bremer Zeit. Deshalb sei mir an dieser 
Stelle auch ein persönliches Wort erlaubt 
und ich kann es kurz auf den Punkt brin-
gen: Es ist immer ein richtiges Vergnügen 
und ein Gewinn mit Ihnen, Rebbe, oder 
mit Dir, Noemi, zu sprechen. Ich spüre 
dann eine immer noch wachsende und 
auch gegenseitige Wertschätzung. Dafür 
danke ich euch, sage Mazal Tow und liebe 
Grüße nach Stuttgart, Benno Reicher. 

Dass diese Feiertage später von Götzen-
dienern im Sinne ihrer heidnischen Reli-
gion uminterpretiert worden sind, ist eine 
bedauerliche Geschichte. Diese Entwick-
lung zeigt, dass eine lobenswerte reli-
giöse Festsetzung aus ideologischen Grün-
den ohne viel Mühe in das Gegenteil ver-
kehrt werden kann.
Es ist natürlich bemerkenswert, dass wir 
die acht Chanukka-Tage genau in der Zeit 
begehen, die Adam als Festtage zu Ehren 
Gottes bestimmte. Freilich bemerken wir 
auch wichtige Unterschiede: Adam feierte 
zweimal acht Tage; einmal zur Erinne-
rung an sein Fasten und einmal zur Er-

innerung an seine Freude, als er ein Ge-
setz der Schöpfung als solches erkannte. 
Dass Adams Festtage in späterer Zeit 
heidnisch umgedeutet worden sind, ist 
eine traurige geschichtliche Tatsache. 
Unser Chanukka lehnt sich an Adams reli-
giös-kosmische Feier an und bereichert 
das uralte Fest um weitere wichtige Aspek-
te: Makkabäersieg, Tempel-Einweihung 
und Ölwunder. Die Tiefendimension von 
Chanukka, die wir hier in den Spuren von 
Rabbiner Bin-Nun beschrieben haben, 
wird nicht selten übersehen.

Yizhak Ahren 
 

„Über viele Jahre haben Sie als Lan des-
rabbiner das Ihnen anvertraute Geschick 
unserer Gemeinde in religiöser Hinsicht 
stets weise geleitet. Darunter auch in 
Zei ten des Umbruchs und rasanter Ver-
än derung. Jahre, in denen Sie für un-
sere Gemeindemitglieder – Jung wie 
Alt – oft ein Lehrer des Judentums sein 
muss ten und auch in vorbildlicher Weise 
waren. Unser Gemeindeleben haben 
Sie nachhaltig entwickelt und das Bild 
des Judentums nach außen in positiv-
ster Weise geprägt. Auch davor haben 
Sie sich in Jahrzehnten der Arbeit als 
Rabbiner in verschiedenen Gemeinden 
einen exzellenten Ruf erarbeitet und 
sich bleibende Verdienste erworben. 
Nunmehr wünschen wir Ihnen zu 
 Ihrem Ehrentag nochmals alles Gute, 
Freude und Erfolg bei den anstehenden 
Projekten sowie von Herzen ,Mazal Tow 
– Ad Mea We Esrim!‘“

Barbara Traub M.A.
Vorsitzende der Israelitischen

Religions gemeinschaft Württemberg
Redeauszug

„Joel Berger hat an vielen Stätten als 
Rabbiner gewirkt. Die sichtbarsten 
Spuren hat er hier in Stuttgart und in 
Württemberg hinterlassen. Und seit er 
im Ruhestand ist, ist er eigentlich noch 
mehr unterwegs als vorher. Seine 
Handschrift tragen seit vielen Jahren 
und auch in diesem Jahr die Jüdischen 
Kulturwochen Stuttgart, die er gemein-
sam mit seiner Frau kuratiert.
Liebe Frau Berger,
jetzt wird es höchste Zeit, dass ich auf 
Sie zu sprechen komme. Denn wenn 
man an Joel Berger denkt, denkt man 
zugleich an Sie. So vieles haben Sie 
 gemeinsam aufgebaut. Es könnte wohl 
nicht einer ohne den anderen. Daher 
freue ich mich sehr, Sie beide bei guter 
Gesundheit hier zu sehen und wün-
sche Ihnen noch viele, viele gute ge-
meinsame Jahre!“

Ebi Lehrer
Vizepräsident des Zentralrats

der Juden in Deutschland
Redeauszug

Rabbiner Joel Berger, Noemi Berger und Erwin Teufel.  Foto: HdGBW



Joel Berger hat mit seinem öffentlichen 
Auftreten, mit seinen Rundfunkbeiträgen 
und mit seiner ganzen Persönlichkeit    
die jüdischen Württembergerinnen und 
Würt temberger wieder ins Bewusstsein 
der Gesellschaft gerückt. Das Haus der 
Geschichte hatte seit seiner Gründung 
vor 30 Jahren immer wieder jüdische 
Themen behandelt. Man war sich immer 
wieder einmal begegnet, ohne in näheren 
Kontakt zu treten.
Das änderte sich 2003 grundlegend, als 
Joel Berger das Projekt „Erforschung der 
jüdischen Volkskultur – einst und heute“ 
übernahm, das bei uns angesiedelt war. 
Seit dieser Zeit gehört er dazu. Er berät 
uns in allen Fragen zur deutsch-jüdischen 
Geschichte, zu Objekten aus diesem The-
menbereich oder zu synagogalen Gesän-
gen. Wir haben von ihm sehr viel gelernt, 
über das Judentum, über die Geschichte, 
über Ungarn, über den Fußball oder über 
jüdische Witze.
Um Unwissenheit und Unsicherheit zu 
überwinden, bedarf es eines ‚Vermittlers‘, 
eines Menschen, der die jüdischen Feste 
und Feiertage, das jüdische Leben einpräg-
sam, wortgewaltig und verständlich erklä-
ren kann. Joel Berger hat in unzäh ligen 
Beiträgen den überwiegend christ lichen 
Zuhörern die gemeinsamen Wurzeln von 
Judentum und Christentum ebenso nahe-
gebracht wie die Unterschiede. Er hat dar-
über hinaus die wieder sehr lebendigen jü-
dischen Gemeinden in Deutschland noch 
stärker ins Bewusstsein der christlichen 
Mehrheitsbevölkerung gerückt, aber auch 
die Zuwanderer wieder mit dem jüdischen 
Leben vertraut gemacht.

Rabbiner Joel Berger zum 80. Geburtstag
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Einen wesentlichen Beitrag leisten dazu 
alljährlich auch die vom Ehepaar Berger 
in Stuttgart ins Leben gerufenen jüdi-
schen Kulturwochen. 14 Tage lang wer-
den historische und aktuelle Facetten 
 jüdischer Kultur in nahezu allen Formen 
präsentiert. Ein reicher und bunter Rei-
gen, der aus dem städtischen Kulturleben 
nicht mehr wegzudenken ist.
Auch wenn die meisten nichtjüdischen 
Menschen Joel Berger aus seinen fulmi-
nanten Radiobeiträgen mit seiner unver-
wechselbaren Stimme kennen, darf man 
seine zahlreichen Veröffentlichungen 
nicht vergessen. Neben einer Vielzahl von 
Aufsätzen sind besonders seine Erinne-
rungen „Der Mann mit dem Hut. Ge-
schichten meines Lebens“ und eine Aus-
wahl seiner Radiobeiträge unter dem 
 Titel „Mit Rabbiner Joel Berger durch das 
jüdische Jahr“ zu erwähnen. Im nächsten 
Jahr wird seine umfangreiche Sammlung 
von Aufsätzen erscheinen, die seine Be-
schäftigung mit der jüdischen Volkskul-
tur zusammenfassen wird.
Wir durften mit ihm und seiner Frau 
 Noemi, ohne die eigentlich nichts geht, 
viel feiern im Haus der Geschichte Baden-
Württemberg: seinen 70. Geburtstag, sein 
50-jähriges Rabbinerjubiläum und zuletzt 
seinen 80. Geburtstag. Bei allen Veran-
staltungen, bei allen Reden und von al-
len Beteiligten wird Joel Berger ge-
schätzt, geehrt und als Glücksfall vor 
 allem für die Gesellschaft Baden-Würt-
tembergs empfunden.
Das Haus der Geschichte Baden-Würt-
temberg ist stolz, dass Joel Berger nun 
schon seit vielen Jahren ein von allen, vor 

allem auch jüngeren Kolleginnen und 
Kollegen hoch geschätztes Mitglied un-
seres Teams ist. Ich persönlich bin sehr 
dankbar für die anregenden und kontro-
versen Diskussionen mit Joel Berger, für 
die Freundschaft mit ihm und seiner tol-
len Frau Noemi. Wir wünschen Joel Ber-
ger und vor allem uns, dass er dem Haus 
der Geschichte Baden-Württemberg noch 
weitere 40 Jahre mit seiner unverwech-
selbaren, vorbildhaften und anspornen-
den Persönlichkeit erhalten bleibt.

Prof. Dr. Thomas Schnabel, Leiter des Hau-
ses der Geschichte Baden-Württemberg

Hohe Auszeichnung 
für Rabbiner Berger

Oberbürgermeister Fritz Kuhn hat am 
Freitag, 20. Oktober, die Bürgermedaille 
der Landeshauptstadt Stuttgart an Landes-
rabbiner i. R. Dr. h. c. Joel Berger über-
reicht. Mit der Medaille wird das langjäh-
rige Engagement Bergers für die christ-
lich-jüdische Zusammenarbeit und Ver-
ständigung gewürdigt. „Sie haben sehr 
viel geleistet für die Verständigung der 
Religionen und hatten dabei immer eine 
klare Haltung: Religionen sollten Ihrer 
Ansicht nach ihre Eigenheiten behalten 
und ihre Eigenständigkeit bewahren“, 
sagte OB Kuhn. „Untereinander sollten 
sich Religionen aber mit großem Ver-
ständnis begegnen und miteinander im 
Austausch stehen. Der interreligiöse Aus-
tausch in Stuttgart ist sehr rege, was auch 
ein großer Verdienst von Ihnen ist. 2007 
haben Sie die jüdischen Kulturwochen in 
Stuttgart gestartet, die sich seitdem her-
vorragend entwickelt haben und noch 
immer existieren. Sie wecken mit den jü-
dischen Kulturwochen Neugier und Ver-
ständnis für die jüdische Kultur und sind 
damit im Herzen der Stadtgesellschaft.“
Von 1985 bis zu seiner Pensionierung im 
Jahr 2002 war Dr. h. c. Joel Berger Lan-
desrabbiner für Württemberg mit Dienst-
sitz in Stuttgart. Er war zeitweise auch 
Sprecher der Rabbinerkonferenz Deutsch-
land. Während seiner fast 20-jährigen 
Amtszeit als Landesrabbiner hat sich Ber-
ger mit großem Einsatz und sehr erfolg-
reich für die Integration der jüdischen Zu-
wanderer aus Osteuropa engagiert.
Als Kurator der Jüdischen Kulturwochen 
verantwortet er zusammen mit seiner Ehe-
frau Noemi, mit der er seit 1970 verheira-
tet ist und zwei Kinder hat, seit 2007 die 
Programmgestaltung der Veranstaltungs-
reihe, mit der Begegnung und Dialog zwi-
schen jüdischer und nichtjüdischer Bevöl-
kerung gefördert werden.OB Kuhn überreichte die Bürgermedaille an Joel Berger.  Foto: Leif Piechowski/LHS
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Zu ihrer jährlichen Tagung trafen sich die 
Mitglieder der „Arbeitsgemeinschaft Jü-
dische Sammlungen“ im September in 
Würzburg. Veranstalter des Treffens wa-
ren das Johanna-Stahl-Zentrum für jüdi-
sche Geschichte und Kultur in Unter-
franken und das Jüdische Kulturmuseum 
und Synagoge in Veitshöchheim. Die 75 
Tagungsteilnehmer kamen aus verschie-
denen Arbeitsbereichen jüdischer Museen, 
wissenschaftlicher und kultureller Ein-
richtungen. Dieses Netzwerk aus Fach leu-
ten ist allerdings auch offen für Einzel per-
sonen aus kleinen Synagogen-Ver einen 
oder neuen lokalen Initiativen.
„Die AG tagt jedes Jahr an einem anderen 
Ort und ermöglicht so den Teilnehmern, 
die beteiligten Institutionen und die dor-
tige jüdische Region kennen zu lernen. 
Würzburg und Unterfranken fehlten noch 
in der Reihe der Veranstaltungsorte“, er-
klärte Rotraud Ries, die Würzburger Gast-
geberin und Leiterin des Johanna-Stahl-
Zentrums (JSZ). Die Region biete eine 
Fülle von Themen für eine wissenschaft-
lich-professionelle Beschäftigung mit jü-
discher Kultur und verdiene mehr Auf-
merksamkeit.
Die Referenten berichteten über For-
schungsprojekte einzelner Institutionen, 
neue Ausstellungskonzepte teilneh men-
der Museen, über Quellensammlungen 
und existierende und geplante Datenban-
ken zur jüdischen Biographik, Geschichte 
und Topographie. Großes Interesse gab es 
auch an neuen Online- und Digitalisie-
rungsprojekten.
JSZ-Mitarbeiter Riccardo Altieri stellte die 
Sammlung Schneeberger vor: Der 2014 
verstorbene Michael Schneeberger, Ex-

Experten in Franken
perte für jüdische Orts- und Familienge-
schichte im bayerischen, aber vor allem 
im unterfränkischen Raum, war lange 
Jahre auch Autor von JÜDISCHES LEBEN 
IN BAYERN. Viele seiner umfassenden 
 jüdisch-historischen Arbeiten auch über 
kleinste Synagogengemeinden veröffent-
lichte er zuerst in unserer Zeitschrift.
Er vererbte seine Sammlung, ein umfang-
reiches Konvolut von Manuskripten, Foto-
grafien, Briefen, Dokumenten und Stamm-
bäumen zur Geschichte einzelner Fami-
lien und jüdischer Gemeinden in etwa 330 
Orten, der Israelitischen Gemeinde Würz-
burg, die den Nachlass Schneebergers dem 
JSZ überließ. Dieses plant eine Erfassung 
und Teildigitalisierung des Bestandes.
Über eine neue Wechselausstellung in  
der ehemaligen Synagoge Kriegshaber, 
einer Dependance des jüdischen Museums 
Augs burg, informierte Museumsleiterin 
Benigna Schönhagen. Im Jahr des 100. 
Geburtstages der Großen Synagoge in 
Augsburg (s. dazu auch unser Heft Nr. 133 
von September 2017) fand in der Stadt ein 
Erinnerungstreffen ehemaliger jüdischer 
Augsburger und deren Nachkommen statt. 
In seinem Beitrag zum Synagogenjubi-
läum thematisierte Torsten Lattki vom  
 Jüdischen Museum auch Fragen der Ge-
denkkultur. So verzichte man in Augs-
burg, nach Einspruch durch die jüdische 
Gemeinde, Sinti und Roma und Einzel-
personen, auf die Verlegung von Stolper-
steinen. Man habe sich als alternative 
 Gedenkform für Erinnerungsbänder ent-
schieden. Diese werden vor dem letzten 
Wohnsitz der betreffenden Person ca. 
1,50 m über dem Bodenniveau, also in 
„Augenhöhe“ angebracht.

Genisa-Projekt in Veitshöchheim. Fotos: JSZ-Würzburg

Ebenso wie das Jüdische Kulturmuseum 
in Veitshöchheim beabsichtigt auch das 
Jüdische Museum Westfalen in Dorsten 
eine Neukonzeption der bisherigen Dauer-
ausstellung, erste Entwürfe dazu präsen-
tierte Cordula Lissner. Umbaumaßnah-
men und neue Ausstellungen werden der-
zeit auch in vielen anderen Städten ge-
plant oder bereits umgesetzt. Berlin zählt 
dazu; das bereits in den 1980er Jahren 
eröffnete Jüdische Museum in Frankfurt 
wird in den nächsten Jahren inhaltlich 
und baulich erneuert. Das Haupthaus 
bleibt demnach bis 2019 geschlossen. 
Auch das Jüdische Museum Franken in 
Fürth wird im kommenden Jahr einen 
 Erweiterungsbau eröffnen und in Köln ar-
beitet bereits ein Expertenteam an einem 
völlig neuen Museum.
Die Tagungsteilnehmer besuchten auch 
das Würzburger Museum Shalom Europa 
und in Veitshöchheim das Jüdische Kul-
turmuseum und die Synagoge. In der von 
Martina Edelman geleiteten Einrichtung 
interessierten sich die Gäste besonders 
für das Genisa-Projekt. Eine Exkursion zu 
den ehemaligen Synagogen in Lauden-
bach und Arnstein (Landkreis Main-Spes-
sart) und dem jüdischen Verbandsfried-
hof Laudenbach beendete die viertägige 
Tagung.
„Für mich“, sagt Rotraud Ries, „war das 
Besondere dieses Treffens, eine Region zu 
präsentieren, die stark vom Landjuden-
tum geprägt ist und ein hohes Maß eh-
renamtlicher Aktivitäten aufweist. Dazu, 
und für den Austausch zwischen Profis 
und Ehrenamtlichen bietet unsere Arbeits-
gemeinschaft ein wichtiges Forum.“

Beate Weinhold/Benno Reicher

Begrüßung vor der Synagoge in Arnstein.
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Es war gewissermaßen eine Rückkehr zu 
den Wurzeln ihrer Familie: Micaela Page-
ner-Petermann aus Köln stellte im Sep-
tember Assemblagen in der Gronau-Eper 
Galerie van Almsick aus. Das wäre an  
sich nichts Ungewöhnliches, doch bei ihr 
schließt sich ein Kreis. Die Ausstellung 
fand in einem früheren Gebäude ihrer 
 Familie statt. Sie wohnte dort, bis die 
 jüdischen Pageners von den National-
sozialisten unter Druck gesetzt, enteignet, 
verfolgt und ein großer Teil der Familie 
ermordet wurde.
Micaelas direkte Vorfahren entkamen 
dem Holocaust. Sie emigrierten gerade 
noch rechtzeitig nach Palästina. Nach 
dem Krieg kehrte ein Teil der Familie 
nach Deutschland zurück. 1948 kam 
 Micaela in Stuttgart zur Welt. Die mittler-
weile pensionierte Lehrerin wohnt mit 
 ihrem Mann in Willersdorf, am Stadtrand 
von Köln. Nach Epe hatte sie bis vor eini-
gen Jahren kaum Verbindungen.
„Aber ich wusste, dass mein Opa dort 
 gelebt hatte“, erzählt sie. Zu ihm hatte 
Micaela ein inniges Verhältnis. Doch mit 
Epe verband sie nicht mehr als den Orts-
namen aus Opas Geschichten. Vor acht 
Jahren war sie wohl anwesend, als 
 Günter Demnig in Epe Stolpersteine für 
ihre ermordeten Familienmitglieder ver-
legte. Die Vorbereitungen im Herbst für 
die Ausstellung in Epe, ein Rundgang mit 
 Rudolf Nacke vom Eper Heimatverein  
auf den Spuren ihrer Familie und die 
 Erin nerun gen an ihren Großvater blieben 

Künstlerin Micaela Pagener
kehrt zu den Wurzeln ihrer Familie zurück

Von Martin Borck, Gronau-Epe

nicht ohne Wirkungen auf Micaela Page-
ner.
„Das alles gibt mir ein Stück Erdung“, 
sagt sie. Etwas, das ihr bisher fehlte. Ihr 
ganzes Leben lang habe sie „eine Spur 
von Fremdheit“ wahrgenommen, sagt sie. 
Micaela wuchs in Deutschland auf. Als 
Kind ging sie in die Synagoge, sie erhielt 
Religionsunterricht, wurde in ihrem jüdi-
schen Umfeld sozialisiert. Ein Bild zeigt 
die Kinder der Kölner jüdischen Gemein-
de mit ihren Eltern. Die damals sechs 
Jahre alte Micaela steht direkt neben dem 
Rabbi Zvi Asaria.
Selbst als säkulare Jüdin spürt sie Vor-
behalte und eine Art Ausgrenzung in der 
deutschen Gesellschaft. Dass jemand 
gleichzeitig jüdisch und deutsch ist – das 
will in die Köpfe vieler Nicht-Juden ein-
fach nicht hinein. „Ein Beispiel: In den 
1970er-Jahren hatte es zwischen Bun-
deskanzler Schmidt und dem israelischen 
Ministerpräsidenten einen Streit gegeben, 
der in den Medien groß thematisiert 
 wurde. Eines Tages fragt mich der Rektor 
meiner Schule, was ich als Israelin denn 
davon halten würde! Unglaublich! Ich bin 
doch Deutsche, war sogar verbeamtet!“
Auch wenn sie heute nicht mehr in die 
 Synagoge geht, ist sich Micaela Pagener 
ihres Jüdischseins fast täglich bewusst: 
Fremdenhass, Gedenktage, antisemitische 
Anschläge – es gibt immer wieder An-
lässe, die sie daran erinnern: „Auch ich 
gehöre einer Minderheit an.“ Da ist sie 
wieder: diese Spur von Fremdsein.
Die fehlende Bereitschaft des übergroßen 
Teils der Gesellschaft in Deutschland, 
sich mit dem Thema Holocaust überhaupt 
auseinanderzusetzen, tut ihr weh: „Wir 
müssen doch irgendeine Basis finden, da-
rüber zu reden.“ Als Lehrerin für Deutsch 
und Geschichte war es ihr ein Anliegen, 
den ihr anvertrauten Jugendlichen zu 
vermitteln, dass sie selbst für die Demo-
kratie verantwortlich sind.
Ihre neu entdeckten Wurzeln haben Mi-
caela Pagener veranlasst, ihre Familien-
mitglieder zur Vernissage nach Epe ein-
zuladen. „Unsere Familie hatte schließ-
lich für Epe eine Bedeutung“, sagt sie. Zu 
ihrer großen Freude hatten eine ganze 
Reihe von Verwandten zugesagt. Auf 
 diese Weise war es Mitte September nach 
über 80 Jahren zu einem denkwürdigen 
Familientreffen in Epe kommen.
Die Pageners gehörten zu den ersten 
 jüdischen Familien, die sich Anfang des 
19. Jahrhunderts in Epe ansiedelten. Die 
Eper Juden waren zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts assimiliert. Sie waren Mitglie-
der in Schützenvereinen, im Ersten Welt-

krieg wurden viele von ihnen für ihre 
Tapferkeit ausgezeichnet. Epe war stolz, 
als 1907 die Synagoge ihrer Bestimmung 
übergeben wurde. Bekannt war die Kunst-
honigfabrik Pagener an der Gronauer 
Straße. Sie gehörte Micaelas Großvater 
Isaak Moses Julius Pagener. 
Einige ihrer Verwandten leben heute in 
den USA, andere in Frankreich, in der 
Schweiz und in Israel. Das Haus der Pa-
geners beherbergte ursprünglich ab 1813 
die älteste Apotheke in Epe, bevor es in 
den Besitz der Familie überging. Seit 1977 
ist dort die Galerie van Almsick unter-
gebracht.

Auf Spurensuche –
 Treffen der Familie Pagener in Epe

Erinnerungen werden bei dem Besuch 
wach, zu dem insgesamt 14 Nachfahren 
und Angehörige in die kleine Stadt an der 
holländischen Grenze kommen. Anlass 
ist Micaelas Ausstellung in der Eper Ga-
lerie. Bei der familiären Spurensuche hel-
fen Rudolf Nacke und Heinz Krabbe vom 
Heimatverein, die sich intensiv mit dem 
jüdischen Leben in Epe auseinanderge-
setzt haben. Die Pageners – gleich mehre-
re Familienzweige – hatten daran einen 
großen Anteil.
Die Spurensuche beginnt im Heimathaus, 
wo Josef Overkamp und Bürgermeisterin 
Sonja Jürgens die Gäste begrüßen. Die 
Kunsthonigfabrik von Isaak Pagener auf 
dem jetzigen Kirchplatz, die Merschstraße 
mit den Stolpersteinen, die Galerie van 
Almsick, dessen Vorläufergebäude einst Micaela Pagener

Öl-Portrait von Moses Pagener.     Foto: privat



Jüdisches Leben in Bayern · Nr. 134/2017  9

im Besitz der Familie Pagener war – es 
sind Stationen, die die Familienmitglie-
der interessieren und auch innerlich be-
wegen. „Ich weiß gar nicht mehr wohin 
mit meinen Emotionen“, sagt Micaela.
In der alten Synagoge wird den Besu-
chern bewusst, dass das der Ort ist, an 
dem ihre Urgroßeltern gebetet haben. 
Paul Petermann, den Sohn Micaelas, in-
teressiert als Archäologie-Student beson-
ders die Mikwe. Das rituelle Bad ist mit 
Schutt verfüllt und als solche nicht mehr 
erkennbar. Sie soll von Archäologen des 
Landschaftsverbands freigelegt werden.
Micaela Pagener erinnert sich, dass ihr 
Opa rituelle Gegenstände und eine Tora-
rolle zu Hause aufbewahrt hatte. „Die 
 Gegenstände sind inzwischen in den USA 
in einem Museum. Wir könnten ja ver-
suchen, sie nach Epe zu holen, wenn die 
Synagoge ihre neue Bestimmung erhält.“ 
Fred Epstein, Micaelas Cousin, fällt auf 
dem historischen Foto an der Oststraße 
sofort der Name Simon Pagener auf, der 
über dem Eingang der Textilhandlung 
prangt.
Epe hätte Micaela Pagener erstmals ein 
Gefühl von Verwurzelung gegeben, sagt 
sie. Ihre Cousine Gabriella sieht das ähn-
lich: „Die Familie meiner Großmutter 
mütterlicherseits kommt aus einem Dorf 
in Frankreich, an dem schon Generatio-
nen ihrer Familie vorher gelebt haben. So 
etwas kennt unsere Familie ja gar nicht.“ 
Bisher zumindest. Epe, wo Pageners seit 
etwa 1800 lebten, könnte für die Familie 
eine neue Bedeutung bekommen.
In Epe stand in der Pogromnacht das Ge-
bälk der Synagoge in Flammen und die 
Einrichtung wurde von einem Schläger-
trupp vernichtet. Nur weil die Gemeinde 
Epe damals eine Unterkunft für die Frei-
willige Feuerwehr benötigte, wurde das 
Gebäude nicht abgerissen. Noch heute 
steht es an der Wilhelmstraße, war Feuer-
wehr-Gerätehaus, später Wohnhaus. Nun 
steht es seit einigen Jahren leer. Um es 
nicht dem Verfall preiszugeben, kam der 
Rat der Stadt einem Bürgerantrag nach, 
dieses Gebäude zu erhalten und wieder 
nutzbar zu machen. 

Förderkreis Alte Synagoge
gegründet

Zwei Tage vor Rosch Haschana erfolgte 
die Gründung des „Förderkreises Alte Sy-
nagoge Epe“. Das leerstehende, alte Syna-
gogengebäude soll künftig etwas Neues 
beherbergen: ein Zentrum der Erinne-
rung und des Gedenkens an jüdisches 
 Leben in Epe, Gronau und dem Kreis 
 Borken. Durch die Gründung des Förder-
kreises rückt die Verwirklichung der 
 Pläne wieder ein Stück näher.
Für die meisten der Anwesenden in der 
Galerie van Almsick war die Gründung 

ein bewegender Moment. „Magisch“, wie 
es Micaela Pagener-Petermann ausdrück-
te. Die Kölner Künstlerin stellte sich als 
Mitglied für das Kuratorium des Förder-
kreises zur Verfügung. 
„Toll, was mit einem Bürgerantrag alles 
erreicht werden kann“, schmunzelte der-
weil Hans Dieter Meyer. Er hatte vor zehn 
Monaten die Sache ins Rollen gebracht. 
Meyer hielt eine kurze Rückschau und 
warf einen Blick in die Zukunft:
„Mit Begegnungen und Veranstaltungen 
an dem authentischen Lernort sollen Bei-
träge zu Verständigung zwischen Kultu-
ren, Religionen und Völkern geleistet und 
Toleranz und Mitmenschlichkeit geför-
dert werden.“
Auf grenzüberschreitende Zusammenar-
beit soll viel Wert gelegt werden. Daher 
begrüßte Meyer besonders Irene Berg, die 

Vorsitzende der Stiftung Freunde der 
 Synagoge im nahegelegenen Enschede in 
Holland, und Frank Overweg, den Vor-
sitzenden der jüdischen Gemeinde Twen-
te/NL. Die beiden versprachen ebenfalls 
Unterstützung – und brachten schon ein 
Geschenk mit: eine Mesusa.
Micaela Pagener, die mit etlichen ihrer 
Familienmitglieder der Versammlung bei-
wohnte, zeigte sich „überwältigt von der 
Empathie, die uns hier in Epe entgegen-
gebracht wird, und von dem Projekt. Ich 
bin Ihnen dankbar für die schönen Ge-
fühle, die wir hier entwickeln konnten.“

Assemblagen von Micaela Pagener
in der Galerie van Almsick

Eine Premiere der besonderen Art war 
auch die Ausstellung der Assemblagen 

Gründungsversammlung „Förderkreis Alte Synagoge Epe“.

Pageners aus aller Welt auf Spurensuche in Epe. Fotos S. 8 und 9: Martin Borck



Zur Eröffnung des neuen Erinnerungs-
ortes für das Olympia-Attentat in Mün-
chen 1972 kam auch der israelische Staats-
präsident Reuven Rivlin am 6. September 
in die bayerische Landeshauptstadt und 
in die KZ-Gedenkstätte Dachau, wo er 
von Zentralrats- und Landesverbandsprä-
sident Dr. Josef Schuster begrüßt wurde.
„Hier, in der Jüdischen Gedenkstätte des 
Landesverbandes der Israelitischen Kul-
tusgemeinden in Bayern“, sagte Schuster, 
„kamen vor 45 Jahren einige dieser israe-
lischen Athleten zusammen. Sie standen 
hier und gedachten der sechs Millionen 
ermordeten Jüdinnen und Juden. Nie-
mand hätte sich damals vorstellen kön-
nen, dass diese Sportler – nur wenige 
Tage später – selbst ihr Leben lassen wür-
den. Ermordet von Terroristen.“
Wenige Stunden zuvor war der neue Er-
innerungsort im Olympiapark eröffnet 
worden, wo Ministerpräsident Horst See-
hofer neben dem israelischen Staatspräsi-
denten auch Bundespräsident Steinmeier, 
Zentralratspräsident Schuster und Ange-
hörige der ermordeten israelischen Sport-
ler und des bayerischen Polizisten begrüßt 
hatte.

Erinnerungsort Olympia-Attentat eröffnet
Am 5. September 1972 waren Terroristen 
des „Schwarzen September“ in das Olym-
pische Dorf eingedrungen und hatten im 
Haus Connollystraße 31 elf israelische 
Sportler als Geiseln genommen. Zwei 
Sportler, die sich gegen die Terroristen 
zur Wehr setzten, wurden noch in der 
Connollystraße ermordet. Die überfor-
der te deutsche Polizei brachte Terroristen 
und Geiseln unter dem Hinweis, sie von 
dort nach Kairo ausfliegen zu lassen, nach 
Fürstenfeldbruck. Die weiteren neun is-
raelischen Geiseln und ein bayerischer 
Polizist kamen beim Befreiungsversuch 
auf dem Flughafen von Fürstenfeldbruck 
ums Leben. 
Lange Jahre forderten die Familien der 
Opfer von der bayerischen Staatsregie-
rung eine aktive Auseinandersetzung mit 
den damaligen Ereignissen und ein wür-
diges Gedenken, bis schließlich das Kul-
tusministerium mit der Realisierung der 
Gedenkstätte beauftragt wurde. Der nun 
eröffnete Erinnerungsort am westlichen 
Lindenhügel im Olympiapark wurde mit 
Biographien der zwölf Opfer und einer 
medialen Präsentation des Attentats zur 
historischen Einbettung in die heiteren 

Kultusminister Dr. Ludwig Spaenle am neuen Erinnerungsort.  Foto: STMBW/Leiprecht

Erinnerungsort Olympia 

Die Opfer
des Attentats von 1972:

David Berger
Ze’ev Friedmann
Yossef Gutfreund

Eliezer Halfin
Yossef Romano

Amitzur Shapira
Jacob Springer

Kehat Shorr
Mark Slavin

André Spitzer
Moshe Weinberg

Anton Fliegerbauer

Spiele und den palästinensischen Terror 
ausgestaltet. 
„Wir wollen den Opfern im öffentlichen 
Bewusstsein ihr Gesicht und ihre Per-
sönlichkeit wiedergeben. Deshalb war es 
 Ministerpräsident Horst Seehofer und mir 
so wichtig, einen Erinnerungsort hier am 
authentischen Ort im Olympiapark zu er-
richten“, erklärte Kultusminister Dr. Lud-
wig Spaenle. 
„Die Bluttat von Terroristen an den elf 
 israelischen Sportlern und einem bayeri-
schen Polizisten machen die Menschen in 
Bayern und in Deutschland auch heute 
noch tief betroffen. Wir dürfen die Sport-
ler der israelischen Olympiamannschaft, 
die zum friedlichen sportlichen Ringen in 
unsere Landeshauptstadt gekommen sind 
und hier von Terroristen brutal als Gei-
seln genommen und ermordet wurden, 
nicht vergessen und auch nicht den baye-
rischen Polizisten Anton Fliegerbauer, 
der beim Befreiungsversuch in Fürsten-
feldbruck zu Tode kam.“
Nach dem persönlichen Gedenken der An-
gehörigen der Opfer wurde ihnen der neue 
Erinnerungsort symbolisch übergeben.

 bere

von Micaela in der Galerie van Almsick. 
Kurz gesagt sind das flache Bildwerke, 
 erweitert um dreidimensionale Objekte. 
Sie wiederum sind Fundstücke, mit de-
nen entsprechend kombiniert und mon-
tiert ein völlig veränderter Realitätsbe-
zug hergestellt wird.
Man sollte aber keinesfalls annehmen, 
dass ihre Assemblagen irgendwie nette 
Bastelarbeiten sind, bei denen irgendein 
Plunder zusammengeklebt wird. Ganz im 
Gegenteil: Pagener arbeitet thematisch. 
Das lässt sich erkennen, wenn man ge-

wissermaßen mit den Augen in ihren 
 Arbeiten spazieren geht, sich Zeit lässt, 
dabei immer wieder neue Details ent-
deckt und mögliche Zusammenhänge her-
stellt.
Vor allem in jüngerer Zeit rücken bei Mi-
caela Pagener (www.pagenerpetermann.
com) ernste, gesellschaftlich relevante 
Themen in den Fokus, die sie spielerisch-
ironisch umsetzt. Als Jüdin geht sie mit 
„Die Sicht des kleinen Mädchens“ the-
matisch auf die Schoa ein.  Bedrückend, 
wie Wachtmeisterköpfe aus dem Kas-

perle theater auf einem alten Schulwand-
bild zur „Leuchtgas Gewinnung“ zu ver-
schlagenen Bewachern werden. Die Bei-
ne von Marionettenfiguren marschieren 
im Stechschritt durch Stacheldraht und 
ein hölzernes Mädchen mit stechend glit-
zerndem Glassteinauge steht am Bild-
rand und sieht zu, wie mensch liche 
 Schemen aus Draht nach oben in  einen 
Himmel entschweben, an dem sich Flug-
zeuge scheinbar in Riesenlibellen ver-
wandeln.
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Mit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
suchten tausende sogenannte Displaced 
Persons außerhalb Europas eine neue 
Heimat. Auch wenn die meisten nach 
 Palästina und Amerika gingen, versuch-
ten nicht wenige in Ozeanien ein neues 
Leben. Der Beginn der jüdischen Einwan-
derung nach Australien nahm seinen An-
fang jedoch bereits 200 Jahre früher.

Als 1780 die ersten britischen Gefangenen-
transporte an der Küste Australiens lande-
ten und mit ihnen Europäer das ferne Süd-
land erreichten, befanden sich darunter 
auch Häftlinge jüdischen Glaubens. Wohl 
waren es zunächst nur wenige, aber es 
 waren diese Häftlinge, die schließlich jüdi-
sches Lebens in Australien mitbegründeten.

So war es der Jude Marcus Jacobs aus 
Mannheim, der 1792 wegen Diebstahls 
 einiger Silberlöffel in England verurteilt 
worden war und noch im selben Jahr in 
die Strafkolonie verbannt wurde. Marcus 
fungierte aufgrund seiner religiösen Bil-
dung als eine Art Rabbiner für die ersten 
jüdischen Bewohner Sydneys, die zunächst 
Gottesdienste in privaten Räumlichkeiten 
feierten. Bis zur Gründung  einer institutio-
nellen Gemeinde dauerte es noch einige 
Jahre. Die ersten Synagogen Australiens 
entstanden dann in den 1840er Jahren.

Eines der ältesten und bis heute erhalte-
nen Bethäuser ist jenes in der Stadt Ho-
bart im heutigen Tasmanien. Auch auf 
dieser Insel südlich des australischen Kon-
tinents entwickelte sich bereits zu  Beginn 
des 19. Jahrhunderts eine jüdische Ge-
meinde und 1842 konnte die  Synagoge, 
nicht zuletzt durch die finanzielle Unter-
stützung Moses Montefiores aus London, 
eröffnet werden. Noch heute gibt es in 
dem Bethaus die Bänke, auf welchen die 
Gefangenen sich in Zeiten der britischen 
Strafkolonie während des Gottesdienstes 
zu setzen hatten.

Mit dem Ende als Strafkolonie kamen 
vermehrt freie Siedler, die vom Gold-
rausch angezogen wurden, nach Austra-
lien. Glücksritter aus der ganzen Welt 
trieb es in den entlegenen Weltteil und 
mit den Einwanderungszahlen Mitte des 
19. Jahrhunderts wuchsen auch die wirt-
schaft lichen Möglichkeiten. Die junge 
Me tro pole Melbourne zählte in dieser 
Zeit zu den reichsten Städten der Welt. 
Das Stadtviertel St. Kilda war besonders 
von der jüdischen Einwanderung aus 
Deutschland geprägt.

Zu den Gründungsmitgliedern der „St. 
Kilda Hebrew Congregation“ zählten der 

Jüdische Immigration nach Australien

Unternehmer Moritz Michaelis und der 
Rabbiner Elias Blaubaum aus Hessen. 
Aber auch außerhalb der Metropolen ent-
standen zahlreiche jüdische Gemeinden. 
Viele jüdische Händler ließen sich in der 
Nähe der Goldfelder nieder, wo die Ver-
sorgung der Goldsucher eine lukrative Er-
werbsgrundlage darstellte.

So zog es auch die Brüder Adolph und 
 Joseph Bing nach Australien, wo sie ihr 
Glück als Geschäftsmänner machen woll-
ten. Sie kamen aus einer jüdischen Fami-
lie aus Hamburg Altona. In seinem Tage-
buch hielt Joseph die fast viermonatige 
Seereise auf dem Segelschiff Howard 
fest. Darin berichtet er auch von sechs 
weiteren jüdischen Passagieren, die eben-
falls die weite Reise antraten.

Über das Laubhüttenfest im Jahr 1853 an 
Bord des Schiffes schreibt Joseph: Endlich 
kommt der Festtag, den ich [bis] Heute nur 
zu gern feierte, aber hier auf dem Schiff ist 
daran nicht zu denken. Ich gehe freilich in 
unserer Koje herum, u[nd] amüsiere mich 
so gut als möglich, ich singe tanze, u[nd] 
bin vergnügt, nur um den Festtag auch ge-
feiert zu haben. Ich stelle mir alles bildlich 
vor[,] die Synagoge die anderen Menschen 
[…] alle mit schönem Wetter im Heimat-
land u[nd] vor allen angenehmen Bildern 
kann ich nicht einschlafen. Am anderen 
Morgen bete ich wieder, aber freue mich 
doch am Abend[,] daß die Festtage vorüber 
sind.

Die Aufzeichnungen lassen nur erahnen, 
welche Einschränkungen eine solch lange 
Seereise mit sich brachte, nicht nur in 
 religiöser Hinsicht. Nachdem die Brüder 
Australien erreicht hatten, ließen sie sich 
zunächst in Sydney nieder. Adolph ging 
jedoch bald darauf nach Neuseeland und 
gründete das Textilunternehmen Bing & 
Harris & Co., welches bis 2015 unter die-
sem Namen fortgeführt wurde. Zudem 
zählte Adolph Bing zu den Gründungsmit-
gliedern der Jüdischen Gemeinde Dunedin. 
Joseph scheiterte in Sydney mit einem 
Exportunternehmen und über sein weite-
res Schicksal ist nichts überliefert.

Noch heute findet man berühmte Namen, 
deren jüdischer Hintergrund selbst in 
Australien wohl wenigen bewusst sein 
wird. Jedem, der bereits einmal das Ver-
gnügen hatte, durch die Einkaufsstraßen 
von Down Under zu flanieren, ist das Wa-
renhaus Myer ein Begriff, heute eine aus-
tralische Institution. Begründet wurde es 
von dem jüdisch-russischen Einwanderer 
Sidney Myer, der 1899 nach Australien 
auswanderte und dort zunächst ein Ge-

schäft in der Kleinstadt Bendigo eröffne-
te. Wie Myer kamen gegen Ende des 19. 
Jahrhunderts tausende Juden nach Aus-
tralien, die vor Verfolgung und Pogromen 
im zaristischen Russland flohen.

Auch die heute noch namhafte Kosme-
tiklinie Helena Rubinstein fand ihren Ur-
sprung in Australien. Die gleichnamige 
Begründerin folgte einem Onkel auf die 
andere Seite der Welt. Dort versuchte sie 
sich zunächst als Kindermädchen und 
sparte für die Eröffnung eines Schön-
heitssalons. Die Cremes, die sie aus ihrer 
Heimat Krakau mitgebracht hatte, erfreu-
ten sich bei den anderen Einwanderinnen 
großer Beliebtheit und schnell erkannte 
Helena darin ein wirtschaftliches Stand-
bein. Ihre Salons, die sie zunächst in Mel-
bourne eröffnete, expandierten später 
weltweit und machten sie zu einer der er-
folgreichsten Geschäftsfrauen ihrer Zeit.

Die Liste erfolgreicher jüdischer Einwan-
derungsbiografien ließe sich um viele 
weitere ergänzen. Mit Ausbruch des Ers-
ten Weltkrieges kam die Einwanderung 
 jedoch zu einem Stillstand und die res-
triktive Immigrationsgesetzgebung unter 
der rassistischen „White Australian Po-
licy“ sollte bis in die 1950er Jahre be-
stehen bleiben. Die unter der australi-
schen Bevölkerung aufkommende Angst 
vor „Überfremdung“ war es letztlich auch, 
die die Pläne des russisch-jüdischen Poli-
tikers und Philanthropen Isaak Nachman 
Steinberg scheitern ließen, der in der 
Kimberley-Region in West-Australien ein 
Ansiedlungsgebiet für jüdische Einwan-
derer geplant hatte.

Mit dem Beginn der NS-Zeit ab 1933 such-
ten tausende europäische Juden eine neue 
Heimat. Auf der Konferenz von Evian im 
Juli 1938 erklärte sich Australien nur un-
ter starker Gegenwehr dazu bereit, ge-
rade einmal 6.500 jüdische Flüchtlinge 
aufzunehmen. Tatsächlich kamen davon 
wohl deutlich weniger in Australien an. 
Nach Ende des Krieges gab es mehrere 
Einwanderungswellen jüdischer Immig-
ranten nach Australien. Sie kamen aus 
Europa, Asien und Russland.

Insgesamt ist für die ersten zwei Jahr-
zehnte nach Kriegsende von einer Zahl 
von etwa 25.000 Holocaust-Überleben-
den auszugehen, die Australien als neue 
Heimat wählten und schließlich die Ge-
sellschaft dort mitgestalteten. Heute 
macht die jüdische Bevölkerung etwa 0,5 
Prozent der Gesamtbevölkerung aus.

Julia Schneidawind



N AC H R I C H T E N  AU S  F R A N K R E I C H

Im Pariser Pantheon neben nationalen 
Größen wie Voltaire, Jean-Jacques Rous-
seau, Victor Hugo, Emile Zola und dem 
Ehepaar Pierre und Marie Curie begraben 
zu werden und gleichzeitig zu den „Un-
sterblichen“ zu zählen, wie man die Mit-
glieder der Académie Française nennt, 
wird nur sehr Wenigen zuteil.
Da muss man schon Simone Veil heißen 
und die französische Politik wie keine 
 andere Frau vor ihr geprägt haben. Was 
sie lange Zeit zur beliebtesten Französin, 
ja geradezu zur Ikone erkoren hatte, ist, 
so vermutet der Soziologe Dominique 
 Schnapper, „die Tatsache, dass sie keine 
politische Frau war, sondern eine Frau 
der Überzeugungen, welche die Politik 
nutzte, um diese in Taten umzusetzen“.
Der Tod der Auschwitz-Überlebenden im 
Juli dieses Jahres hat in ganz Frankreich 
Bestürzung ausgelöst, insbesondere je-
doch bei der jüdischen Gemeinschaft. 
Oberrabbiner Haïm Korsia bezeichnete 
sie gegenüber der Presseagentur AFP als 
„eine entschlossene, stets würdige Frau, 
die, was auch immer sie erlebt haben 
mag, ein offenes Ohr für die Schwachen 
hatte. Sie war zu einem leuchtenden Zei-
chen der Hoffnung geworden.“ Und der 
Vorsitzende der jüdischen Dachorganisa-
tion CRIF, Francis Kalifat, erklärte eben-
da: „Frankreich verliert eine außer ge-
wöhnliche Frau, eine große Zeugin und 
Streiterin für das Gedenken der Schoa. 
Sie wird in Frankreichs Geschichte ein-
gehen.“

Eine Frau voller Widersprüche
Dabei kann man Simone Veil, geborene 
Jacob, als einen Menschen voller Ge-
gensätze und Widerprüche beschreiben, 
oder, anders ausgedrückt, als Anhängerin  
einer „Sowohl-als-auch-Philosophie“.
So lastet die ehemalige Präsidentin der 
Stiftung für das Gedenken an die Schoa 
dem deutschen Volk dennoch keine 
Kollektivschuld an, sondern setzt sich 
früh für eine Aussöhnung mit dem Nach-
barland ein. Und ja, sie fischt auch die 
These an, dass es sich beim National-
sozialismus um ein deutsches Spezifikum 
handele, und setzt schon früh auf die 
Fähigkeit der Deutschen, sich komplett 
neu zu erfinden.

Kampf gegen Antisemitismus
Simone Jacob wird 1927 in Nizza in eine 
liberal-jüdische, republikanisch und sä-
ku lar eingestellte Familie hineingeboren. 
Während der ersten Kriegsjahre bleibt die 

Simone Veil
Von unserer Frankreich-Korrespondentin Gaby Pagener-Neu

Stadt an der Côte d’Azur zunächst von 
Massenverhaftungen verschont. Im Früh-
jahr 1944 jedoch, als sich die Lage plötz-
lich verschlechtert, werden fünf Mitglie-
der der Familie verhaftet: Die 16-jährige 
Simone, ihre Mutter und Schwester Made-
leine deportiert man nach Drancy, dann 
von dort nach Auschwitz.
Der Vater und sein Sohn Jean werden nach 
Litauen verschleppt, die dritte Tochter 
 Denise schließt sich dem Widerstand an, 
wird später festgenommen und deportiert.
„Wir, die letzten Überlebenden, haben 
das Recht und sogar die Pflicht, euch zu 
warnen und zu fordern, dass das ,Nie 
wieder‘ unserer Kameraden Wirklichkeit 
wird.“ Dieser 2005 in einer Rede an-
lässlich des 60. Jahrestages der Befreiung 
von Auschwitz geäußerte Satz, der Veils 
verbissenen, kompromisslosen Kampf ge-
gen den Antisemitismus ausdrückt, gleich-
gültig ob er im Gewand der Holocaust-
leugnung oder des Antizionismus daher-
kommt, hinderte sie keineswegs daran 
anzuerkennen, dass zahlreiche Franzo-
sen Juden geholfen haben. Sie selbst war 
mit ihrer Schwester im September 1943 
von einem Lehrerehepaar aufgenommen 
worden.

Politisch schwer einzuorden
Auch die neben ihrer Namensschwester 
Simone de Beauvoir bekannteste fran-
zösische Feminisitin und Vorkämpferin 
eines Gesetzes für das Recht auf Abtrei-
bung, das sie nach erbitterten Widerstän-
den im Parlament 1974 als Gesundheits-
ministerin knapp durchsetzen kann, lehnt 
anderseits jegliche positive Diskriminie-
rung ab. Es geht ihr allein um die Gleich-
berechtigung der Geschlechter.
Dazu passt ins Bild, dass die überzeugte 
Europäerin und ehemalige Präsidentin 
des Europaparlaments politisch schwer 
einzuordnen ist. Ministerin sowohl unter 
dem rechtsliberalen Valéry Giscard d’Es-
taing als auch unter dem Sozialisten 
François Mitterrand, pflegt sie eine enge 
Freundschaft zu dem stramm rechten 
 Nicolas Sarkozy.
Die zutiefst Liberale stellt sich dennoch 
gegen die Ehe für alle, so wie bei ihrer 
realistischen Berücksichtigung der öko-
no mischen Gegebenheiten das Soziale 
niemals zu kurz kommen darf.
Ausgerechnet als hohe Beamtin im Justiz-
ministerium macht es sich die Juristin zur 
Aufgabe, die katastrophalen, menschen-
verachtenden Zustände in Frankreichs 
Haftanstalten anzuprangern und zu ver-

bessern. Zum Leidwesen ihrer Söhne  pflegt 
Mama auf Urlaubsreisen an Ge fäng nissen 
Halt zu machen, um sich vor Ort ein Bild 
zu machen.
Als widersprüchlich in ihrer gesamten 
Wesensart beschreibt selbst Sohn Jean 
seine Mutter in seiner Trauerrede beim 
Staatsakt zur Beisetzung. Sanft und kämp-
ferisch zugleich sei sie gewesen.
Der Journalist Christophe Barbier könnte 
richtig liegen, wenn er in dem Magazin 
L’Express einen, was die Sowohl-als- auch- 
Philosophie betrifft, scheinbar idealen 
Enkel Simon Veils ausmacht, keinen Ge-
ringeren als den jüngst gewählten Prä-
sidenten Emmanuel Macron. Der lasse 
 Europa beklatschen, wolle es jedoch gleich -
zeitig neu beleben, er vertrete einen wirt-
schaftlichen Liberalismus, der die Solida-
rität nicht vergisst und verpasse keine 
Gelegenheit, an die dunklen Stunden der 
Geschichte zu erinnern.
Und Barbier schließt mit einem Wunsch, 
der nach einem Appell an den Staatschef 
klingt: „Frankreich ist dank Simone Veil 
besser geworden. Möge es künftig Fort-
schritte machen, im Gedenken an Simone 
Veil.“ 

Magen David Adom
Im Angesicht des Terrors: Mit dieser The-
matik besucht der Magen David Adom, 
MDA, französische Schulen, um die Schü-
ler für eine angemessene Reaktion im 
Falle eines Terroranschlags zu sensibili-
sieren, aber auch, um sie auf allgemeine 
Notfallsituationen vorzubereiten. Die Kurz-
lehrgänge bestehen vor allem aus Rollen-
spielen und Simulationen. Dr. Bruno Lel-
louche, ehrenamtlich für den MDA tätig, 
fasst das Ziel zusammen: „Entkommen, 
wenn möglich, indem man sich gegensei-
tig hilft, jedoch ohne sich selbst in Gefahr 
zu bringen.“
Als Nichtregierungsorganisation erhält 
Magen David Adom, der äußerst effizient 
nach dem Prinzip des Internationalen 
 Roten Kreuzes funktioniert, keinen Cent 
von der Regierung. Daher der Appell Lel-
louches: „Um unsere Aktivitäten fortfüh-
ren zu können, brauchen wir die Unter-
stützung aller.“
Gehört wurde der Appell von einem der 
populärsten französischen Chanson-Sän-
ger, Enrico Macias, der im Juni auf einem 
im Konservatorium von Nizza veranstal-
teten außergewöhnlichen Galaabend zu-
gunsten des MDA sang.                          GPN.
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Frankreichs religiöse Führer machen sich 
nach den ersten Regierungsmonaten 
des neuen Staatspräsidenten Emmanuel 
Macron vorsichtige Hoffnungen auf ein 
gutes Verhältnis zu ihm. Übereinstim-
mend emp finden sie seine Auslegung der 
Laizität als den Religionen gegenüber 
wohlwollender als diejenige seines sozia-
listischen Vorgängers François Hollande.
Auch hatte das frisch gewählte Staats-
oberhaupt gleich im Juni am vom Fran-
zösischen Rat des Muslimischen Kultus 
CFCM organisierten Abendessen zum 
Fastenbrechen teilgenommen, dann, im 
Juli, an der Gedenkveranstaltung für die 
Massenverhaftungen im Vél d’Hiver 1942. 
Ferner hat Macron eine markante Rede 
zum Jahrestag der Ermordung des Geist-
lichen Jacques Hamel in seiner Kirche in 
der Normandie durch zwei von Syrien 
aus gesteuerte Terroristen gehalten.
In den Augen vieler religiöser Führer 
zeigt diese Präsenz bereits zu Beginn der 
fünfjährigen Amtszeit des Präsidenten, 
dass dieser den unterschiedlichen Glau-

bensrichtungen und philosophischen Strö-
mungen gegenüber aufgeschlossen ist.
So freut sich Moshe Lewin, Sonderberater 
des französischen Oberrabbiners Haïm 
Korsia, in der katholischen Zeitschrift La 
Croix: „Ich denke, dass der Präsident den 
Kultus und dessen Bedeutung versteht, 
nicht allein aus wahltaktischen Gründen, 
sondern für die Gesellschaft.“
In die gleiche Richtung weist die Ein-
schätzung des Vorsitzenden des CFCM, 
Ahmed Ogras: „Emmanuel Macron ist ak-
tiver, respektvoller, hört aufmerksam zu. 
Er ist kein Ideologe, sondern jemand 
Friedfertiges, der religiösen Dingen gegen-
über sensibilisiert ist.“ In der Tat könnten 
dessen Schulzeit bei den Jesuiten und sei-
ne Nähe zu dem christlichen Philosophen 
Paul Ricœur Indizien für eine solche Sen-
sibilität darstellen.
Die jüdische Seite rechnet dem Präsiden-
ten zudem hoch an, dass er auf vollstän-
dige Aufklärung des Mordes an Sarah 
Halimi besteht, dessen Hintergrund ein 
antisemitischer sein könnte. Die 65-jähri-

Macron und die Religion
ge Ärztin und Mutter dreier Kinder war 
im April dieses Jahres von einem 27-jäh-
rigen, offenbar geistig verwirrten Nach-
barn zusammengeschlagen und aus dem 
Fenster ihrer im 3. Stock liegenden Pa-
riser Wohnung geworfen worden. „Ich 
habe den Sheitan (Teufel) getötet!“, soll 
der Täter  unmittelbar nach der Tat aus-
gerufen haben.
Im Gegensatz zu den jüdischen Organisa-
tionen ging die Staatsanwaltschaft zu-
nächst nicht von einem antisemitisch mo-
tivierten Verbrechen aus, kündigte jedoch 
an, auch dieser Spur nachzugehen.
Dennoch kann man bei Macron nicht von 
einem Bruch mit dem republikanischen 
laizistischen Diskurs sprechen, wie der 
Soziologe und Religionshistoriker Philip-
pe Portier anmerkt. Der Wissenschaftler 
sieht eher „eine Laizität der Konfronta-
tion, in welcher die diversen Glaubens-
bekenntnisse die öffentliche Debatte be-
reichern können, im Gegensatz zu einer 
Laizität der Enthaltung, bei der jeder sei-
nen Glauben für sich auslebt“.             GPN.

Nach 37 Jahren sind die Ermittlungen zu 
dem Anschlag auf die Synagoge in der 
Pariser Rue Copernic abgeschlossen, je-
doch bleibt vieles weiterhin im Dunkeln. 
Der einzige Tatverdächtige, Hassan Diab, 
beteuert seine Unschuld, und selbst die 
Untersuchungsrichter hegen Zweifel.
Am 3. Oktober 1980, um 18:40, als Rabbi-
ner William das Kaddisch liest, erschüt-
tert eine starke Explosion die Synagoge. 
10 kg Sprengstoff, in der Tasche eines vor 
dem Gebäude abgestellten Motorrads ver-
steckt, tötet vier Personen und verletzt  
ca. 40 weitere. Es war das erste tödliche 
Attentat gegen die jüdische Gemeinschaft 
in Frankreich seit der Besatzung durch 
die Nazis während des 2. Weltkrieges.
Die Ermittlungsbeamten schreiben den 
Anschlag, zu welchem sich niemand be-
kannt hat, der palästinensischen  PFLP zu 
und der Geheimdienst identifizierte 1999 
Hassan Diab als den Bombenbauer. Im 

November 2014 von Kanada, wo er inzwi-
schen als Soziologieprofessor an der Uni-
versität lehrte, ausgeliefert, wird der ge-
bürtige Libanese in Untersuchungshaft 
genommen und ein Ermittlungsverfahren 
gegen ihn eingeleitet.

Zweifel und Unklarheiten

Seither steht Diab, der die Tat bestreitet, im 
Zentrum eines (Macht-)Kampfes zwischen 
der Pariser Staatsanwaltschaft und den 
Richtern. Letztere haben viermal seine be-
dingte Freilassung unter Hausarrest und 
mit elektronischer Fussfessel verfügt, da 
verschie dene übereinstimmende Elemente 
dafür sprächen, dass sich der Beschuldigte 
zum Tatzeitpunkt in Beirut aufgehalten habe.
Jedesmal ging die Staatsanwaltschaft je-
doch in die Berufung und das Berufungs-
gericht entschied, Diab in Haft zu halten. 
„Wir erwarten einen Prozess für die Wahr-
heit und für die Geschichte, befürchten je-

Nach 37 Jahren
doch, dass die Richter das Verfahren ge-
gen Hassan Diab, für dessen Schuld viel 
ernsthaft Belastendes spricht, einstellen 
könnten“, erklärte David-Oli vier Kamin-
ski, Anwalt der Internationalen Liga gegen 
Rassismus und Antisemitismus LICRA, ge-
genüber der Nachrichtenagentur AFP. 
Damit spielte er u.a. auf die Ähnlichkeit des 
Libanesen mit dem seinerzeit angefertigten 
Phantombild an sowie auf die Zeugenaus-
sage eines Ehepaares, das ihn in der Nähe 
palästinensischer Gruppierungen wisse.
Demgegenüber rechtfertigten andere, 
neue Zeugenaussagen die erheblichen 
Zweifel an Diabs Schuld, so einer seiner 
Anwälte. Zwei Frauen hätten ausgesagt, 
zur Tatzeit in Beirut gemeinsam mit ihm 
eine Prüfung an der Universität vorbe-
reitet zu haben. Für die Anklage befand 
sich der damalige Student jedoch bereits 
in Europa. Ob es zum Prozess kommt, ist  
derzeit noch offen.                                  GPN.

Der israelischen Ministerin für Kultur 
Miri Regev ist es gelungen, bei der Eröff-
nung des Filmfestivals von Cannes einen 
Sturm in den sozialen Netzwerken aus-
zulösen. Sie bestieg den roten Teppich auf 
den berühmten Stufen des Palais Des 
 Festival in einem langen cremefarbenen 
Kleid, dessen unterer Teil ein groß flä chi-
ges Panorama von Jerusalem und seiner 
Altstadt mit der goldenen Kuppel des Fel-
sendoms darstellte. Das Kleidungsstück 
wurde offensichtlich als eine Art Mani-

Das Cannes-Kleid
fest des Mitglieds der Netanyahu-Regie-
rung interpretiert.
Die Reaktion ließ denn auch nicht lange 
auf sich warten. Das Abendkleid wurde in 
den Netzwerken per Fotomontage poli-
tisch verfremdet. So hat jemand das Pano-
rama durch eine Bombardierung auf pa-
lästinensischem Gebiet des Gazastreifens 
ersetzt, während ein anderer Nutzer die 
den Palästinensern verhasste Betonmauer 
auf das Outfit der Ministerin ge klebt hat.
„Unabhängig von der Politik hoffe ich, 

dass wir uns alle einig sind: wieviel auch 
immer Miri Regev für das Kleid ausge-
geben haben mag, es ist ohnehin zuviel“, 
kommentierten andere Internet-User, die 
sich eher um modische Fragen sorgen.
Die israelische Tageszeitung Maariv ih rer-
seits hat die Aufmachung der Ministerin 
als eine Würdigung des Jerusalem-Tages 
dargestellt, welcher in der darauffolgen-
den Woche stattfand und das 50-jährige 
Jubi läum der Einnahme Jerusalems feier-
te. GPN.
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Von Archäologen auf ihren Ursprung im 
13. Jahrhundert geschätzt, enthüllt dieser 
1985 in ausgezeichnetem Zustand ent-
deckte Ort in Montpellier endlich sein 
Geheimnis. Die zur Zeit durchgeführten 
intensiven Ausgrabungen geben über die 
jüdische Präsenz in der südfranzösischen 
Stadt Aufschluss.
Nur wenige Bewohner Montpelliers ken-
nen diesen außergwöhnlichen Ort, ob-
wohl das unglaublich gut erhaltene Relikt 
offiziell zum historischen Monument 
erklärt wurde. Das Ritualbad, das zu den 
welt weit schönsten zählen soll, sei, so 
Christian Markiewicz, einer der mit den 
Arbei ten betrauten Archäologen, in der 
Tages zeitung Le Figaro, ein äußerst selte-
nes Zeug nis ayyubidischer Kunst. „Wahr-
schein lich sind es um 1140 aus Anda-

Mikwe in Montpellier
lusien vertriebene Juden, die es hierher 
gebracht haben.“  
Er und seine Kollegen haben eine drei-
dimensionale Sicht einer alten Synagoge 
präsentiert und hoffen, der Stadt bald ein 
komplettes Modell der Örtlichkeit liefern 
zu können. Die Mikwe mit einem Durch-
messer von 3,4 Metern befand sich im 
Herzen eines wahrscheinlich zwischen 
500 und 1000 Juden umfassenden jü-
dischen Viertels.
Indes bleibt die Verwendung des geräu-
migen Beckens im Moment noch unklar. 
Die Forscher stellen mehrere Hypo -     
thesen auf. Sie vermuten, dass es der 
 Säuberung gedient haben könnte, bevor 
es zum  Ritualbad wurde. Eine These 
neueren  Datums weist in eine andere 
Richtung. In Jerusalem entdeckt, diente 

ein ähn liches Becken als Weinpresse.
Wie dem auch sei, war die Mikwe wahr-
scheinlich nur etwa 200 Jahre lang in Be-
trieb. Nachdem die Juden ab 1306 von 
Philipp dem Schönen vertrieben worden 
waren, wurde das Becken nacheinander 
zunächst als Brunnen genutzt, danach als 
Kohlenkeller, schließlich, bis zu seiner 
Entdeckung 1985, als Abstellkammer.
Das Souterrain von Montpellier birgt 
noch zahlreiche weitere Schätze. So hat 
das Archäologen-Team um das Juwel ay-
yu bidischer Kunst herum u.a. einen gro-
ßen, gewölbten Raum zutage gefördert 
und eine rabbinische Schule. Mittelfristig 
beabsichtigt die Stadt als Eigen tümerin, 
dieses Ausnahme-Kulturerbe der breiten 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

GPN.

Vor 70 Jahren, in der Nacht vom 10. zum 
11. Juli, verließ die Exodus den Hafen des 
südfranzösischen Städtchens Sète im Dé-
partement L’Hérault in Richtung Paläs-
tina; an Bord mehr als 4500 KZ-Über-
lebende aus ganz Europa.
Sicher ein heimliches Auslaufen, jedoch 
der Beginn eines wahren Heldenepos.
Die von der britischen Mandatsmacht zu-
rückgeschickten Passagiere lösten welt-
weit eine derartige Empörung aus, dass 
sich die Engländer nicht zuletzt aus die-
sem Grund wenig später zurückzogen 
und den Weg zur Gründung eines unab-
hängigen Staates im Mai 1948 frei mach-
ten. Im September desselben Jahres setz-
ten die Einwanderer endlich ihren Fuß 
auf das gelobte Land.

Exodus
Um das 70. Jubiläum diese Ereignisses zu 
begehen, haben die Gesellschaft für his-
torische und wissenschaftliche Studien 
von Sète und seiner Region, gemeinsam 
mit der Jüdischen Gemeinde und in 
 Partnerschaft mit der Stadt Sète und der 
Re gion Okzitanien, im Juli dieses Jahres 
eine Reihe von Veranstaltungen organi-
siert, um u.a. der jungen Generation die 
Bedeutung dieses Datums näherzubrin-
gen.
Das Event begann mit der Eröffnung ei-
ner Ausstellung unter dem Titel „Exodus: 
Ein menschliches Abenteuer“ im Musée 
de la Mer und in der Rathauslobby.
Ferner wurde der Film „Wir waren Exo-
dus“ gezeigt, gefolgt von einer Begeg-
nung mit der Co-Regisseurin Michèle 

Hassoun, vor allem jedoch mit Zeitzeu-
gen und Passagieren, so dem Sèter Joseph 
Nicoulet, welcher die Einschiffung miter-
lebt hatte.
Yossef Bayor, ehemaliger Passagier, da-
mals 15, war seither nie mehr nach Sète 
zurückgekehrt und erinnert sich: „Wir 
hatten kaum etwas zu essen, sich zu wa-
schen war unmöglich, die Toiletten wa-
ren furchtbar … aber es gab keinen Streit. 
Wir träumten alle das gleiche, Israel zu 
erreichen“.
Nach der Niederlegung einer Gedenktafel 
endeten die Feierlichkeiten mit einer 
Gesprächsrunde mit dem Historiker am 
Shoah-Memorial, Philippe Boukara, und 
dem prominenten Geopolitiker und Nah-
ost experten Frédéric Encel.                  GPN.

Es war wohl eines der spektakulärsten 
Gerichtsverfahren des letzten Jahrhun-
derts. Vor 30 Jahren wurde der Gestapo-
Chef Klaus Barbie, genannt  der „Schläch-
ter von Lyon“, am Ende eines historischen, 
neun Wochen dauernden Prozesses wegen 
17 Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
schuldig gesprochen. Am 4. Juli 1987 zu 
lebenslänglicher Freiheitsstrafe verurteilt, 
wird er vier Jahre später im Gefängnis 
sterben.
Der Barbie-Prozess ist auch der Prozess 
der Kollaboration, des Nationalsozialis-
mus in Frankreich und der Unmensch-
lichkeit in ihrer ausgeprägtesten Form. 
Um die notwendige Vergangenheitsbe-
wältigung an diesem schweren Erbe zu 
ermöglichen, haben das französische Jus-
tiz- und das Kultusministerium das Ver-
handlungsarchiv der Öffentlichkeit und 
der Forschung zugänglich gemacht, und 

zwar 45 Jahre früher als ursprünglich 
vorgesehen.
Laut einem in der Tageszeitung Le Monde 
wiedergegebenen  Regierungskommuniqué 
gehe es darum, die Gedenkarbeit immer 
stärker zu fördern und in der Kenntnis die-
ses spektakulären und symbolträchtigen 
Prozesses Fortschritte zu machen sowie 
gegen Revisionismus und Vergessen anzu-
kämpfen.
Wie im Le Figaro zu lesen war, war das ar-
chivierte Filmmaterial bereits seit März im 
Rahmen einer Ausstellung im Shoah-Me-
morial zu sehen gewesen, seit dem 4. Juli 
jedoch stehe das gesamte Material zur Ver-
fügung. In der Tat war der Prozess gefilmt 
worden, wie auch andere bedeutende Pro-
zesse gegen berühmt-berüchtigte Kollabora-
teure wie Paul Touvier und Maurice Papon.
Wie die Wochenzeitschrift Le Point her-
vorhebt, waren die Kommando-Telegram-

Barbie-Prozess
Akten jetzt öffentlich

me an den Folterer Jean Moulin, der kalt-
blütig Massenverhaftungen organisierte, 
zur Verhaftung von 44 jüdischen Kindern 
in Izieu, direkt von Barbie selbst ge-
schickt worden. Auf diese Telegramme 
hatte sich die Anklage hauptsächlich als 
Beweismittel für die Tatsache gestützt, 
dass Barbie sehr wohl wusste, was die 
Opfer erwartete.
Die Verhandlung hatte bereits Alain Jacu-
bowicz, der jetzige Vorsitzende der Inter-
nationalen Liga gegen Rassismus und An-
tisemitismus LICRA und damalige Anwalt 
des Jüdischen Konsistoriums in Frank-
reich und des Koordinationskomitees der 
jüdischen Gemeinden und Verbänden der 
Stadt Lyon, genauestens dokumentiert. Die-
se gehörten zu den Hauptnebenklägern. 
Jacubowicz ist einer der wenigen verblie-
benen Zeitzeugen dieser drei Verhand-
lungswochen.                                            GPN.
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10 0  J A H R E  Z W S T

„Zentralwohlfahrtsstelle der deutschen 
Juden, so hieß bei seiner Gründung 
unser Verband. Gegründet von Men-
schen und Organisationen, die schwer-
punktmäßig dem traditionellen Juden-
tum zuzurechnen sind. Bertha Pap-
penheim, geboren in Wien 1859 in ei-
ner guten und vermögenden Familie, 
wie sie beschrieben wird, hat den we-
sentlichsten Einfluss und die meisten 
Anstrengungen unternommen, unsere 
ZWST zu erschaffen und zu gründen. 
Sie war eine besondere Frau, eine 
Frauenrechtlerin, Sozialarbeiterin und 
Erzieherin, und eine in ihren Kreisen 
anerkannte Autorin und Schriftstelle-
rin. Ihre Erfahrung aus der Etablie-
rung des Dachverbandes der jüdischen 
Frauenvereine und aus seiner Leitung 
als Vorsitzende mehr als 10 Jahre lang 
hat sie prädestiniert, die erste ZWST 
zu gründen. Etwa 600.000 Juden leb-
ten 1917/18 im Deutschen Reich, die 
Zahl der jüdischen Wohltätigkeitsver-
eine war immens: über 3.000 tummel-
ten sich auf den sozialen Feldern und 
kümmerten sich um Bedürftige. Sie alle 
wollten und sollten in einem Dachver-
band zusammengefasst werden.“

ZWST-Präsident
Abraham Lehrer

Redeauszug
Foto: ZWST

Jedes aktive Mitglied einer Jüdischen 
Gemeinde in Deutschland kennt die 
ZWST. Die Kinder und Jugendlichen 
von den Machanot im Sommer und im 
Winter, in Sobernheim, in Italien und 
an anderen Orten. Die Senioren von 
Begegnungen in Bad Kissingen und die 
neuen Mitglieder aus den Ländern der 
ehemaligen Sowjetunion aus den Inte-
grations- und Bildungsprogrammen. 
Dabei lässt sich das Spektrum der Ar-
beitsbereiche dieser Dachorganisation 
der jüdischen Wohlfahrtspflege mit 
diesen drei Gruppen nur unzureichend 
beschreiben.

Vor 100 Jahren in Berlin gegründet, ab 
1933 von den Nazis in der Arbeit massiv 
blockiert, war danach jüdische Sozial-
arbeit für die Überlebenden besonders 
wichtig. Die Neugründung erfolgte 1951. 
Heute ist die ZWST ein stark gewach-
sener jüdischer Wohlfahrtsverband mit 
über hundert festen und zahlreichen 
 weiteren Mitarbeitern in der Frankfurter 
Zentrale, in Berlin, Sobernheim, Bad Kis-
singen und in vielen weiteren Außen-
stellen und Begegnungsstätten.
Ein besonderer Schwerpunkt ist mittler-
weile die Bildungsarbeit und die Quali-
fikation von Beschäftigten in jüdischen 
 Arbeitsbereichen. Aber ihren guten Ruf 
hat sich die ZWST durch die Kompetenz, 
das Engagement und die Professionalität 
der Mitarbeiter und der Verbandsleitung 
erworben.
Im September lud die ZWST über 300 
Gäste aus den jüdischen Gemeinden und 
Organisationen, aus Politik, Verwaltung 
und Verbänden zum Jubiläums-Festakt in 
das Frankfurter Gemeindezentrum ein. 
In seiner Begrüßung erläuterte ZWST-

Betreuung – Bildung – Beratung
Von Benno Reicher

Präsident Ebi Lehrer das Leitbild seines 
Verbandes: „Es lässt sich am besten mit 
dem hebräischen Begriff Zedaka um-
schreiben, übersetzen kann man es mit 
Wohltätigkeit.“
Zentralratspräsident Dr. Schuster erinner-
te an Bertha Pappenheim, die vor 100 
Jahren den entscheidenden Anstoß für 
die Gründung der Zentralwohlfahrtsstelle 
gab. Damit wurde die jüdische soziale Ar-
beit erstmals unter ein Dach gestellt und 
koordiniert. „Sie war damals wirklich die 
Anwältin der Schwachen und Bedürfti-
gen.“  Mit ihrer Arbeit hätte Bertha Pap-
penheim etwas getan, was bis heute „für 
uns wesentlich ist: Sie hat sich stark ge-
macht, für jene, die selbst alleine ihre 
Rechte nicht durchsetzen konnten. Sie hat 
ihre Stimme erhoben für Menschen, de-
nen niemand zuhörte“, erklärte Schuster.
Es gäbe aber noch eine weitere Persön-
lichkeit, die er zu diesem Jubiläum wür-
digen wolle, und das sei Benni Bloch. 
„Manche sagen: Benni Bloch, das ist die 
ZWST, und die ZWST, das ist Benni 
Bloch. Ich weiß aber, der erste, der sich 
gegen diese Gleichsetzung wehrt, ist Ben-
ni Bloch selbst. Denn ihm ist klar, dass 
auch er ohne seine Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter die ZWST nicht am Leben 
halten könnte.“ 
„Dennoch“, meinte Schuster, „mit deinem 
Engagement über Jahrzehnte, lieber Ben-
ni, bist du in die Fußstapfen von Bertha 
Pappenheim getreten und hast dich eben-
so wie sie immer auf die Seite der Schwa-
chen gestellt. Dafür danke ich dir ganz 
herzlich!“ 

Auf den folgenden Seiten geben wir einen 
Einblick in die hundertjährige ZWST-Ge-
schichte.

In einer Gesprächsrunde mit Aviva Goldschmidt, bis 2001 ZWST-Sozialreferentin und heute 
Vorstandsmitglied, Jan Kandror, zugewandert aus Russland und Dolmetscher in vielen 
ZWST-Seminaren, und Ilya Cinciper, Rosh und Unterstützer des Jugendreferates, wurde die 
Integration aus unterschiedlichen Perspektiven thematisiert. Im Gespräch v.li.: Moderatorin 
Shelly Kupferberg, Aviva Goldschmidt, Jan Kandror, Ilya Cinciper.                   Fotos: Rafi Herlich



tätigkeitsvereine‘ in Berlin beraten über 
die Zentralisierung jüdischer Wohlfahrts-
pflege. Zu den maßgeblichen Protagonis-
ten zählen der Sozialarbeiter und Bild-
hauer Eugen Caspary als Vertreter des 
‚Verbandes für jüdische Wohlfahrtspflege‘ 
in Berlin, Stabsarzt Dr. Alfred Gold-
schmidt als Vertreter der Groß loge, Prof. 
Dr. Salomon Kalischer für den DIGB und 
für den Jüdischen Frauenbund Siddy 
Wronsky und Bertha Pappenheim.
1917 leben etwa 570.000 Juden in Deutsch-
land.

9. 9. 1917
Die konstituierende Versammlung zur 
Gründung der ‚Zentralwohlfahrtsstelle 
der deutschen Juden‘ (ZWST) findet in der 
Jüdischen Gemeinde Berlin statt. Zum 
Vorsitzenden der ZWST wird Berthold 
 Timendorfer gewählt, die ehrenamtliche 
Leitung des Vorstands liegt in den Händen 
von Eugen Caspary. Geschäftsführer ist 
der Statistiker Dr. Jacob Segall.
Die Sozialpolitikerin Dr. Cora Berliner si-
chert die Mitwirkung des Jugendverban-
des weiblicher Mitglieder zu, Dr. Wilhelm 
Feilchenfeld betont den Begriff der Zeda-
ka, der Wohltätigkeit und Gerechtigkeit 
ausdrückt. Auch Prof. Dr. Salomon Kali-
scher und Bertha Pappenheim (JFB) si-
chern die Mitarbeit ihrer Vereinigungen zu. 
Letztere betont die Eigenständigkeit der 
Frauen und ihr kreatives Potenzial bei der 
Mitwirkung und Ausgestaltung der ZWST.
Der Protokollant hält abschließend fest: 
„Als Gesamtresultat der imposanten Ver-
sammlung kann bezeichnet werden, dass 
über die Notwendigkeit und die Dring-
lichkeit der Begründung zweifellos Ein-
stimmigkeit herrscht. Es ist zu vermuten, 
dass über die Ausführung noch mancher-
lei Kämpfe entstehen werden.“ Er sollte 
Recht behalten.
Auszug aus der Satzung der ZWST (Stand: 
10.10.1917)
„Die Zentralwohlfahrtsstelle bezweckt, 
unter Ausschluss aller Erwerbs- und poli-
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tischen Zwecke die im Deutschen Reich 
bestehenden jüdischen Wohlfahrtsverei-
ne, Stiftungen und sozialen Institutionen 
unter Wahrung ihrer satzungsgemäßen 
Aufgaben organisatorisch zusammenzu-
fassen, in ihrer Entwicklung zu unterstüt-
zen, die Begründung neuer Einrichtun-
gen im Falle eines Bedürfnisses herbeizu-
führen und einer nachhaltigen Zersplitte-
rung der Kräfte entgegenzuarbeiten.“

1918
Zu den zentralen Arbeitsgebieten der 
ZWST zählen im ersten Jahr nach der 
Gründung die Gewinnung von Mitglie-
dern, die Sammlung von Materialien über 
bereits bestehende Wohlfahrtseinrich-
tungen sowie die Überführung von Stadt-
kindern auf das Land.

9. 11. 1918
Ausrufung der Weimarer Republik. Für 
die jüdische Bevölkerung beginnt eine 
Zeit voller widersprüchlicher Entwick-
lungen. Vor dem Hintergrund einer man-
gelnden politischen Stabilität entwickelt 
sich trotzdem ein blühendes und weit ver-
zweigtes jüdisches Leben in Deutschland. 
Juden haben formal die gleichen Rechte 
wie die übrige Bevölkerung. Tatsächlich 
aber wird der schon im Kaiserreich spür-
bare Antisemitismus stärker.

1919
Bis Ende des Jahres werden 71 jüdische 
Gemeinden Mitglieder der ZWST. Pogro-
me in der Ukraine lösen eine Flüchtlings-
welle aus, deren Opfer sich u.a. die ZWST 
annimmt.

1921/22
Im Vordergrund der Aktivitäten der ZWST 
stehen die Tuberkulosefürsorge, Wander-
fürsorge und Arbeitsnachweise, Gefähr-
deten- und Psychopathenfürsorge sowie 
Jugendpflege und Jugendhilfe.

Dezember 1922
Die ZWST richtet die Sammlung ‚Jüdi-
sche Not‘ ein, mit der Gelder von privaten 
Spendern eingeworben werden, um Trä-
ger der Jugend- und Altersfürsorge zu un-
terstützen.

1923
In Abständen von zwei bis drei Monaten 
erscheinen der Nachrichtendienst der 
ZWST sowie das Publikationsorgan ‚Zeda-
kah, Zeitschrift der jüdischen Wohlfahrts-
pflege‘, in dem Zielsetzungen, Pro bleme 
und Aktivitäten der jüdischen Wohlfahrts-
pflege diskutiert werden.

1924
Ab Juni

Gründung von Provinzialverbänden der 
jüdischen Gemeinden in Hannover, Sach-

Zum Jubiläum erschien auch die Publi-
kation „100 Jahre Zentralwohlfahrts-
stelle der Juden in Deutschland, 1917–
2017, Eine Chronik“. Diese sehr umfas-
sende Übersicht über wichtige Ereignis-
se in der hundertjährigen Geschichte 
der jüdischen Sozialarbeit zeigt auch, 
nach den erfolgreichen Gründerjahren, 
die heftigen Brüche im 20. Jahrhundert. 
Sie zeigt aber auch, wie diese Orga ni sa-
tion nach dem Neubeginn ab 1951 enga-
giert und hochkompetent, neben dem 
Zentralrat, zur wichtigsten jüdischen 
Institution in Deutschland ge worden ist. 
Eingebunden in deutsche und auch is-
raelische Rahmendaten ist diese Über-
sicht auch eine Chronik der Zeitge-
schichte des vergangenen Jahrhunderts. 
Wir können sie hier nur in Auszügen 
nach drucken, ohne Rahmendaten und 
konzentriert auf die zentralen ZWST-
Ereignisse. Auf www.zwst.org steht die 
vollständige Chronik.                           bere.

Gründergeneration (1917–1932)

1917
Winter 1916/Frühjahr 1917

Vertreter des ‚Deutsch-Israelitischen Ge-
meindebundes‘ (DIGB), der ‚Großloge B’nai 
B’rith‘, des ‚Jüdischen Frauenbundes‘ (JFB) 
und des ‚Verbandes der jüdischen Wohl-

Seminar für den Deutsch-Israelischen Freiwilligendienst.  Foto: ZWST
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verein der deutschen Staatsbürger jüdi-
schen Glaubens‘, die ‚Zionistische Vereini-
gung für Deutschland‘, die ZWST, die 
‚Zentralstelle für jüdische Wirtschafts-
hilfe‘, der ‚Hilfsverein der deutschen Ju-
den‘ und das ‚Palästina-Amt, Außenstelle 
der Jewish Agency for Palestine‘, tätig 
sind. Die Leitung obliegt dem Rabbiner 
Dr. Leo Baeck. Durch das neu entstande-
ne Organ wird die Auswanderung unter-
stützt, Berufsumschichtung und Arbeits-
vermittlung werden zentral koordiniert.
In den jüdischen Gemeinden gibt es eine 
anwachsende Überalterung und eine ge-
steigerte Zahl jüdischer Wohlfahrtsemp-
fänger. In der Hauptstadt Berlin sind es 
 allein 20.000.

17. 9. 1933
Nahezu alle deutschen und ausländischen 
jüdischen Organisationen und Kultusge-
meinden schließen sich in der ‚Reichsver-
tretung der deutschen Juden‘ mit Sitz in 
Berlin zusammen, „um die Lebensnotwen-
digkeiten des deutschen Judentums mit 
den Erfordernissen des neuen Reichs zu 
vereinbaren“ (Otto Hirsch). Sie ist die In-
teressenvertretung der jüdischen Bevölke-
rung in Deutschland. Zum Präsident wird 
Rabbiner Dr. Leo Baeck gewählt. Zu den 
wesentlichen Aufgaben zählen der sukzes-
sive Aufbau einer jüdischen Selbsthilfe 
und die Auswanderungsvorbereitung.

sen-Anhalt, Brandenburg und im Rhein-
land. Es bestanden bereits solche in West-
falen, Hessen und Hessen-Nassau sowie 
Thüringen.
Die ZWST fasst sämtliche Jugendorgani-
sationen unter dem Dach des ‚Reichsaus-
schusses der jüdischen Jugendverbände. 
Jugendbeirat der Zentralwohlfahrtsstelle 
der deutschen Juden‘ zusammen. Der 
Reichsausschuss publiziert eine eigene 
Schriftenreihe. Die Lehrbriefe informie-
ren Leser über Themen, die das jüdische 
Leben in Westeuropa und das jüdische 
Siedlungswesen in Palästina betreffen.
Dr. Bella Schlesinger wird als Bibliothe-
karin in der ZWST eingestellt. Ziel ist 
eine Verstetigung der Arbeit im Archiv 
der ZWST, in dem sämtliches Material 
zur jüdischen Wohlfahrtspflege gesam-
melt wird, um die mehr als 1000 Anfra-
gen im Jahr von Anstalten, Organisatio-
nen und Einzelpersonen zu bearbeiten. 
Die Archivalien dienen auch als Grund-
lage für die Jahrbücher des DIGB. 

1925
Die ZWST gibt gemeinsam mit dem DIGB 
das „Handbuch der jüdischen Gemeinde-
verwaltung und Wohlfahrtspflege“ her-
aus.

1926
Die ZWST gibt den „Führer durch die jü-
dische Wohlfahrtspflege in Deutschland“ 
heraus.

6. 6. 1926
Leo Baeck hält am 6. Juni auf der Tagung 
der ZWST in Düsseldorf die programma-
tische Festrede „Der geistige Gehalt in 
der jüdischen Wohlfahrtspflege“.

1. 9. 1926
In Düsseldorf wird anlässlich der ‚Großen 
Ausstellung für Gesundheitspflege, soziale 
Fürsorge und Leibesübungen‘ (GeSoLei), 
der größten Messe der Weimarer Repu-
blik, der Film „Ein Freitag Abend“ (Regie: 
Gertrud David) uraufgeführt, der die mo-
derne jüdische Wohlfahrtspflege in Deutsch-
land in Krankenanstalten, Alters-, Erzie-
hungs- und Erholungsheimen vorstellt.
 

1927
Mehr als 200 jüdische Gemeinden sind 
Mitglieder der ZWST.

3. 4. 1927
Auf der Mitgliederversammlung der ZWST 
wird die neue Satzung verabschiedet. 
Vorsitzender der ZWST wird der Rabbi-
ner Dr. Leo Baeck.

1928
1. 1. 1928

Die Geschäftsstelle der ZWST zieht aus 
der Rosenstraße 2/4 in die Oranienbur-
ger Straße 69/II in Berlin.

1929
Neben dem bereits bestehenden reform-
pädagogischen jüdischen Heim ‚Ahawah‘ 
in Berlin, das von Hannah Grunwald-Eis-
felder geleitet wird, entsteht 1929 auf Ini-
tiative von Gertrud Feiertag das Kinder- 
und Landschulheim in Caputh. Der wich-
tigste Beitrag zur reformierten Fürsorge-
erziehung ist die Eröffnung des jüdischen 
Erziehungsheims in Wolzig unter Leitung 
von Dr. med. Hans Lubinski.

1930
Bei den Reichstagswahlen am 14. Sep-
tember erreicht die NSDAP 18,3 Prozent 
der Wählerstimmen.

1932
Die jüdische Wohlfahrtspflege in Deutsch-
land verfügt über 9313 Betten in der ge-
schlossenen Fürsorge, 4547 Plätzen in 
den halboffenen sowie 2515 Einrich-
tungen innerhalb der offenen Fürsorge. 
Die bearbeitete Neuauflage des „Führers 
durch die jüdische Gemeindeverwaltung 
und Wohlfahrtspflege in Deutschland“ er-
scheint.
Am Vorabend der nationalsozialistischen 
Machtübernahme gibt es schätzungswei-
se 500.000 Juden in Deutschland.

Nationalsozialismus (1933–1945)

1933
30. 1. 1933

Bei den Reichstagswahlen wird die NSDAP 
mit deutlichem Abstand zur SPD und KPD 
stärkste Kraft. In unmittelbarer Folge 
breitet sich ein zunehmend brutaler Anti-
semitismus aus. Terror gegen politische 
Gegner und der sukzessive Ausschluss 
missliebiger Minderheiten prägen fortan 
den Alltag in NS-Deutschland.

13. 4. 1933
Der ‚Zentralausschuss für Hilfe und Auf-
bau‘ wird gegründet, in dem der ‚Central-

Aktiv gegen Antisemitismus, Seminar für Blogger.  Foto: ZWST
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1934
Mai 1934

Die jüdischen Gemeinden führen die 
‚Blaue Beitragskarte für Hilfe und Auf-
bau‘ ein. Jedes Gemeindemitglied ist zu 
Spenden für die Gemeinschaft aufgeru-
fen, je nach Einkommen beträgt die Sum-
me zwischen 0,25 bis 3 RM. Ein Drittel 
geht an den ‚Zentralausschuss‘. Im Ge-
meindeblatt der Israelitischen Gemeinde 
Frankfurt am Main von Juni 1935 heißt 
es: „Kein Jude in Deutschland darf in Zu-
kunft ohne die blaue Beitragskarte für 
Hilfe und Aufbau sein!“
Bis Mitte Juni 1934 wandern monatlich 
100 bis 200 Personen mit Unterstützung 
des ‚Hilfsvereins der deutschen Juden‘ 
aus. Gleichzeitig wird auch eine Intensi-
vierung der Arbeit der ZWST notwendig: 
45 Gemeinden werden zu ‚Notstandsge-
meinden‘ erklärt.
Ab Ende 1934 unterstützt die ZWST die 
Unterbringung und Auswanderung von 
Minderjährigen in die USA – bis Ende 
1933 in 735 Fällen. Im Rahmen der Ju-
gend-Aliyah verlassen 390 Jugendliche 
Deutschland in Richtung Palästina. Viele 
von ihnen sehen ihre Angehörigen zum 
letzten Mal.

1935
Der gesellschaftliche Ausschluss im Zuge 
zahlreicher antĳüdischer Gesetze (wie 
etwa des Zutrittsverbots von Gaststätten, 
Kinos, Badeanstalten, Sportplätzen, teils 
auch öffentlichen Parkanlagen) und die 
Segregation aus dem öffentlichen Leben 
sind Alltag. Gegenseitige Unterstützung 
ist für viele Juden Deutschlands sinnstif-
tend und gibt Kraft angesichts der alltäg-
lichen Erniedrigungen und der ab 1938 
obligatorischen Verpflichtung zur Zwangs-
arbeit.
In den kleineren jüdischen Gemeinden 
 leben nur noch wenige Personen im Alter 
von 14 bis 30 Jahren. Die Berufsum-
schichtung für ausgegrenzte jüdische 
Deutsche, aber auch die zunehmende Be-
reitschaft zur Auswanderung, werden für 
diese Altersgruppe zukunftsleitende Fak-
toren. In den kleinen Gemeinden bleiben 
oftmals lediglich Alte und Fürsorgeemp-
fänger zurück.

Oktober 1935
Im ‚Jüdischen Winterhilfswerk‘ (JWH) 
werden etwa 75.000 Menschen betreut. 
Das JWH gewährt Unterstützung durch 
Naturalien, finanzielle Beihilfen und ver-
teilt Kohle an Bedürftige. Die Vorberei-
tung und Durchführung der Auswande-
rung werden zu Kernarbeitsbereichen der 
ZWST.

1936
Das JWH unterstützt 83.761 Menschen, 
mehr als 20 Prozent der jüdischen Bevöl-
kerung. Deutschlandweit gibt es 13.000 
Helfer, über 6000 davon sind in Berlin 
 tätig.

1937
Die ZWST muss zunehmend Anträge auf 
Unterstützung aus den Landes- und Pro-
vinzialverbänden ablehnen. Nur die Zahl 

der Plätze in jüdischen Altersheimen kann 
erhöht werden. Die Hälfte aller Hilfsbe-
dürftigen ist über 45 Jahre alt.

1938
Die Aufgaben der jüdischen Wohl fahrts-
pflege umfassen im Wesentlichen die Be-
reiche JWH, die Auflösung der Synago-
gengemeinden, Gesundheitsfürsorge und 
den Schulkinderfonds. ‚Arisierung‘ und 
Liquidation jüdischer Gewerbeunterneh-
men führen zur Verarmung der Juden in 
Deutschland und zu einer Erhöhung der 
Zahl Hilfsbedürftiger.

8./9. 11. 1938
Im Zuge der Novemberpogrome werden 
deutschlandweit Synagogen und jüdische 
Geschäfte zerstört und geplündert, zahl-
lose jüdische Deutsche misshandelt. Etwa 
26.000 Juden werden verhaftet und in 
die KZ Buchenwald, Dachau und Sach-
senhausen deportiert

1939
1. 1. 1939

Zahlreiche jüdische Gemeinden stellen 
ihre Fürsorgemaßnahmen ein, da die Ver-
eine und Stiftungen, die bisher die Maß-
nahmen finanziert haben, nicht mehr 
existieren.

1941
22. 6. 1941

Seit Frühjahr 1941 beginnt das NS-Re-
gime mit der operativen Umsetzung des 
Völkermords an den Juden Europas.
Jüdische Familien, denen nach Beginn 
des Zweiten Weltkriegs nicht mehr die 
Flucht oder Auswanderung gelungen ist, 
werden in größeren Städten in ‚Juden-
häusern‘ konzentriert, für viele oftmals 
ihr letzter Wohnort vor der Deportation.

1945
8. 5. 1945

Kapitulation und Kriegsende.
Während der Schoa und des Zweiten 
Weltkrieges sind sechs Millionen Juden 
ermordet worden, Hunderttausende wur-
den vertrieben, haben ihre Familienange-
hörigen verloren oder sind bei Kriegsende 
auf der Flucht. Für viele bedeutete das 
Ende des Krieges erst das Erkennen des 
wahren Ausmaßes der Zerstörung und 
Vernichtung.
Internationale Hilfsorganisationen wie die 
‚United Nations Relief and Rehabilitation 
Administration‘ (UNRRA), Vorläuferorga-
nisation des Hohen Flüchtlingskommis-
sariats UNHCR, und deren Nachfolgerin 
‚International Refugee Organization‘ (IRO) 
nehmen sich, maßgeblich unterstützt 
durch transnationale jüdische Organisa-
tionen wie den JOINT, der Überlebenden 
an, die sich selbst als ‚She’erit Hapleitah‘ 
(Rest der Geretteten) bezeichnen.Internationale Fachtagung „Shoah – Flucht – Migration“ in Frankfurt.  Foto: ZWST
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18. 4. 1945
In dem am 15. April befreiten KZ Bergen-
Belsen konstituiert sich das erste ‚Komi-
tee jüdischer Überlebender‘, das die Hilfe 
für die befreiten jüdischen Mithäftlinge 
organisiert. Zentrale Aufgabenbereiche 
sind die Gesundheitsfürsorge, Suche nach 
Angehörigen und die Durchsetzung eines 
politischen Mitbestimmungsrechts. Vor-
sitzender dieses Komitees ist Josef Rosen-
saft, Überlebender der Konzentrations-
lager Auschwitz und Mittelbau-Dora. 
Auch in der US-Zone erfolgt der Zusam-
menschluss jüdischer Überlebender.

April 1945
In Köln wird die erste Jüdische Gemeinde 
der Nachkriegszeit gegründet. Danach 
kommt es zu weiteren Neugründungen. 
Bis 1948 entstehen in der US-Zone 50, 
unter britischer Besatzung 50 und in der 
französischen Zone 23 jüdische Gemein-
den. Die größte existierte mit etwa 8.000 
Mitgliedern in Berlin.
Nach seiner Befreiung aus Theresienstadt 
stellt Rabbiner Dr. Leo Baeck die Unmög-
lichkeit einer Fortsetzung jüdischen Le-
bens in Deutschland fest.

Wiederaufbau (1946–1988)

1948
Die ‘Jewish Restitution Successor Organi-
zation Inc.’ (JRSO) wird auf Initiative US-
amerikanischer und internationaler jüdi-
scher Organisationen gegründet. Operie-
rend in der US-Zone, stößt die JRSO Res-
titutionsverfahren von enteigneten und 
ermordeten Juden an. Die Gelder verteil-
te sie an jüdische Institutionen und Orga-
nisationen vor allem in den USA und in 
Israel. In der britischen und französi-
schen Zone sind die ‚Jewish Trust Corpo-
ration Ltd.‘ (JTC) bzw. die ‘Jewish Trust 
Corporation Branche Française’ (JTCBF) 
aktiv.

14. 5. 1948
Gründung des Staates Israel und Beginn 
des Unabhängigkeitskrieges. Truppen 
Ägyptens, Syriens, des Libanon, Jorda-
niens und des Irak überfallen den neuge-
gründeten Staat noch in derselben Nacht.

Juli 1948
Der ‚World Jewish Congress‘ (WJC) for-
dert mit der Resolution von Montreux Ju-
den dazu auf, sich „nie wieder auf deut-
schem blutgetränkten Boden anzusie-
deln“. Trotz dieses Appells beginnen jüdi-
sche Gruppen in Deutschland mit dem 
Wiederaufbau.

1950
19. 7. 1950

In Frankfurt am Main wird der ‚Zentral-
rat der Juden in Deutschland‘ von den 
Vertretern der jüdischen Gemeinden und 

Landesverbände als Dachverband ge-
gründet.

1951
20. 8. 1951

In Berlin erfolgt die Neugründung der 
ZWST. Der neue Name ‚Zentralwohl-
fahrtsstelle der Juden in Deutschland‘ ist 
der Tatsache geschuldet, dass Juden aus 
vielen verschiedenen Ländern in Deutsch-
land leben. Hinzu kommt der Vorbehalt, 
sich nach der Schoa nicht als Deutsche 
bezeichnen zu wollen.
Vorsitzende der ZWST wird die SPD-Poli-
tikerin und KZ-Überlebende Jeanette 
Wolff. Um die Kontinuität mit der ‚alten 
ZWST‘ zu betonen, übernimmt deren 
letzter Präsident, der Rabbiner Dr. Leo 
Baeck, den Ehrenvorsitz.
Wie im Jahr 1917 ist die ZWST wieder die 
Dachorganisation aller jüdischen Wohl-
fahrtsbestrebungen in Deutschland. Zu 
ihren Schwerpunkten zählt die Interes-
senvertretung ihrer Mitglieder gegenüber 
den Bundes- und Landesbehörden sowie 
den Verbänden der ‚Freien Wohlfahrts-
pflege‘. Darüber hinaus koordiniert sie die 
jüdische Sozialarbeit in den Gemeinden.

1954
In Westdeutschland gibt es jetzt 70 jüdi-
sche Gemeinden mit 22.000 Mitgliedern, 
die in 13 Landesverbänden vertreten 
sind. Ihr Durchschnittsalter liegt bei 55 
Jahren. Etwa 10.000 Mitglieder dieser 
Gemeinden sind auf eine geistige, seeli-
sche sowie finanzielle Unterstützung an-
gewiesen. Schwerpunkt der Arbeit der 
ZWST liegt auf der Versorgung der jüdi-
schen DPs im größten Lager Föhrenwald 
in Bayern.

1955
Die zentralen Arbeitsgebiete der ZWST 
sind die Beratung bei Wiedergutma-
chungsfragen, Errichtung von Darlehens-
kassen, Eingliederung der in Deutschland 

noch lebenden jüdischen Displaced Per-
sons, Kinder- und Jugendarbeit, Förde-
rung von Kindergärten und Kinderhorten 
der Gemeinden, Unterstützung bei der 
Einrichtung von Jugendzentren, Kinder-
erholungsprogrammen, Altenarbeit und 
Unterstützung der Altenwohnheime und 
Fortbildungskurse für Fachkräfte.

Oktober 1955
Harry Maòr wird als Referent für Jugend-
arbeit bei der ZWST eingestellt. Für 
 Fe rienfreizeiten erwirbt die ZWST im 
Schwarzwald das ‚Henriette-Szold-Kin-
derferienheim‘ mit finanzieller Unterstüt-
zung des JOINT.

1956
Ende des Jahres wird das Jugendreferat 
eingerichtet. Die ZWST unterstützt nahe-
zu 600 Kinder finanziell bei Ferienaktio-
nen. Auch im Rahmen der ‚Osthilfe‘, der 
Hilfe für die Bedürftigen in Ostberlin und 
in den jüdischen Gemeinden in der DDR, 
ist die ZWST aktiv und unterstützt zudem 
den ‚Jüdischen Frauenbund‘ und die jüdi-
sche Blindenvereinigung ‚Beth Or‘.

21.–31. 12. 1956
Erster Ausbildungsgang für jüdische Ju-
gendleiter im Henrietta-Szold-Heim in 
Wembach. Das Heim untersteht der Lei-

Internationale Fachtagung „Shoah – Flucht – Migration“ in Frankfurt.  Foto: ZWST
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tung von Moshe Abraham, Jugendrefe-
rent Berlin.

1957
Die ZWST verfügt über Zweigstellen in 
Stuttgart, München, Köln, Hamburg und 
Berlin und erfasst in ihrer Mitgliedersta-
tistik 18.992 jüdische Gemeindemitglie-
der auf westdeutschem Boden. In Wem-
bach und im Schloss Lichtenau im Salz-
burger Land finden unter Leitung von 
Shimon Sachs Ferienkolonien für jüdi-
sche Kinder im Alter von sieben bis 13 
Jahren statt.

1958
In Berlin wird ein Jugendzentrum der 
ZWST eröffnet. Dr. Simonsohn verweist 
auf die Notwendigkeit einer Einrichtung 
für alle Gebiete der jüdisch-sozialen Ar-
beit, zudem sollen die jüdischen Gemein-
den der Bundesrepublik aufgefordert 
sein, die Arbeit der Fachkräfte zu unter-
stützen.

Herbst 1958
Max Willner wird neben Berthold Simon-
sohn gleichberechtigter Geschäftsführer 
der ZWST. Ihm obliegen die Ressorts ‚Per-
sonal und Finanzen‘. Ab Januar 1959 ist 
er im Amt des Verwaltungsdirektors in 

der ZWST tätig und bis 1979 aktiv in der 
Geschäftsstelle in Frankfurt am Main.

1959
15.–16. 2. 1959

Der Vorstand der ZWST wird neu gewählt. 
Ihm gehören nun an Jeanette Wolff (Ber-
lin), Heinz Galinski (Berlin), Dr. Max Plaut 
(Bremen), Alfred Weichselbaum (Frank-
furt) und Sally Kessler (Köln). Vertreter 
sind Werner Nachmann (Karlsruhe) und 
Josef Warscher (Stuttgart).
Auf Initiative von Alfred Weichselbaum, 
Jugenddezernent der ZWST, werden Is-
rael-Reisen für Jugendliche organisiert, 
die vom ‚Bundesministerium für Familien- 
und Jugendfragen‘ unterstützt werden.
Ab Ende der 1950er/Anfang der 1960er 
Jahre werden in Bonn, Bremen, Hamburg 
und Köln neue Synagogen erbaut, teils 
mit angeschlossenen Gemeindezentren.
Der Mitarbeiterstab der ZWST ist auf 
etwa 25 Personen angewachsen.

1961
Für „die individuell-jugendfürsorgerische 
Arbeit“ schafft die ZWST ein neues Referat, 
das die Fürsorgeabteilungen der Gemein-
den bei der Entwicklung lokaler Hilfsmög-
lichkeiten anregen und beraten soll.

1962
1. 3. 1962

Auf der Vorstandssitzung in Frankfurt 
wird Heinz Galinski zum Vorsitzenden 
der ZWST gewählt. Die ZWST stellt Kin-
dern aus Hamburg, die von der Flutkatas-
trophe betroffen sind, ihr Heim in Wem-
bach zur Verfügung.

1965
12. 5. 1965

Aufnahme der diplomatischen Beziehun-
gen zwischen Israel und der Bundesrepu-
blik Deutschland.

1972
Die ZWST unterhält Jugendzentren in 
Dortmund, Berlin und Stuttgart. Sie 
streicht die Winterbeihilfen und ersetzt 
sie durch die Position ‚Sondermaßnah-
men für Altenbetreuung‘. Ziel ist es, die 
Gemeindemitglieder mit der Gründung 
von Altenklubs, psychiatrischer Beratung 
und einer häuslichen Betreuung durch 
Pflegepersonal zu unterstützen.

1974
23. 1. 1974

Das Thema ‚Einwanderer aus der Sowjet-
union‘ steht erstmals auf der Tagesord-
nung der Vorstandssitzung der ZWST.

1. 9. 1974
Benjamin (Beni) Bloch, Leiter des Ju-
gendzentrums der Jüdischen Gemeinde 
Frankfurt am Main, wird Jugendreferent 
der ZWST.

1978
31. 12. 1978

Max Willner tritt als Direktor der ZWST 
zurück. Neuer Direktor wird Alfred Weich-
selbaum.

1983
31. 3. 1983

Berthold Scheller, erster Sozialreferent 
der ZWST nach dem Krieg, scheidet aus 
der ZWST aus – das Sozialreferat der 
ZWST geht über an Aviva Goldschmidt.

1984
Die Führung der Geschäfte der ZWST 
wird, nach dem Tod von Alfred Weichsel-
baum, kommissarisch an Günter Singer 
(Hamburg), den stellvertretenden Vorsit-
zenden der ZWST, übertragen. Die Ver-
antwortung für die Jugendarbeit und die 
Kinderheime in Wembach und Sobern-
heim liegt in den Händen von Jugendre-
ferent Benjamin (Beni) Bloch. Die Berei-
che Sozialarbeit und Seniorenverschi-
ckung verantwortet Aviva Goldschmidt. 
Sie ist neben Günter Singer Vertreterin 
der ZWST im Beirat für Vertriebenen- 
und Flüchtlingsfragen.
Einrichtung eines ‚Pädagogischen Zent-
rums‘ (PZ) der ZWST mit einem umfang-
reichen und laufend aktualisiertem Lite-
ratur- und Filmarchiv. Das PZ gibt vielsei-
tige Materialsammlungen zu jüdischen 
Themen (‚Kits‘) für Jugendzentren, Ge-
meinden und Schulen heraus. Die Mate-
rialien sind pädagogisch aufbereitet und 
enthalten didaktische und methodische 
Vorschläge und Ideen für die Gruppen-
arbeit.

1987
Anlässlich des 70. Jubiläums der ZWST 
verfasst Bertold Scheller die Broschüre 
„Die Zentralwohlfahrtsstelle. Jüdische Senioren-Programm im Kurhotel Eden-Park in Bad Kissingen.  Foto: ZWST
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Wohlfahrtspflege in Deutschland. 1917–
1987“.

Zuwanderergeneration (1989–2017)

1989
Juli 1989

Die ZWST übernimmt die soziale Bera-
tung der Zuwanderer aus der ehemaligen 
UdSSR.

1990
Zuwanderung und Integration sind die 
dominierenden Themen seit Beginn der 
1990er Jahre. Mit der Wiedervereinigung 
der beiden deutschen Staaten verbinden 
die jüdischen Gemeinden Deutschlands 
auch ambivalente Gefühle. Fremdenfeind-
lichkeit und Antisemitismus, Anschläge 
auf jüdische Einrichtungen und Friedhöfe 
verzeichnen nach 1990 einen starken An-
stieg. Auch in den neuen Bundesländern 
kommt es zu Ausschreitungen und frem-
denfeindlichen Übergriffen gegen Asyl-
bewerber.
In den neuen Bundesländern gibt es 
kaum eine jüdische Infrastruktur, auf der 
die ZWST aufbauen kann. Das jüdische 
Leben findet hauptsächlich im Privaten 
statt. Die ZWST übernimmt die Verant-
wortung für das jüdische Leben im Osten 
der Republik und unterstützt die dortigen 
Gemeinden bei der Sozialen Arbeit mit ei-
genen Mitarbeitern. Im November 1990 
findet eines von zahlreichen Seminaren 
statt, welche die jüdische Zuwanderung 
aus der Sowjetunion zum Thema haben. 
Innerhalb der Jüdischen Gemeinde Ost-
Berlin wird eine Zweigstelle der ZWST 
aufgebaut. Sie intensiviert ab März 1991 
die Beratung der Zuwanderer, die in 
Wohnheimen im Osten der Republik und 
in Berlin untergebracht sind. Jüdische Zu-
wanderer werden temporär in 27 Aufnah-
me- und Wohnheimen mit einer Kapazi-
tät von 2500 Menschen untergebracht. In 
Mecklenburg-Vorpommern mit der Ge-
meinde Schwerin bestehen zwei, in Bran-
denburg, wo es keine Jüdische Gemeinde 
gibt, vier solcher Heime, in Sachsen-An-
halt mit den Gemeinden Magdeburg und 
Halle acht, in Thüringen mit der Ge-
meinde Erfurt vier Aufnahmeheime, in 
Sachsen mit den Gemeinden Leipzig, 
Dresden und Chemnitz sechs und in der 
Jüdischen Gemeinde Berlin drei Heime.

1991
In der ZWST wird ein „Zentrales Melde-
register für russische Juden“ eingerichtet.

1992
Anlässlich des 75. Jubiläums der ZWST 
findet in Frankfurt am Main vom 3.12. 
1992 bis 28.2.1993 eine Ausstellung zur 
Geschichte der ZWST statt. Der umfang-
reiche Begleitband zur Ausstellung trägt 

den Titel „Zedaka. Jüdische Sozialarbeit 
im Wandel der Zeit. 75 Jahre Zentral-
wohlfahrtsstelle der Juden in Deutsch-
land 1917 bis 1992“.

1993
Einrichtung des Kurhotels Eden-Park in 
Bad Kissingen, um Integrationsmaßnah-
men und Erholungsmöglichkeiten für die 
nach Deutschland gekommenen Zuwan-
derer zu ermöglichen.

1998
Die Tanzgruppe der ZWST wird ins Leben 
gerufen. Auftakt regelmäßiger Fortbil-
dungen für Sozialarbeiter in den jüdi-
schen Gemeinden, die bis heute Bestand 
haben.

1999
Die ZWST bringt im Rahmen des ‚Leha-
wa-Projekts‘ Freiwillige aus Israel nach 
Deutschland, um jüdische Tradition und 
Kultur in den Gemeinden zu stärken.

2000
Abraham Lehrer, bereits seit 1996 aktiv 
im Vorstand der ZWST, wird zum Vor-
standsvorsitzenden gewählt. Erster und 
zweiter Stellvertreter werden Michael 
Warman und Prof. Dr. Leo Latasch.

2001
Die erste Ausgabe von „ZWST informiert“ 
erscheint – die ZWST hat wieder eine Ver-
bandszeitung. Als Nachfolgerin von Aviva 
Goldschmidt, die 18 Jahre Leiterin des 
Sozialreferates gewesen war, übernimmt 
Paulette Weber, Tochter von Alfred Weich-
selbaum, die Leitung.
Die ZWST geht online: www.zwst.org
Jugendkongress in Düsseldorf zum The-

ma „Israel in den Medien“, Teilnahme von 
prominenten Journalisten, Korresponden-
ten und Politikern, u.a. mit Außenminister 
Joschka Fischer.

2002
Erste ‚Jewrovision‘, der europaweit größ-
te jüdische Gesang- und Tanzwettbewerb, 
in Bad Sobernheim. Eröffnung des ersten 
‚Treffpunkt‘ in Frankfurt – psychosoziale 
Kontakt- und Begegnungsstätte für Über-
lebende der Schoa. Gemeinsame Tagung 
der ZWST und dem neu geschaffenen 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
in Nürnberg.

2003
„60 Jahre und kein bisschen leise …“. 
ZWST-Direktor Beni Bloch feiert seinen 
60. Geburtstag.
Produktion des Films „Zedaka – jüdische 
Integrationsarbeit in Deutschland“ (dt./
russ./engl., Dreh buch und Regie: Minka 
Pradelski, Eduard Erne).
Von ZWST und Zentralrat initiierter Be-
such von jugendlichen Terroropfern aus 
Israel in Deutschland. Gründung des Inte-

Fortbildung für Fachkräfte aus jüdischen Gemeinden.  Foto: ZWST
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grationszentrums ‚Kibuz‘ in Potsdam, in 
dem eine Vielfalt sozialer und kultureller 
Aktivitäten angeboten wird. Das Zentrum 
unterstützt Zuwanderer bei ihrer Integra-
tion.

2004
Start der zertifizierten Seminarreihe ‚Psy-
chosoziale Versorgung und Kriseninter-
vention‘. Das Sozialreferat organisiert eine 
erste Tagung für Menschen mit Behinde-
rung, ihre Angehörigen sowie haupt- und 
ehrenamtliche Gemeindemitarbeiter; es 
folgt die Gründung einer Angehörigenini-
tiative.

2005
Anlässlich des ‚March of the Living‘ und 
des 60. Jahrestages der Befreiung von 
Auschwitz organisiert die ZWST eine Rei-
se durch Polen.
ZWST startet ein Projekt gegen Antisemi-
tismus im Rahmen des vom BMFSFJ ge-
förderten Programms ‚Civitas – initiativ 
gegen Rechtsextremismus in den neuen 
Bundesländern‘.
Die ZWST initiiert das Projekt ‚Gesher – 
Die Brücke‘, mit dem Ziel der Inklusion 
von Menschen mit Behinderung in die jü-
dische Gemeinschaft und die deutsche 

Gesellschaft. Die ZWST entsendet drei 
Wanderrabbiner aus Israel in kleinere jü-
dische Gemeinden Deutschlands.
Das neue Zuwanderungsgesetz wird ver-
abschiedet, die Aufnahmebedingungen 
für jüdische Zuwanderer aus Ländern der 
ehemaligen Sowjetunion werden ver-
schärft. Zentrale Aufgabe der ZWST ist 
die Prüfung, ob Antragssteller halachisch 
jüdisch sind und das Verfassen einer Be-
stätigung der Aufnahmefähigkeit in eine 
jüdische Gemeinde in Deutschland.

2006
Erste Bildungsfreizeit für Menschen mit 
Behinderung und ihre Angehörigen im 
Kurhotel Eden-Park in Bad Kissingen.

28. 11. 2006
Kooperation mit der Fachhochschule Er-
furt. 25 Fachkräfte aus jüdischen oder 
anderen Einrichtungen können ein be-
rufsbegleitendes Studium beginnen und 
somit einen akademischen Hochschul-
abschluss (BA) erwerben.

2007
März 2007

Fachkongress für jüdische Lehrer und Er-
zieher aus ganz Europa in Frankfurt, Ko-
operationsveranstaltung des ‚European 
Council of Jewish Communities‘, ZWST, 
JOINT und Jewish Agency.

1. 4. 2007
Die ZWST verfügt mit der ‚Migrations-
erstberatung‘ (MEB) über ein neues Un-
terstützungsangebot des Bundes, mit 
dem Neuzuwanderern die Integration er-
leichtert werden soll und Hilfestellung 
für die Sozialabteilungen in den jüdi-
schen Gemeinden geleistet wird. 2009 
wird das Konzept des Programms erwei-
tert in ‚Migrationsberatung für erwachse-
ne Zuwanderer‘ (MBE), die auch länger in 

Deutschland lebenden Zuwanderern die-
ses Angebot ermöglicht.

24. 4. 2007
Feierliche Eröffnung des Studiengangs 
,Jüdische Soziale Arbeit‘ an der ‚Fach-
hochschule Erfurt‘, finanziert durch die 
Dorothea-Gould-Stiftung.
14 Jahre Jugendreferent: Verabschiedung 
des Leiters, Dr. Deni Kranz. Nachfolger 
wird Yair Kannai.

November 2007
Start einer neuen Seminarreihe zum The-
ma ‚Demenz‘.

2008
25. 1. 2008

Einweihung des in knapp zweĳähriger 
Bauzeit erweiterten Max-Willner-Heims.

1. 4. 2008
Der Sozialwissenschaftler Dr. Michael 
Bader wird für zwei Jahre Vizedirektor. 
Er leitet das Projekt ‚Integration von Men-
schen mit geistiger und psychischer Be-
hinderung in das jüdische Gemeindele-
ben‘. Eine der Erfolgsbilanzen des Projek-
tes ist die Gründung von Selbsthilfegrup-
pen in den Gemeinden.

Juli/August 2008
Sommermachanot in Bad Sobernheim für 
israelische Jugendliche aus den mit Rake-
ten beschossenen Regionen nahe des Ga-
zastreifens.

November 2008
Erste internationale Fachtagung zum The-
ma ‚Schoa‘ in Frankfurt am Main.

8.–15. 9. 2008
Jugendkongress mit über 250 Teilnehmern 
in Israel anlässlich des 60. Geburtstages 
des Staates Israels.

2009
Mit ihrem Programm ‚Achtzehnplus‘ för-
dert die ZWST ein bundesweites Netz-
werk für junge jüdische Erwachsene von 
18 bis 35 Jahren. Die ZWST führt zuneh-
mend regionale Integrations - und Orien-
tierungsseminare (‚Integrationscoaching‘) 
durch.

2010
Benjamin (Beni) Bloch bekommt den 
‚Max-Fischer-Preis für jüdische Erziehung 
in der Diaspora‘ des ‚Pincus Fund for Je-
wish Education in the Diaspora‘ verlie-
hen. Jugendreferent Yair Kannai verlässt 
die ZWST. Nachfolger wird Nachumi Ro-
senblatt.

2012
‚Taglit – Birthright Israel‘: Die ZWST über-
nimmt gemeinsam mit dem Zentralrat die Machane Italien 2016.  Foto: ZWST
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Abwicklung in Deutschland. Das Projekt 
beruht auf der Idee, dass jeder junge jüdi-
sche Erwachsene zwischen 18 und 26 
Jahren das Geburtsrecht hat, wenigstens 
einmal in seinem Leben Israel zu besu-
chen.

September 2012
Das neue Berliner Büro der ZWST wird in 
der Friedrichstraße mit einem großen 
Neujahrsempfang zu Rosch Haschana er-
öffnet.

2013
Günter Jek übernimmt die Leitung der 
ZWST in Berlin und den östlichen Bun-
desländern, er koordiniert seit längerem 
den ‚Bundesfreiwilligendienst‘ und die 
‚Migrationsberatung für erwachsene Zu-
wanderer‘.

August 2013
Besuch von Kindern aus S’derot (Region 
im südl. Israel an der Grenze zum Gaza-
streifen, die immer wieder unter Rake-
ten-Beschuss steht) auf einem Machane 
in Bad Sobernheim.

Sommer 2013
Über 700 Kinder und Jugendliche neh-
men an den Sommerferiencamps in Bad 
Sobernheim, Italien und Israel teil.

November 2013
Die ZWST begrüßt Aron Schuster als  neuen 
stellvertretenden Direktor der ZWST.

2014
13. 4. 2014

Abraham (Ebi) Lehrer, Präsident der 
ZWST, feiert seinen 60. Geburtstag; seit 
November 2014 ist er Vize-Präsident des 
Zentralrates.

November 2014
Start des ‚Zukunftsforums Altenpflege‘ 
für Führungskräfte der jüdischen Alten-
zentren im Nelly -Sachs-Haus in Düssel-
dorf.

2015
März 2015

Start des ‚Kompetenzzentrums für Prä-
vention und Empowerment‘ in Berlin, Er-
weiterung der Bildungsarbeit der ZWST 
im Bereich Rassismus- und Antisemitis-
musprävention. Die Leiterin des Kompe-
tenzzentrums, Marina Chernivsky, wird 
im Mai in die Antisemitismus-Kommis-
sion der Bundesregierung berufen.

Juli/August 2015
ZWST-Machane bei den European Mac-
cabi Games in Berlin.

27. 8. 2015
Verabschiedung von Paulette Weber, seit 
15 Jahren Leiterin des Sozialreferates.

Dezember 2015
Vor dem Hintergrund steigender Flücht-
lingszahlen organisieren die Bundesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege und die ZWST Fachtagungen in 
Berlin und Frankfurt am Main zum The-
ma „Was können wir von der Integra-
tionsarbeit Israels lernen?“.

2016
Start der Kooperation mit der israelischen 
Hilfsorganisation ‚IsraAID‘ im Rahmen 
der Flüchtlingshilfe: Trainings für ehren-
amtliche Flüchtlingshelfer in Berlin, Pro-
jekt ‚Brückenbau‘: Arabischsprachige So-
zialarbeiter aus Israel leisten psychoso-
ziale Hilfe für traumatisierte Flüchtlinge.

14.–16. 2. 2016
Start einer Seminarreihe für Hebräisch- 
und Religionspädagogen in Kooperation 
mit dem Zentralrat.
Vereinbarung von ZWST und dem Unab-
hängigen Beauftragten der Bundesregie-
rung für Fragen des sexuellen Kindes-
missbrauchs: Die ZWST verpflichtet sich, 
Schutzkonzepte in ihrem Angebot für 
Kinder und Jugendliche umzusetzen.

24. 5. 2016
Fachtag des Projektes ‚Perspektivwechsel 
Plus‘ zum Thema ‚Trauma und Trauma-
bewältigung im Kontext von Migration 
und Flucht‘.

1. 6. 2016
Die ZWST begrüßt Jutta Josepovici als 
neue Leiterin des Sozialreferates.

2017
Seit zehn Jahren Migrationsberatung der 
ZWST: Nach Ausweitung des Angebots 
verfügt die ZWST heute über 13 Migra-
tionsberater in elf Städten und sechs mo-
bile Standorte. Der jüngste Standort ging 

2017 bei der Jüdischen Gemeinde in Cott-
bus an den Start.

Mai 2017
‚Good Old Times‘, generationenübergrei-
fendes Revival-Wochenende für ehemali-
ge Jugendbetreuer und -leiter der ZWST 
mit rund 200 Teilnehmern in Frankfurt/
Main.

Juni 2017
‚100 Jahre ZWST – 95 Jahre Tirza‘, Tanz-
festival zu Ehren des 95. Geburtstags von 
Tirza Hodes in Frankfurt/Main.

Juli 2017
Das Kompetenzzentrum eröffnet eine 
neue Beratungs- und Interventionsstelle 
in Berlin, ein Angebot im Falle antisemiti-
scher Gewalt und Diskriminierung.

10. 9. 2017
In Frankfurt begeht die ZWST mit einem 
feierlichen Festakt ihr 100-jähriges Jubi-
läum.

Nachgedruckt aus: 100 Jahre ZWST, Eine Chro-
nik, herausgegeben von der Zentralwohlfahrts-
stelle der Juden in Deutschland e.V., verantwort-
lich Benjamin Bloch / Aron Schuster, Autorin Dr. 
Verena Buser, Redaktion Prof. Dr. Sabine Hering 
/Heike von Bassewitz, Frankfurt 2017. 

Erew Schabbat in Bellaria 2016. Foto: ZWST
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H E I D E L B E RG E R  H O C H S C H U L R E D E

In dieser prächtigen und geradezu Respekt 
einflößenden Aula möchte ich mich zu-
erst an jene unter uns wenden, die ver-
mutlich mit den größten Erwartungen 
heute Abend hier sitzen: an die jungen 
Menschen, die gerade ihr Studium abge-
schlossen haben. 
Sie alle, liebe Absolventen, sitzen hier mit 
Spannung. Ich bin weder so naiv noch so 
eingebildet zu glauben, dass es meine 
Rede ist, die Sie mit Spannung erfüllt. 
Nein, Sie freuen sich natürlich, schon 
bald die Urkunde in Händen zu halten, 
die Ihnen schwarz auf weiß bestätigt, mit 
welchem akademischen Grad Sie sich 
schmücken dürfen.
Und ich nehme es mir heraus, Ihnen schon 
vor der Übergabe der Urkunden ganz herz-
lich zu gratulieren!
Der Abschluss des Studiums ist ohne  Frage 
im Leben eines jeden Menschen ein beson-
derer Moment. Es ist ein tiefer Einschnitt. 
Sie ziehen jetzt hinaus ins Leben und ah-
nen vermutlich schon: Die eigentliche Be-
währungsprobe, die kommt erst noch.
Auf diesen Weg, der vor Ihnen liegt, möch-
te ich Ihnen etwas mitgeben. Es ist ein 
 Anliegen, das auch für all jene gilt, die ihr 
Studium mit diesem Wintersemester erst 
aufnehmen:
Betrachten Sie Ihre Zeugnisse nicht als 
Abschluss, sondern als Auftrag!
Sie sind an der Hochschule für Jüdische 
Studien tief in die Welt des Judentums ein-
getaucht. Sie durften teilhaben am  reichen 
und über Jahrtausende angesammelten 
Wissen. Sie haben einen Teil unserer 
Schriften kennengelernt – ich bin so frei, 
nur von einem Teil zu sprechen. Nach mei-
ner Erfahrung haben selbst die gelehrtes-
ten Rabbiner nicht alles gelesen.
Viele von ihnen haben diese Studien 
durch Fächer oder zumindest einzelne 
Seminare und Vorlesungen an der Rup-
recht-Karls-Universität ergänzt. Sie haben 
an einem Ort studiert, an dem seit Jahr-
hunderten Geistesgrößen unseres Lan-
des, Koryphäen ihrer Fachgebiete for-
schen und lehren. 
Damit haben Sie einen unvergleichlich 
großen Schatz erworben: Ein fundiertes 
Wissen und die Fähigkeit, verschiedene 
Thesen gegeneinander abzuwägen, wis-

Seit 2005 kommen bedeutende Persönlichkeiten als Gäste der Hochschule für Jüdische Studien in die Aula der Ruprecht-
Karls-Universität. Nach dem verstorbenen Literaturkritiker Marcel Reich-Ranicki waren auch schon Renate Künast, Günther 
Jauch und Bundeskanzlerin Angela Merkel Vortragende der „Heidelberger Hochschulreden“. Ende Oktober kam Zentral-
ratspräsident Dr. Josef Schuster zu seiner Hochschulrede in die Stadt am Neckar. Gleichzeitig feierte die Jüdische Hoch-
schule ihre Absolventen. Sie waren es auch, die der Redner zuerst ansprach und gratulierte. Dr. Schusters wichtige „Heidel-
berger Hochschulrede“ dokumentieren wir hier fast vollständig.                                                                                                               bere

Dr. Josef Schuster:

Reifeprüfung für Deutschland – Plädoyer für eine Demokratie-Debatte
senschaftliche Kontroversen zu verfol-
gen. Vielleicht konnten Sie erleben, dass 
Forschungsergebnisse, die lange als un-
umstößlich galten, in Frage gestellt oder 
widerlegt wurden.
Kurz: Sie haben gelernt, andere Meinun-
gen auszuhalten. 
Eine Universität ist per se ein Ort des Plu-
ralismus. Ohne Toleranz gegenüber ande-
ren Meinungen, ohne Respekt im Um-
gang miteinander kann eine Universität 
nicht funktionieren.
Wir müssen nur rund 80 Jahre zurück-
blicken, um zu erkennen, was es für eine 
Universität bedeutet, wenn diese Werte 
nichts mehr gelten. Im Nationalsozialis-
mus wurden die jüdischen Dozenten 
überall im Land der Hochschulen ver-
wiesen. In Heidelberg war dies fast ein 
Drittel des Lehrkörpers. Manchmal, so ist 
mein Eindruck, spüren wir heute noch 
die Folgen des geistigen Kahlschlags, den 
die Nazis in Deutschland anrichteten.

Liebe Studierende, liebe Absolventen,
warum spreche ich also von einem Auf-
trag, den Ihr Zeugnis bedeutet?
Ihr Auftrag ist es in meinen Augen, in den 
verschiedenen Berufen, die Sie ergreifen 
werden, an einer pluralen Gesellschaft 
mitzuwirken. Bringen Sie Ihr Wissen ein 
und auch Ihre Fähigkeit, verschiedene 
Meinungen auszuhalten. Ihre Fähigkeit, 
aus einer These und einer Gegenthese 
eine Synthese zu entwickeln. Und lassen 
Sie unsere heutige Gesellschaft von Ihrem 
Wissen profitieren. Nicht alle Probleme 
sind neu. Vieles ist – vielleicht unter an-
deren Vorzeichen – schon einmal da ge-
wesen. Und über viele Zustände haben 
kluge Menschen schon lange vor uns nach-
gedacht. Bringen Sie deren Erkenntnisse 
in die Welt ein! Werden Sie, um es im 
heutigen Sprachgebrauch auszudrücken, 
zu Multiplikatoren!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
liebe Studierende,
wir befinden uns aktuell in Deutschland 
in einer politischen Situation, die uns 
 beunruhigt und nachdenklich macht. Un-
ser Land steht vor einer demokratischen 
 Reifeprüfung. 

Das Ergebnis der Bundestagswahl lässt es 
nicht zu, dass wir länger der Frage aus-
weichen: Was passiert in unserer Gesell-
schaft? Wieso findet in einer wirtschaft-
lich prosperierenden Periode eine rechts-
populistische Partei so viel Zuspruch?
In den ersten Tagen nach der Wahl 
schwankte unser Land zwischen Schock-
starre und Panik. Beide Zustände – das 
kann ich Ihnen als Mediziner versichern 
– sind nicht geeignet, um klare Gedanken 
zu fassen.
Dabei ist genau dies jetzt notwendig, auf 
zwei Ebenen:

Eliten gefordert

Die Politik muss jetzt auf die eben von 
mir genannten Fragen ganz praktische 
Antworten finden. Antworten, die sich 
rasch in politische Handlungen umsetzen 
lassen. Eine langwierige Regierungsbil-
dung ist dafür leider nicht dienlich.
Unsere intellektuellen Eliten sind durch 
das Wahlergebnis ebenso gefordert. Denn 
was wir jetzt brauchen, ist eine Demokra-
tie-Debatte, genauer gesagt: eine Debat-
te, die Lust macht auf Demokratie! Und 
zwar nicht nur in Deutschland, sondern 
in Europa.
Bei der AfD haben wir es meiner Meinung 
nach nicht nur mit einer rassistischen 
und revisionistischen Partei zu tun, son-
dern auch mit einer Partei, die Teile unse-
res Grundgesetzes missachtet und demo-
kratische Werte diskreditieren will.
Wir alle erinnern uns an den Historiker-
Streit. Oder an die Goldhagen-Debatte. 
Dabei ging es jeweils um die Deutung be-
stimmter historischer Prozesse, vielleicht 
auch um die Deutungshoheit.
Heute muss es um eine Demokratie-
debatte gehen. Welche Voraussetzungen 
brauchen wir für eine funktionierende 
parlamentarische Demokratie? Wie las-
sen sich die fundamentalen Veränderun-
gen, die wir durch die Globalisierung und 
die totale technische Vernetzung bereits 
erleben, die aber durch Entwicklungen 
wie etwa in der künstlichen Intelligenz 
oder in der Genforschung noch viel tiefer 
in unser Leben eingreifen werden – wie 
lassen sich diese Veränderungen mit der 
Demokratie vereinbaren? Was macht den 



demokratischen Staat unter diesen neuen 
Bedingungen aus?
Ich wünsche mir Denkanstöße zu diesen 
Fragen aus unseren Universitäten! Eine 
 lebendige, gesellschaftliche Debatte, die 
nicht nur in exklusiven akademischen Zir-
keln geführt wird, sondern die viel breiter 
in unser Land hineinwirkt – das, meine 
Damen und Herren, brauchen wir drin-
gend. Das braucht meines Erachtens auch 
die Politik als Grundlage ihres Handelns.
Ich möchte Ihnen gerne aufzeigen, wa-
rum mir dieses Anliegen sehr ernst ist. In 
der jüdischen Gemeinschaft – und das ist 
aufgrund der Geschichte alles andere als 
überraschend – gibt es feine Sensoren für 
extremistische Tendenzen in unserer Ge-
sellschaft. Daher macht sich bei uns eine 
Beunruhigung und Verunsicherung breit. 
Das ist ganz wesentlich in zwei Phänome-
nen begründet: dem wachsenden Anti-
semitismus in diesem Land sowie – damit 
einhergehend – der wachsenden Respekt-
losigkeit gegenüber Minderheiten gene-
rell. Lassen Sie mich das ein wenig aus-
führen.
Der vom Bundestag berufene Unabhän-
gige Expertenkreis Antisemitismus, der 
im April seinen Bericht vorgelegt hat, 
macht darin auf eine interessante Diffe-
renz aufmerksam: Während große Teile 
der Bevölkerung davon ausgehen, dass 
der Antisemitismus rückläufig ist, fühlen 
sich  Juden wieder stärker antisemitischen 
Anfeindungen ausgesetzt. 
Wie schon in früheren Umfragen kommt 
auch der Expertenkreis zu dem Ergebnis, 
dass unter rund 20 Prozent der Bevölke-
rung antisemitische Einstellungen zu fin-
den sind. Das ist jeder Fünfte!
Angesichts dieses seit Jahrzehnten kons-
tanten Anteils stellt sich die Frage, wa-
rum wir dennoch den Eindruck haben, 
der Antisemitismus nimmt zu.
Zum einen liegt das an der allgemeinen 
Enthemmung im Internet. Im Schutz der 
Anonymität und angestachelt von ande-
ren Nutzern lassen dort erschreckend 
 viele Menschen ihrem Rassismus und 
 Antisemitismus freien Lauf.
Damit Sie eine Vorstellung davon bekom-
men, was ich meine, zitiere ich zwei Kom-
mentare von der Facebook-Seite des Zen-
tralrats der Juden:
„Und was ist mit dem Holocaust am deut-
schen Volk durch die Alliierten???? Der 
wird unter den Teppich gekehrt!!!! Au-
ßerdem ist bekannt, dass die Familien 
Rothschild und Soros usw. die schlimm-
ste Brut der Welt sind!!!!!!“
Oder: „Drecks Volk damals wie heute!!! 
Alles hat seinen Grund, ihr Hurenkinder. 
Man hasst euch überall. Und ich hoffe, 
der Hass wird schnell mehr gegen euch. 
Vor allem so wie eure Regierung und Volk 
sich benimmt, gehört ihr sofort weg vom 
Fenster!!!“

Hier stellen wir ein inzwischen sehr ver-
breitetes Phänomen fest: Klassische anti-
semitische Stereotype werden mit der 
heutigen Politik in Israel verknüpft.
Denn Antisemitismus treffen wir heut-
zutage in verschiedenem Gewand, und 
immer häufiger getarnt in überzogener 
Kritik an Israel, ja in Israel-Feindlichkeit.
Im bereits erwähnten Bericht des Unab-
hängigen Expertenkreises wird dem Is-
rael-bezogenen Antisemitismus sehr viel 
Raum gewidmet. Die Experten kommen 
zu dem Ergebnis, dass er bei 40 Prozent 
der Bevölkerung festzustellen ist. Schon 
allein aufgrund dieses hohen Anteils wird 
deutlich: Diesen Antisemitismus finden 
wir nicht nur am linken oder rechten 
 politischen Rand, sondern auch in der 
Mitte der Gesellschaft.
Nun werden Sie fragen: Ist denn eine Kri-
tik an Israel automatisch antisemitisch? 
Nein, das ist sie natürlich nicht! Kritik an 
der israelischen Regierungspolitik ist völ-
lig legitim. Die schärfsten Kritiker finden 
Sie vermutlich in Tel Aviv. 
Immer häufiger jedoch treffen wir auf 
Kritik, die das Existenzrecht Israels in 
Frage stellt oder alle Juden unter Gene-
ralverdacht. Israel wird zudem häufig mit 
anderen Standards gemessen als andere 
Staaten. Die moralischen Kriterien, die 
ausgerechnet von Deutschen an Israel an-
gelegt werden, sind strenger.
Manchmal gewinne ich den Eindruck, 
dass Israelis geradezu genüsslich als 
 Täter dargestellt werden. In der Israel- 
Berichterstattung vieler Medien geraten 
zum Beispiel die Ursachen für israelische 
Militäreinsätze meist völlig in den Hinter-
grund. Raketenbeschüsse oder Messer-
attentate durch Palästinenser auf Israelis 
oder neu entdeckte Tunnel der Terror- 
Organisation Hamas werden nicht ge-
nannt, die Reaktion der Israelis wird dann 

aber ausführlich dargestellt und gerne als 
überzogene Racheaktion kritisiert.
Was steckt hinter dieser massiven Israel-
Kritik? 
Das ist zum einen die berühmt-berüchtig-
te Schlussstrich-Mentalität, verknüpft mit 
einer Täter-Opfer-Umkehr. Zum anderen 
finden sich in mancher Argumentation 
nicht selten uralte antisemitische Stereo-
typen wieder. Zum Beispiel, wenn be-
hauptet wird, Israelis hätten Trinkwasser 
für die Palästinenser verschmutzt. Das ist 
die alte Stereotype vom jüdischen Brun-
nenvergifter. Auch eine Parole wie „Kin-
dermörder Israel“ spiegelt alte Vorurteile 
wider.
Das ist der uralte Antisemitismus, der 
sich in neuem Gewand präsentiert. 
Ein Beispiel für eine überzogene und ein-
seitige Kritik an Israel ist die BDS-Be-
wegung. Die Abkürzung steht für Boy-
cott, Divestments, Sanctions. Sie hat zum 
Ziel, Israel zu diffamieren und zu delegi-
timieren. Sie wirft z. B. Israel ethnische 
Säuberungen vor und ruft zu einem Boy-
kott israelischer Waren auf. Es gibt auf 
der Welt viele umstrittene Territorien. Es 
ist mir nicht bekannt, dass dafür auch zu 
Waren-Boykotten aufgerufen wird. Dies 
aber ausgerechnet gegenüber dem jüdi-
schen Staat zu tun, hat einen unangeneh-
men Beigeschmack. 
Es ist inzwischen übrigens keine Selten-
heit mehr, dass BDS-Aktivisten an deut-
schen Universitäten auftreten.
Der Zentralrat der Juden konnte jüngst 
den Regierenden Bürgermeister von Ber-
lin, Michael Müller, dafür gewinnen, 
stärker gegen BDS vorzugehen. Ähnlich 
wie die Städte Frankfurt und München 
will auch er einen Beschluss herbeifüh-
ren, wonach BDS-Aktivisten keine städ-
tischen Räume mehr zur Verfügung ge-
stellt werden.
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Die Hochschule für Jüdische Studien in Heidelberg.  HfJS-Foto: Flo Hagena

Den einseitigen Blick auf Israel finden wir 
mittlerweile auch in der Justiz. 2014 ver-
übten drei junge Männer palästinensi-
scher Herkunft einen Brandanschlag auf 
die Bergische Synagoge in Wuppertal. 
Die Täter wurden gefasst und zu Bewäh-
rungsstrafen verurteilt. In der Begrün-
dung des Gerichts wurde festgehalten, 
dass keinerlei antisemitischen Motive bei 
der Tat zu erkennen seien. Die Täter hät-
ten nur Aufmerksamkeit auf den Gaza-
Konflikt lenken wollen.
Wie man zu der Auffassung gelangen 
kann, ein Brandanschlag auf eine Syna-
goge sei kein Akt von Antisemitismus – 
das wird mir immer ein Rätsel bleiben!
Trotz dieser Beispiele bin ich – so paradox 
das klingt – derzeit optimistisch gestimmt, 
was dieses Thema angeht. Denn die Auf-
merksamkeit für das Problem des Israel-
bezogenen Antisemitismus ist deutlich 
gestiegen. Dazu haben nicht zuletzt der 
WDR und Arte beigetragen, als sie sich 
zunächst weigerten, eine Dokumentation 
auszustrahlen, die diesen Israel-bezoge-
nen Antisemitismus zum Thema hatte. 
Die Debatte über dieses Verhalten und die 
Sendung selbst, die dann ja doch gezeigt 
wurde, haben einiges in Bewegung ge-
bracht.
Ein wichtiger politischer Schritt erfolgte 
zudem noch ganz kurz vor der Bundes-
tagswahl: In ihrer letzten Kabinettssit-
zung vor der Wahl hat die Bundesregie-
rung die Annahme der internationalen 
Antisemitismus-Definition beschlossen. 
Damit gilt in Polizei und Justiz, im öffent-
lichen Dienst und in der Bildung, also in 
Schulen, dass auch israelfeindliche Äuße-
rungen und Taten als Antisemitismus zu 
werten sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,
ich möchte keinen falschen Eindruck er-

wecken: Wenn ich das Augenmerk auf 
den Israel-bezogenen Antisemitismus len-
ke, bedeutet dies nicht, den Antisemitis-
mus von Rechtsextremisten zu verharm-
losen. 
Unter Rechtsextremisten ist Antisemitis-
mus der Normalfall. Die mit Abstand 
meisten antisemitischen Straftaten gehen 
laut polizeilicher Kriminalstatistik auf 
das Konto von Rechtsextremisten. 
Die rechtsextreme Szene in Deutschland 
wird diffuser und befindet sich im Auf-
wind. Zu diesem Ergebnis kommen Ver-
fassungsschützer und andere professio-
nelle Beobachter übereinstimmend. Im-
mer mehr Bürger radikalisieren sich, so 
dass es zunehmend Täter gibt, die vorher 
nie aufgefallen waren und die sich keiner 
Gruppierung zuordnen lassen.
Vor kurzem hatte das Präsidium des Zent-
ralrats der Juden die bisherigen Träger 
des Paul-Spiegel-Preises für Zivilcourage 
zu einem Gespräch eingeladen. Den Paul-
Spiegel-Preis verleihen wir an Menschen, 
die sich in außerordentlicher Weise für 
unsere Demokratie einsetzen. Darunter 
sind einige, die seit Jahren, wenn nicht 
Jahrzehnten gegen Rechtsextremismus 
kämpfen und dabei viele persönliche 
Nachteile, Bedrohungen und Gefahren 
auf sich nehmen.
Was mich in diesem Gespräch sehr nach-
denklich gestimmt hat, war die Tatsache, 
dass alle Preisträger übereinstimmend 
berichteten: Die Zahl der Rechtsextremis-
ten wächst! Und alle sahen Schnittmen-
gen zur AfD bzw. sprachen von einer 
 Fraternisierung von AfD und NPD. Und 
da die AfD inzwischen in Landeszen-
tralen für politische Bildung vertreten   
ist und demnächst auch im Kuratorium 
der Bundeszentrale für politische Bil-
dung  sitzen wird, haben es Initiativen 
und  Ver eine gegen Rechts nicht gerade 

leichter, Fördermittel zu bekommen.
Durch das Internet sind die Möglichkei-
ten der Rechtsextremisten unendlich groß 
geworden, sich zu vernetzen und junge 
Menschen auf verschiedensten Kanälen 
anzusprechen.  
Die Bekämpfung des Rechtsextremismus 
ist für Staat und Zivilgesellschaft, zu der 
ich auch die Wissenschaft zähle, eine im-
mense Herausforderung. Wir brauchen 
noch viel mehr Knowhow und auch mehr 
Geld, um den Rechtsextremismus einzu-
dämmen. Auch Polizei und Justiz müssen 
auf diesem Gebiet konsequenter werden.
Worum es beim Kampf gegen Rechtsex-
tremismus geht, hat der frühere Zentral-
ratspräsident Paul Spiegel sel. A. einmal 
sehr treffend ausgedrückt, so dass ich 
gerne seine Worte wiedergebe: 
„Wir dürfen bei der Bekämpfung von 
Rechtsradikalismus, Antisemitismus und 
Fremdenfeindlichkeit nicht innehalten. 
Denn es geht nicht allein um uns Juden, 
um Türken, um Schwarze, um Obdach-
lose, um Schwule. Es geht um dieses 
Land, es geht um die Zukunft jedes ein-
zelnen Menschen in diesem Land.“
Antisemitismus findet sich nicht nur bei 
Rechtsextremisten. Wir müssen auch über 
muslimischen Antisemitismus sprechen.
Ich habe einmal öffentlich gesagt, in be-
stimmten, muslimisch-geprägten Stadt-
teilen unserer Großstädte sei es nicht an-
geraten, mit Kippa herumzulaufen. Damit 
hatte ich nur ausgesprochen, was in jüdi-
schen Kreisen als völlig normal gilt. Ge-
rade in den großen Städten ziehen reli-
giöse Juden über ihre Kippa häufig eine 
Basecap. Frauen verstecken die Kette mit 
Davidstern lieber unter dem Pullover. Das 
gilt mit Sicherheit in Gegenden, wo man 
Rechtsextremisten vermutet. Aber es ist 
auch eine Vorsichtsmaßnahme in musli-
misch-geprägten Vierteln.



Dies auszusprechen, fällt mir nicht leicht. 
Sie können sich fast sicher sein, dass ich 
nach solchen Aussagen Applaus von der 
falschen Seite kriege. 
Deshalb möchte ich zuerst ganz deutlich 
machen: Die jüdische Gemeinschaft lehnt 
jede Form von Islam-Feindschaft ab! Die 
gehäuften Angriffe auf Moscheen und 
Flüchtlingsunterkünfte verurteilen wir 
scharf. Auch nach Terroranschlägen von 
Islamisten verbietet sich jeder General-
verdacht gegen Muslime.
Zum Antisemitismus, den es unter Mus-
limen gibt, können und wollen wir den-
noch nicht schweigen. Es gibt Imame, die 
Hass gegen Juden verbreiten. Unter nicht 
wenigen türkischstämmigen Deutschen 
steigt wegen der Politik Erdogans offen-
bar der türkische Nationalismus, der 
 häufig mit Antisemitismus einhergeht. 
Auf Schulhöfen ist „Jude“ ein beliebtes 
Schimpfwort. Und es sind Flüchtlinge 
nach Deutschland gekommen, die mit ei-
ner tiefen Israel-Feindschaft aufgewach-
sen sind und zum Teil Hitler verehren. Ihr 
Wissen über die Schoa und den National-
sozialismus ist mehr als lückenhaft. 
Obwohl uns, und das ist mir wichtig zu 
betonen, bislang kaum antisemitische 
Vorfälle durch Flüchtlinge bekannt ge-
worden ist, sollten wir bei der Integration 
ganz deutlich machen, dass es für Anti-
semitismus bei uns keine Toleranz gibt.
Daher brauchen wir in den Integrations-
kursen eine intensivere Befassung mit der 
Zeit zwischen 1933 und 1945. Sicherlich 
wäre es auch gewinnbringend, wenn Ge-
denkstättenbesuche oder die Besichtigung 
eines jüdischen Museums oder Mahnmals 
den Unterricht ergänzten.
Sie merken, meine Damen und Herren, 
die Bekämpfung des Antisemitismus ist 
ein weites Feld. Wir brauchen hier Exper-
tise und vor allem Nachhaltigkeit. Kurz 
aufflackernde Empörung in der Politik, 
wenn etwas passiert ist, reicht nicht. Da-
her hat der Zentralrat der Juden ebenso 
wie der Unabhängige Expertenkreis die 
Einsetzung eines Beauftragten auf Bun-
desebene zur Bekämpfung des Antisemi-
tismus gefordert. Wir werden darauf 
drängen, dass die neue Bundesregierung 
einen solchen Beauftragten beruft.
Damit, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, komme ich zum zweiten Punkt, 
der in der jüdischen Gemeinschaft für 
 Beunruhigung sorgt: die wachsende Re-
spektlosigkeit für Minderheiten. Oder sa-
gen wir: der eisige Wind, der durch unser 
Land pfeift.
Und damit komme ich – obwohl ich ihr 
am liebsten jegliche Aufmerksamkeit ver-
weigern würde – noch einmal zur AfD.
Zum ersten Mal seit Gründung der Bun-
desrepublik haben wir in dieser Größen-
ordnung eine Partei rechts der Union im 
Bundestag sitzen. Und wenn man sich die 

Wahlergebnisse etwas differenzierter an-
schaut, kann schon mal der Atem sto-
cken. In Sachsen kam die AfD in 22 Orten 
auf mehr als 40 Prozent. Rein von den 
Zahlen her könnte sie sich dort als Volks-
partei bezeichnen. Im niederbayerischen 
Deggendorf wurde sie mit 19,2 Prozent 
zweitstärkste Kraft.
Wir stellen in Deutschland schon seit län-
gerem einen raueren Ton, eine verbale 
Enthemmung und ein kälteres gesell-
schaftliches Klima fest. 
Für diese Abkühlung ist die AfD in erheb-
lichem Umfang verantwortlich. Statt auf 
Mitmenschlichkeit setzt sie auf Ausgren-
zung. Eine ethnisch homogene Gesell-
schaft scheint ihr Idealbild zu sein. Und 
das im 21. Jahrhundert!
Ich frage mich daher oft: Wo will die   
AfD eigentlich hin? Ins Deutschland der 
1950er Jahre? Oder gar in die 30er Jahre? 
Mit dieser Rückwärtsgewandtheit kommt 
die AfD offenbar einem Teil ihrer Wähler-
schaft stark entgegen. In einer Studie der 
Bertelsmann-Stiftung unmittelbar nach 
der Bundestagswahl wurden AfD-Wähler 
als „zukunftsängstliche Modernisierungs-
skeptiker“ charakterisiert. Die Stiftung 
sieht zwischen Modernisierungsskepti-
kern und Modernisierungsbefürwortern 
eine „neue Konfliktlinie der Demokratie“.
Mit permanenten Sticheleien gegen Aus-
länder, gegen Asylbewerber, gegen Mus-
lime, gegen Homosexuelle schürt die AfD 
bei diesen Modernisierungsskeptikern 
Ressentiments, die leider immer noch in 
unserer Gesellschaft schlummerten und 
nun wieder wachgerüttelt wurden. Sie 
nimmt damit wissentlich in Kauf, dass es 
mit verbalem Zündeln anfängt und mit 
brennenden Asylbewerberheimen auf-
hört.

Lust auf Demokratie

Diese Anmaßung einer Partei, bestim-
men zu wollen, welche Menschen tolera-
bel sind und welche nicht – läuten da 
 eigentlich nur in der jüdischen Gemein-
schaft die Alarmglocken?

Nimmt die Mehrheit dies achselzuckend 
oder gar mit heimlicher Zustimmung ein-
fach hin? Sehr schnell wurde nach der 
Bundestagswahl fast beschwichtigend be-
tont, die AfD-Anhängerschaft bestehe 
überwiegend aus Protestwählern.
Ja, aber diese Protestwähler waren auch 
noch bereit, die AfD zu wählen, als der 
rechte Flügel deutlich die Oberhand ge-
wonnen hatte. Rassistische und andere 
diskriminierende Äußerungen nahmen 
diese Wähler zumindest billigend in Kauf. 
Ob sie eigentlich den Inhalt von Artikel 
eins des Grundgesetzes kennen?
Und in der jüdischen Gemeinschaft sind 
wir uns völlig im Klaren: Früher oder spä-
ter sind auch wir Juden an der Reihe. Ein 
Verbot des Schächtens wurde bereits in 
das Wahlprogramm für die Bundestags-
wahl aufgenommen. Auch im Nieder-
sachsen-Wahlkampf sprach sich eine 
Kandidatin auf ihrem Wahlplakat dage-
gen aus. Religionsfreiheit ist für die AfD 
offenbar kein hohes Gut. 
Für uns als Zentralrat der Juden sehen 
wir daher keine Möglichkeit, mit der AfD 
zusammenzuarbeiten. Das habe ich mit 
meinem französischen Pendant, dem Prä-
sidenten des Dachverbands der Juden in 
Frankreich, jüngst in einem Gastbeitrag 
deutlich gemacht. Die französischen Ju-
den stehen vor dem gleichen Problem mit 
dem Front National. 
In unserem Beitrag, der Anfang Oktober 
in der „Welt“ und im „Figaro“ erschien, 
haben wir daher formuliert: AfD und 
Front National sind keine Partner für uns, 
sondern eine Bedrohung des jüdischen 
Lebens in Deutschland und Frankreich.  
Wir haben unseren Kommentar in einen 
eindringlichen Appell münden lassen: So 
wie wir, die Juden in Deutschland und 
die Juden in Frankreich, gegen den 
Rechtspopulismus zusammenstehen, soll-
te ganz Europa den Kampf gegen rechts-
populistische Parteien aufnehmen – gegen 
Kräfte, die unsere europäischen Werte, 
unsere Gemeinschaft und letztlich unsere 
Freiheit gefährden!
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Und genau daran knüpft sich mein Appell 
an, den ich heute hier formuliere: Eine 
Debatte über die Frage, in welcher Gesell-
schaft wir leben und in welcher wir leben 
wollen, ist dringend notwendig. Über so 
viele Jahrhunderte, ja Jahrtausende den-
ken Menschen schon über Gesellschafts-
formen und das beste Staatswesen nach. 
Ich bin überzeugt, dass gerade aus unse-
ren Universitäten wertvolle Kenntnisse 
eine aktuelle Debatte bereichern und un-
ser Land nach vorne bringen können.
Wir leben im 21. Jahrhundert, und es gibt 
keinen Weg zurück. Setzen Sie mit klu-
gen Vorschlägen dieser politischen Pseu-
do-Nostalgie, die gerade um sich greift, 
etwas entgegen!
Und ohne in Multikulti-Kitsch zu verfal-
len: Machen Sie deutlich, was die Ver-
schmelzung von Kulturen hervorgebracht 
hat, wie sich unterschiedliche Kulturen 
gegenseitig befruchtet haben. Aus jüdi-
scher Sicht kann ich hinzufügen: Jene 
Phasen, in denen Juden und Christen oder 
Juden und Muslime friedlich zusammen-
gelebt haben, waren in der Regel prospe-
rierende Phasen mit wissenschaft lichem 
und gesellschaftlichem Fortschritt.
Damit ich nicht missverstanden werde: Es 
geht mir nicht darum, die aktuelle Lage 
schönzureden. In einer solchen Debatte 
müssen die Probleme offen benannt wer-
den. Vor allem Soziologen und Ökonomen 
sind gefordert, Lösungswege aufzuzeigen.
Dieser Rückhalt durch die intellektuelle 
Elite kann unsere Politiker ermutigen. 
Und auch all jene Menschen, die im „Klei-
nen“, vor Ort täglich für unsere Demokra-
tie kämpfen, für ein gutes Miteinander; 
die versuchen, jungen Menschen demo-
kratische Werte zu vermitteln oder radika-
lisierte Jugendliche zurückzugewinnen. 
Sie brauchen ganz dringend Ermutigung 
und die Gewissheit, nicht allein zu kämp-
fen. Daher mein Appell: Machen Sie Lust 
auf Demokratie!

Denn, meine Damen und Herren,
Deutschland steht vor einer Reifeprü-
fung, ich könnte auch sagen vor einer 
 demokratischen Bewährungsprobe. Die 
AfD wird versuchen, den Tonfall im Bun-
destag zu ändern. Sie wird an Grund-
überzeugungen rütteln, die unsere Repu-
blik seit Jahrzehnten prägen.
Diese Partei versteht sich äußerst gut auf 
gezielte Provokationen. Sind dann die 
Empörung und breite Aufmerksamkeit 
erst einmal da, versteht die AfD es dann 
ebenso gut, sich aus der Schlinge wieder 
herauszuwinden. So bezeichnete zum 
Beispiel Björn Höcke zunächst das Holo-
caust-Mahnmal als „Denkmal der Schan-
de“, das das deutsche Volk in das – Zitat – 
„Herz seiner Hauptstadt gepflanzt“ habe. 
Und anschließend behauptete er, er sei 
missverstanden worden. Oder zunächst 
beantragte die AfD-Fraktion im baden-
württembergischen Landtag, Schüler-
fahrten zur KZ-Gedenkstätte Gurs nicht 
mehr zu bezuschussen, und hinterher 
sprach sie von einem Irrtum. 
Doch die Gedanken sind dann in der Welt 
und haben längst Wirkung entfaltet. Und 
damit hat die AfD dann genau ihr Ziel er-
reicht.
Die Rede von Björn Höcke in Dresden 
zeigt uns auch, dass der AfD jedes Mittel 
recht ist, um zu provozieren. Jedes The-
ma wird instrumentalisiert, sogar die 
 Opfer der Schoa, wenn man damit Auf-
merksamkeit erregen kann.
Es ist richtig, dass bereits einzelne Poli-
tiker der Partei vom Verfassungsschutz 
beobachtet werden!
Denn es gilt das Wort von Karl Jaspers: 
„Es darf keine Freiheit geben zur Zerstö-
rung der Freiheit.“
Die Beunruhigung in der jüdischen Ge-
meinschaft habe ich bereits angespro-
chen. Ich werde in letzter Zeit häufiger 
gefragt, ob wir darüber nachdenken, 
Deutschland zu verlassen.

So weit ist es nicht. 
Doch um ein altes Bild zu gebrauchen: 
Nach dem Krieg sagten viele Juden über 
sich selbst, sie säßen auf gepackten Kof-
fern. Das trifft schon lange nicht mehr zu. 
Die Koffer wurden ausgepackt. In jüngs-
ter Zeit haben sich aber einige Juden wie-
der versichert, ob ihr Koffer noch da ist. 
Doch so, wie ich mir mehr gesellschaft-
liches Engagement von unseren Hoch-
schulen wünsche, so sehe ich auch uns in 
der Pflicht, einen Beitrag zur demokrati-
schen Kultur zu leisten. 
Es gibt ein paar Schritte, die wir unter-
nehmen. Ich möchte Ihnen einige Bei-
spiele nennen.
Ein großes Manko in Deutschland ist das 
mangelnde Wissen der Mehrheitsgesell-
schaft über das Judentum. Und wie über-
all gilt: Was ich nicht kenne, macht mir 
Angst. Daher arbeiten wir auf vielen Ebe-
nen daran, das Wissen über das Juden-
tum zu vergrößern und persönliche Be-
gegnungen zu schaffen. 

Deutschland vor Reifeprüfung

Antisemitische Vorurteile sind häufig tra-
diert, verinnerlicht. Beim persönlichen 
Kennenlernen fallen sie oft ganz schnell 
in sich zusammen.
Daher hat der Zentralrat der Juden ein 
Projekt wieder aufgegriffen, das hier an 
der Hochschule für Jüdische Studien sei-
nen Anfang genommen hat: Likrat – ein 
Begegnungsprogramm für Schulen. 
Derzeit bilden wir sogenannte Likratinos 
aus. Jüdische Jugendliche, die in Schul-
klassen gehen, um dort mit Gleichaltri-
gen über das Judentum zu sprechen. Die-
se Begegnung auf Augenhöhe wirkt oft 
nachhaltiger als der normale Unterricht. 
Die Schüler stellen fest, dass die Likra-
tinos genauso Jugendliche sind wie sie 
selbst, mit den gleichen Nöten und Pro-
blemen eines Teenagers, nur eben mit 
 einer anderen Religion. Ebenso wie viele 
Schüler haben auch viele junge Juden 
 einen Migrationshintergrund – und damit 
vergleichbare Erfahrungen.
Mit diesen Begegnungen wollen wir dazu 
beitragen, antisemitische Vorurteile ab-
zubauen und die Kenntnisse über das 
 Judentum zu vergrößern.
Die Schule nimmt dabei in jeder Hinsicht 
eine zentrale Rolle ein. Einige von Ihnen, 
liebe Absolventen, werden vermutlich 
künftig als jüdische Religionslehrer ar-
beiten. Sie sind dabei eine wichtige Stüt-
ze zur Identitätsbildung der jüdischen 
Kinder. Zugleich aber wirken Sie ja auch 
ins Lehrerkollegium hinein. Damit über-
nehmen auch Sie eine wichtige Mittler-
rolle!
Insgesamt ist die Darstellung des Juden-
tums in der Schule leider häufig proble-
matisch. Juden werden in der Regel nur 

Prof. Heil und Dr. Schuster im Gespräch mit dem Absolventen Eduard Steinberg.
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in ihrer Rolle als Opfer behandelt. Die 
Vielfalt der jüdischen Kultur und Reli-
gion, die das Geistesleben in Deutschland 
über Jahrhunderte mit geprägt hat, kommt 
im Unterricht meist zu kurz.
Dem wollen wir entgegensteuern. Der 
Zentralrat der Juden hat daher mit der 
Kultusministerkonferenz eine gemeinsa-
me Erklärung zur Vermittlung des Juden-
tums im Unterricht verabschiedet. Eine 
vermehrte Einbindung jüdischer Ge-
schichte, Religion und Kultur in ver-
schiedene Fächer und Jahrgangsstufen 
soll dazu beitragen, Schülerinnen und 
Schülern ein lebendiges und differenzier-
tes Bild des jüdischen Lebens zu ver-
mitteln. Damit soll deutlich werden: Es 
gab jüdisches Leben in Deutschland 
schon vor 1933 und auch nach 1945.   
Und es gibt hier auch heute jüdisches 
 Leben.
Um die Lehrkräfte dabei zu unterstützen, 
diese Erklärung auch mit Leben zu erfül-
len, erarbeiten die KMK und der Zentral-
rat derzeit gemeinsam Handreichungen 
und eine Materialsammlung.
Es ist uns als Zentralrat der Juden auch 
wichtig, der jüngeren jüdischen Genera-
tion Möglichkeiten zu geben, sich Gehör 
zu verschaffen. So haben wir jüngst junge 
jüdische Erwachsene darin unterstützt, 
eine neue Jüdische Studierendenunion zu 
gründen. Es ist der jüdischen Studieren-
denschaft wichtig, ein zentraler und sicht-
barer Teil des öffentlichen Diskurses zu 
sein, sich offen gegen antidemokratische 
Stimmen stark zu machen und so ge-
meinsam die Gesellschaft zu bestärken. 

Rolle der Schule

Als eine der aktivsten und mitglieder-
stärksten jüdischen Gemeinschaften in 
Europa hat Deutschland mit der JSUD 
eine nach innen wie nach außen präsente 
junge jüdische Stimme. Sie ist die über-
regionale Vertretung von mehr als 25.000 

jungen Juden im Alter zwischen 18 und 
35 Jahren.
Ebenso ist uns der interreligiöse Dialog 
wichtig. Das ist natürlich ein beliebtes 
Schlagwort. Ich möchte es jedoch mit 
 Leben füllen, damit deutlich wird, dass wir 
uns nicht mit dem Schlagwort be gnügen. 
Wir stehen mit beiden christlichen Kir-
chen in engem Kontakt. Sei es in der Auf-
arbeitung des kirchlichen Antĳudaismus 
oder in klarer Abgrenzung gegen Rechts-
populisten – wir versuchen, gemeinsam 
zu mehr Toleranz beizutragen und unsere 
Werte in die Gesellschaft einzuspeisen. 
Wo es möglich ist, arbeiten wir auch mit 
muslimischen Verbänden zusammen. So 
haben wir vor kurzem mit dem Zentralrat 
der Muslime in Deutschland ein gemein-
sames Seminar für jüdische und muslimi-
sche Sozialarbeiter durchgeführt, wo sich 
Menschen trafen, die in der Flüchtlings-
arbeit aktiv sind. Und in der 2016 gestar-
teten Initiative „Weißt du, wer ich bin?“ 
werden soziale Projekte gefördert, in der 
alle drei Religionsgemeinschaften zu-
sammenarbeiten.
Auch am vom Zentralrat der Juden initi-
ierten bundesweiten Mitzvah Day, einem 
jüdischen Tag des Ehrenamts, finden sehr 
viele interreligiöse Projekte statt. So un-
terstützt – um ein Beispiel zu nennen – 
ein Team des Zentralrats in diesem Jahr 
eine Suppenküche in einem Franziska-
ner-Kloster in Berlin.
All diese praktischen Schritte ersetzen 
eine intellektuelle Auseinandersetzung 
nicht. Ebenso wenig wie umgekehrt. 
Im April dieses Jahres hatte Bundes-
innenminister Thomas de Maizière einen 
Versuch gestartet und zehn Thesen für 
eine „Leitkultur für Deutschland“ vorge-
legt. Damit wollte er, wie er schrieb, eine 
Debatte anstoßen über die Fragen: „Wer 
sind wir? Und wer wollen wir sein? Als 
Gesellschaft. Als Nation.“ 
Es ging ihm darum, zu diskutieren, „was 
uns im Innersten zusammenhält, was uns 
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Die HfJS-Absolventen

Silvia Lösking: Magister im Fach 
Jüdische Studien. Gemeinsam mit 
Mateuz Majman erhielt sie den Preis 
des Freundeskreises für die beste 
Abschlussarbeit.

Eduard Steinberg: Staatsexamen im 
Fach Jüdische Religionslehre.

Dr. Judith Weißbach: Promotion im 
Fach Jüdische Studien. Ihre Doktor-
arbeit „Exilerinnerungen deutsch-
sprachiger Juden an Shanghai 1938–
1949“ ist gerade im Universitätsver-
lag Winter in Heidelberg erschienen.

ausmacht und was uns von anderen un-
terscheidet“. 
Vermutlich hat schon das Reizwort „Leit-
kultur“ eine ernsthafte Diskussion über 
seine Vorschläge verhindert. Debatten-
beiträge von Parteipolitikern werden zu-
dem in der Regel  – und häufig aus gutem 
Grund – misstrauisch beäugt. 
Aber sein Ansatz, sich Gedanken zu ma-
chen, unter welchen Voraussetzungen 
und Bedingungen eine Demokratie im 21. 
Jahrhundert funktionieren kann, ist nur 
zu begrüßen. Es ist höchste Zeit, sich die-
ser Grundlagen zu versichern, gerade in 
Deutschland mit den Erfahrungen der 
Menschheitsverbrechen im 20. Jahrhun-
dert.
Das Erstarken der rechtsextremen Szene 
und die Wahlerfolge der AfD sollten wir – 
das möchte ich noch einmal wiederholen 
– als Reifeprüfung für unsere Demokratie 
verstehen.
Unser Wissen, unsere Erfahrung und un-
sere Klugheit sollten und müssen wir jetzt 
nutzen, um diesen rechten Kräften auf 
 allen Ebenen entgegenzuwirken – poli-
tisch, kulturell und intellektuell.
Die gemeinsame Richtschnur, die die 
 demokratischen Kräfte ebenso verbindet 
wie die Religionsgemeinschaften, ist Ar-
tikel eins unseres Grundgesetzes: die 
 Unantastbarkeit der Menschenwürde. 
Welchen Wert dieses oberste Gebot für 
alle Menschen in Deutschland hat, müs-
sen wir wieder deutlich machen.
Kurt Tucholsky hat einmal gesagt: „Ein 
Land ist nicht nur das, was es tut – es ist 
auch das, was es verträgt, was es duldet.“
Dulden wir weder geistige Verrohung 
noch Respektlosigkeit!
Zu einer Aushöhlung unserer Demokratie 
darf es nicht kommen. Wenn der Rechts-
populismus in Deutschland später in den 
Geschichtsbüchern nur als vorübergehen-
des Phänomen gewertet wird, dann hat 
Deutschland seine Reifeprüfung bestan-
den!
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E S S AY

Die Stellung der 
Juden in der mit-
telalterlichen Ge-
sellschaft ging auf 
christlich-theolo-
gische Positionsbe-
stimmungen und 
deren Popularisie-
rung zurück. Diese 
fanden Eingang in 
Rechtsformulie-
rungen und präg-

ten die Einstellung der Bevölkerung. Vor-
aussetzung hierfür waren die strukturelle 
Verzahnung von Religion und Politik, von 
Kirche und Staat im mittelalterlichen und 
frühneuzeitlichen Alteuropa. Da sich in-
folge der Reformation nicht nur die ideo-
logischen Grundlagen des religiösen Sys-
tems veränderten, sondern auch die Be-
ziehungen zwischen  Kirche und Staat 
eine neue Qualität erlangten, liegt die 
Frage nach den Folgen dieses Wandlungs-
prozesses für das Verhältnis der christli-
chen Gesellschaft zu den Juden auf der 
Hand.
Wenig hat das Thema als Ganzes jedoch 
bislang die Forschung beschäftigt. Dies 
hängt stark damit zusammen, dass auch 
die jüdische Geschichte des Reformations-
jahrhunderts trotz einiger Studien der 
letzten Jahre zu wenig Aufmerksamkeit 
gefunden hat. Es blieb eher und beson-
ders in den letzten Jahren bei der Unter-
suchung ihrer christlich-theologischen 
Bedingungen, allen voran der Lehre Mar-
tin Luthers. 

1. Ausgangssituation

Die jüdische Gemeinschaft im Alten Reich 
des 16. Jahrhunderts befand sich in einer 
tiefen Krise. Nach der ökonomischen 
Marginalisierung und den Vertreibungen 
aus Reichsstädten, Landstädten und Ter-
ritorien im 15. Jahrhundert waren beson-
ders gut situierte Familien aus dem Sü-
den des Reiches nach Italien, viele andere 
nach Polen abgewandert. Die übrigen, 
eher ärmeren Juden, die im Land blieben, 
hatten sich zumeist in kleineren Städten 
angesiedelt, bis sie auch von dort wieder 
vertrieben worden waren und schließlich 
in dörflichen Siedlungen landeten. Städti-
sche jüdische Gemeinden existierten nur 
noch in Worms, Friedberg, Frankfurt und 
Fulda. Der Bevölkerungsanteil der Juden 
im Reich bewegte sich schon seit den Pest-
verfolgungen in der Mitte des 14. Jahrhun-

derts im Promille-Bereich, um 1600 wird 
die Anzahl der Personen auf 35.000 bis 
40.000 geschätzt (0,2 %).
Vertreibungen und Siedlungsverschiebun-
gen hinterließen ein Gefühl der Krise und 
der tiefen Resignation in der zerstreuten 
Judenschaft. Denn viele Familien fanden 
sich in absoluter Isolation wieder. Soziale 
Bindungen und geographische Zusam-
men hänge waren zerrissen, die über Jahr-
hunderte gewachsene Struktur eines ur-
banen Siedlungsnetzes zerstört und ihrer 
zentralen Orte beraubt. Fast alle Selbst-
organisationen waren zusammengebro-
chen, es fehlte an der nötigen Infrastruk-
tur für ein jüdisches Leben, das Bildungs-
wesen und die Gerichtsbarkeit ließen sich 
kaum noch aufrechterhalten. Normen, 
die bisher galten, wurden ignoriert oder 
gerieten in Vergessenheit, der Bestand 
der Traditionsliteratur schrumpfte immer 
weiter zusammen. Angesichts der Insta-
bilität der Siedlungssituation bis weit ins 
17. Jahrhundert blieben die Versuche zum 
Wiederaufbau neuer Strukturen durch 
die jüdische Gemeinschaft extrem schwie-
rig.

2. Martin Luther und die Juden

Über die Position des großen Reformators 
zu den Juden ist in den vergangenen 
Jahrzehnten viel gesagt und geschrieben 
worden. Gerade die Forschungen von 
Heiko A. Oberman und jüngst Thomas 
Kaufmann haben dabei die Kontinuitäten 
in der theologischen Stellung Luthers be-
legt, die den so oft behaupteten Unter-
schied zwischen einem judenfreundlichen 
jungen Luther und einem altersstarren, 
judenfeindlichen späten Reformator wi-
derlegen. Das verschämte Schweigen der 
protestantischen Kirchen über diese pro-
blematische Seite ihres großen Vorbilds 
ist inzwischen einem offeneren, kriti-
scheren Umgang damit gewichen. Doch 
noch immer erleichtert der schlechte 
 Forschungsstand zur jüdischen Geschich-
te des 16. Jahrhunderts die Behauptung, 
dass die Forderungen Luthers kaum poli-
tische  Relevanz entfalten konnten.
Sein ganzes Leben lang lehnte Luther die 
jüdische Gesetzesreligion ab und stellte 
die Juden in eine diabolische Kette mit 
Häretikern und Abtrünnigen. Zunächst 
bekämpfte er jedoch nicht die zu seiner 
Zeit lebenden Juden, sondern benutzte 
das Judentum als Anschauungsbeispiel. 
Er hielt den vermeintlichen Widerspruch 

Luthers Erben und die Juden
Zur Bedeutung der Konfessionalisierung im 16. Jahrhundert

Von Rotraud Ries

der Juden gegen Gott den Christen als 
Spiegel vor, weil er sie wegen ihres fal-
schen Glaubens unter dem Zorn Gottes 
stehen sah. Das Bild der gefährdeten Kir-
che verdeutlichte er am Beispiel von Ge-
schichte und Gegenwart der jüdischen 
Gesetzesreligion. 
Mit dem Beginn der reformatorischen 
Predigt (1519/20) richtete Luther seine 
Erwartungen auf die Wirkung des Wortes 
auf Juden, Häretiker und Türken, von de-
nen einige als „Rest Israels“ bekehrt wer-
den sollten. In seiner Schrift „Dass Jesus 
Christus ein geborener Jude sei“ (1523) 
rief er dazu auf, die Juden als in gleicher 
Schuldhaftigkeit vor Gott stehende Men-
schen zu behandeln und sie in weltlichen 
Dingen den Christen gleichzustellen. Um 
sie nicht von einer Bekehrung abzuschre-
cken, sollte man ihnen in christlicher 
Nächstenliebe begegnen.
In der Geschichtsschau Luthers markierte 
die Wiederentdeckung des Evangeliums 
jedoch zugleich den Beginn der kirchen-
geschichtlichen Endphase, in der der Anti-
christ sich mit allen Kräften zur Wehr 
setzte. Ihm standen Juden, Türken und 
Papst als diabolische Helfer zur Seite, die 
Luther auch in der Realität mit aller Ge-
walt bekämpfen wollte.
Beide Aspekte in seiner Position zu den 
Juden blieben bis zum Ende seines Le-
bens für ihn gültig, die Gewichte verscho-
ben sich allerdings, so dass der Spielraum 
für Duldsamkeit auf Dauer immer enger 
wurde. In den 1530er Jahren aktualisier-
te Luther den Kampf gegen die Juden, 
weil er durch ihren angeblichen Einfluss 
auf Täufer und Sabbater die junge evan-
gelische Kirche bedroht sah. Die Schrift 
„Wider die Sabbather an einen guten 
Freund“ (1538) sollte der Stärkung der 
Kirche gegen angebliche jüdische Beein-
flussungen dienen. Er unterstellte den 
 Juden, pausenlos Christus zu verfluchen 
und zu lästern und am liebsten alle Chris-
ten umzubringen.
In seinen letzten Lebensjahren steigerte 
Luther schließlich im Rahmen seiner 
Endzeiterwartung den Kampf gegen die 
diabolischen Mächte und damit u.a. die 
Juden. Er warnte nicht nur vor ihrer Kri-
minalität, Gefährlichkeit und dem Kon-
takt mit ihnen, sondern forderte in seiner 
Schrift „Von den Juden und ihren Lügen“ 
(1543) auch die christlichen Obrigkeiten 
explizit auf, sich nicht an der Blasphemie 
der Juden mitschuldig zu machen und sie 
nicht weiter zu dulden.
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Andere Reformatoren bewegten sich in 
ihren Positionen gegenüber den Juden 
ebenfalls in diesem Spektrum, nahmen 
jedoch weder so widersprüchliche, noch 
so hasserfüllte Positionen ein. Dabei teil-
ten Johannes Calvin, Martin Bucer und in 
schwächerer Ausprägung auch Philip Me-
lanchthon die Enttäuschung Luthers über 
die ausbleibende ‚Einsicht‘ der Juden und 
ihre fehlende Bereitschaft zur Konver-
sion, während Huldreych Zwingli – ohne 
Bezug zu realen Juden – das mittelalter-
liche Modell der Koexistenz marginali-
sierter Juden und dominanter Christen 
favorisierte. Einzig Andreas Osiander, 
Wolfgang Capito und Urbanus Rhegius 
gaben eine gewisse Offenheit und die 
Hoffnung auf die Taufe der Juden nicht 
auf und behandelten diese mit Milde.
Auf katholischer Seite bewegten sich die 
Theologen bis auf Johannes Eck im Rah-
men der bereits bestehenden Judenfeind-
schaft der alten Kirche; Einfluss auf die 
Politik nahmen sie nicht.

3. Gesellschaftliche
und politische Folgen:

Die Reformation
und die Juden 1519–1530

Als Reformanliegen mit Spaltungskraft 
für die christliche Kirche war die Refor-
mation ein fundamentaler historischer 
Prozess – ihre unmittelbare Bedeutung 
für die Judenschaft im Reich blieb jedoch 
eher marginal. Zum einen natürlich, weil 
es ein innerchristlicher Vorgang war, weil 
sich die Reformer primär mit sich selber 
und mit ihren innerchristlichen Gegnern 
beschäftigten. Dies schloss die biblischen 
Juden auf theologischer Ebene ein. Und 
ermöglichte in den ersten Jahren des op-
timistischen reformerischen Elans, auch 
Juden von der neuen Lehre überzeugen 
zu können, eine immerhin nicht abwei-
sende Grundhaltung.
Gleichzeitig waren die Theologen und An-
hänger der reformatorischen Bewegung 
auch in Bezug auf ihre Haltung  gegenüber 
den Juden Kinder ihrer Zeit. Niemand von 
ihnen distanzierte sich von dem in den 
Jahrhunderten zuvor gesammelten Arse-
nal der Judenfeindschaft, in dessen Erklä-
rungsrahmen Distanz zu und eine Minder-
stellung, wenn nicht Dämonisierung der 
Juden an der Tagesordnung waren. 
Traditionelle, eher wirtschaftliche Vor-
würfe gegen Juden wurden auch im Rah-
men sozialer Forderungen oder Unruhen 
in Zusammenhang mit der Reformation 
artikuliert; sie standen jedoch nicht im 
Zentrum. Und es ist auch nicht zu erken-
nen, dass die Obrigkeiten, an die sich die-
se Forderungen richteten, anders auf sie 
reagierten als vor der Reformation.
Zu einem ungewohnten Moment der Nähe 
und des Austauschs führte allerdings die 

reformatorische Forderung nach der Be-
schäftigung mit dem hebräischen Urtext 
der Bibel: Gelehrte Juden wurden als 
 Hebräisch-Lehrer gebraucht und in An-
spruch genommen. Im Idealfall konnte so 
ein Schüler-Lehrer-Verhältnis zu einem 
gewissen Respekt vor der Gelehrsamkeit 
eines Juden führen. Sobald die neuen 
evangelischen Fakultäten an den Univer-
sitäten eigene Kapazitäten für Hebräisch-
Unterricht aufgebaut hatten, endete diese 
Phase der punktuellen Kontakte wieder. 
Gerne wurden nun Konvertiten aus dem 
Judentum als Hebräisch-Lehrer angestellt.

4. Gesellschaftliche
und politische Folgen:

Konfessionalisierungen
und die Juden

Erst in der Phase der Konsolidierung der 
Reformation, des Aufbaus der neuen Lan-
deskirchen mit neuer Verantwort lichkeit 
der Landesherren sowie der  Ausformung 
und Abgrenzung konfes sioneller Homo-
genität konnte auch der Umgang mit den 
Juden wieder mehr in den Blick von 
Theo logen und Herrschenden rücken – 
auf protestantischer wie auf altgläubiger 
Seite. Zwei wesentliche Aktivitätsfelder 
lassen sich dabei erkennen: Die radikale 
Durchsetzung konfessioneller Homo-
genität und die politische Umsetzung der 
 Forderungen Martin Luthers im Zusam-
menwirken von lutherischer Geistlichkeit 
und Obrigkeit. Die Umsetzung der Vor-
stellungen und Forderungen Luthers war 
allerdings von den jeweils aktuellen 
 politischen Aushandlungsprozessen ab-
hängig, was ggf. zu ihrer Ab milderung 
führte.
Die Lehre der Reformatoren bzgl. der Be-
handlung der Juden stellte in diesem Zu-
sammenhang ein Angebot dar, das von 
protestantischen Obrigkeiten genutzt 
werden konnte, aber keinen Verpflich-
tungscharakter besaß. Es erweiterte das 
Arsenal der überlieferten antĳüdischen 
Maßnahmen um einen neuen Aspekt vor 
allem deshalb, weil es durch die Autorität 
des Reformators besonderes Gewicht be-
saß und von orthodox-lutherischen Theo-
logen ggf. massiv in die politische Dis-
kussion eingebracht wurde. Angesichts 
der enormen Breite von Luthers Äußerun-
gen bestand jedoch genauso die Option, 
sich unter Berufung auf ihn für die Dul-
dung von Juden unter starken wirt-
schaftspolitischen Einschränkungen aus-
zusprechen, ggf. mit dem Ziel ihrer Kon-
version. 
Rufen wir uns jedoch erst noch einmal in 
Erinnerung: Die Zahl der Orte und Terri-
torien von gewisser Größe mit jüdischer 
Bevölkerung und mit einem planvollen 
und damit auch beeinflussbaren politi-
schen Handeln hielt sich im 16. Jahrhun-

dert sehr in Grenzen. Und die Forschungs-
lage ist bescheiden.
Unter den Konfessionalisierungsvorgän-
gen von Bedeutung für die Juden gibt es 
nur ein bekannteres katholisches Bei-
spiel: das Fürstbistum Würzburg unter 
Julius Echter. Als er seine Regierung 1573 
antrat, lagen bereits viele Jahrzehnte 
 einer Politik zurück, die durch einen 
Wechsel an Aufnahme und Vertreibung 
der Juden, durch Beraubung und restrik-
tive Lebensbedingungen gekennzeichnet 
war. Eine feindselige Stimmung in der 
Würzburger Bürgerschaft gegenüber den 
Juden war ausgeprägt; sie wurde wirt-
schaftlich begründet. 1547 gab es in der 
Stadt sieben jüdische Haushalte, weitere 
im Umland. Julius Echters Vorgänger hat-
te zwar 1559 ein kaiserliches Privileg zur 
Vertreibung erlangt und im Jahr darauf 
ein Ausweisungsmandat erlassen, es je-
doch nicht überall durchgesetzt. Echter 
knüpfte daran an, verbot Geldgeschäfte 
mit Juden und wies diese schließlich aus 
dem ganzen Fürstbistum aus; den jüdi-
schen Friedhof in Würzburg enteignete er 
und ließ ihn mit seinem Julius-Spital 
überbauen. Die Proteste der Reichsritter 
und darauf folgende kaiserliche Mandate 
saß er aus. Chronologisch gehört diese 
Politik in die eher säkulare Phase des 
Ausbaus seiner Herrschaftsrechte. Sie 
zeigt jedoch zugleich, dass Juden als 
Nicht-Katholiken für ihn kein Existenz-
recht besaßen, dass nicht einmal ihr Fried-
hof Respekt genoss. – Ohne ein genaueres 
Studium der Quellen muss allerdings die 
konfessionspolitische Qualität der rigoro-
sen Judenpolitik Julius Echters, ihr mög-
licher Zusammenhang mit der Rekatholi-
sierung vorerst offen bleiben.
Wie Echter setzte die lutherische Altstadt 
von Hannover auf Homogenität und dul-
dete am Ende des 16. Jahrhunderts weder 
die Anwesenheit von Katholiken noch 
von Juden. Dass diese direkt vor den 
 Toren der Stadt in der landesherrlich re-
gierten Neustadt lebten, konnte sie nicht 
verhindern.
Landgraf Philipp von Hessen, einer der 
führenden Landesherren der protestanti-
schen Seite, der bereits 1524 parallel zur 
Ankündigung einer Judenvertreibung die 
Reformation eingeführt hatte, entschied 
sich letztlich aus wirtschaftlichen Grün-
den für eine Fortsetzung des Judenschut-
zes unter streng begrenzten Bedingun-
gen. Diese sollten in einer Judenordnung 
festgelegt werden. Vor der Verabschie-
dung der Ordnung holte er sich 1538 – 
also noch vor der Veröffentlichung von 
Luthers „Von den Juden und ihren Lügen“ 
– den Rat seiner Theologen ein, den er 
zum Teil berücksichtigte. Er verschärfte 
Luthers Zielvorgabe der Konversion der 
Juden, indem er diesen den Besuch von 
Zwangspredigten vorschrieb.
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Im Herzogtum Württemberg galt schon 
seit 1492 die Verhinderung der Ansied-
lung von Juden quasi als Gesetz, der 
 Übergang zum Luthertum verstärkte diese 
Tendenz. Vor allem unter Herzog Chris-
toph (1550–1568) und seinem führenden 
Theologen Jakob Andreae, einem bedeu-
tenden orthodoxen Lutheraner, weitete 
sich diese Haltung zu einem missiona-
rischen Projekt weit über die Grenzen 
Württembergs hinaus aus und sollte für 
lange Zeit die Politik im Land bestimmen. 
Auch im Schwäbischen Kreis, der sich seit 
1559 darum bemühte, eine Einigung in 
Richtung einer „Abschaffung“ der Juden 
auf Kreis-, wenn nicht sogar auf Reichs-
ebene zu erreichen, spielte Herzog Chris-
toph eine führende Rolle. 1559 legte die 
Stadt Ulm zum Start dieser letztlich im 
Sande verlaufenden Bemühungen eine 
umfangreiche Begründung für eine sol-
che Politik vor, die stark auf Luthers Ju-
denschriften und deren Quellen gründete 
und um die beiden Hauptargumente „Got-
teslästerung“ und „Wucher“ kreiste. We-
der in Württemberg, noch in Ulm lebten 
Juden – und doch setzten sich die dor-
tigen Herrschaftsträger an die Spitze der 
Bemühungen, auch anderswo und flä-
chendeckend die Juden zu vertreiben. Die 
Vorstellung von einer heilen und guten 
Welt, wenn nur die Juden vertrieben 
 seien, hatte durch die Schriften Luthers 
neue Nahrung erhalten. 
Auch in Straßburg, einer Stadt, in der 
schon seit dem Ende des 14. Jahrhunderts 
keine Juden mehr leben durften, verän-
derte sich die Einstellung gegenüber ih-
nen unter dem Einfluss der Konfessionali-
sierung deutlich. Pragmatische Verträge 
hatten hier den Aufenthalt von Juden aus 
dem Umland in der Stadt zu geschäft-
lichen Zwecken geregelt; auch als He-
bräisch-Lehrer wurden diese in den ersten 
Jahren der Reformation gern gesehen. Seit 
1570 machten die mehrheitlich luthe-
rischen Prediger dann jedoch Druck, die 
Stadt ganz dem Luthertum zuzuführen. 
Diese Neuausrichtung und die Ausbil-
dung einer neuen religiösen Identität gin-
gen zulasten der anderen christlichen 
Konfessionen, mehr aber noch der Juden. 
Dieser Bruch in der Judenpolitik wurde 
begleitet von einer bis dahin unüblichen 
judenfeindlichen Rhetorik und korres-
pondierte mit einer deutlichen Zunahme 
der Zahl der in der Stadt gedruckten ju-
denfeindlichen Publikationen.
Den Beispielen, in denen die Rezeption 
Luthers oder der Wille zu konfessioneller 
Homogenität zulasten der Juden ausging, 
lassen sich gegen Ende des 16. Jahrhun-
derts andere gegenüber stellen, in denen 
konfessionelle Überlegungen gerade kei-
ne Rolle spielten oder politisch nicht zum 
Zuge kamen: Die Duldung der Juden im 
Kurfürstentum Kurköln, ihre Aufnahme 

in Hamburg, das starke Anwachsen der 
Gemeinde in Frankfurt, der Kampf der 
protestantischen fränkischen Reichsritter 
um den Verbleib ihrer Juden. 

5. Jüdische Reaktionen

Es ist ein Glück, dass sich neben zahlrei-
chen Christen im Straßburger Fall auch 
Juden selbst zu und in dieser Zeit geäu-
ßert haben, allen voran ihr Vertreter auf 
Reichsebene Josel von Rosheim. Seinen 
Fokus bestimmten nicht die Fragen und 
Folgen der christlichen Kirchenspaltung 
an sich, sondern allein deren Auswirkun-
gen im Kontext der prekären Situation 
der Juden. Für seine jüdische Leserschaft 
befasste sich Josel mit der Rolle der Juden 
in der Welt und in der Geschichte – sie 
bleiben Gottes auserwähltes Volk – und 
mit ihren Beziehungen zu ihren christ-
lichen Nachbarn. Auch die Reformatoren 
werden allein daran gemessen, welche 
Folgen ihr Schreiben und Handeln für die 
Juden hat.
Sich als Minderheit gegen die Herabwür-
digungen, Dämonisierungen und Verfol-
gungen durch die dominante Kultur zu 
behaupten, brauchte Strategien der Selbst-
versicherung und der Stärkung. Dazu ge-
hörte das Wissen um den fortgeltenden 
Bund Gottes, dazu zählten Riten und Ge-
bräuche, an denen man zäh festhielt, und 
dazu gehörte eine gegenüber Christen 
immer verleugnete geheime polemische 
Literatur gegen das Christentum und sei-
ne Vertreter wie die Toldot Yeshu oder 
das Sefer Ha-Nizzahon. Wortspiele mit 
den Namen der Verfolger waren verbrei-
tet und auch für den Namen Luthers 
überliefert: Lo thar = unrein.
Zu den Versuchen der Juden, sich gegen 
Verleumdung und Verfolgung zu wehren, 
zählte aber auch die Schtadlanut, die Für-
sprache an höchster politischer Stelle 
durch Vertreter wie Josel von Rosheim, 
die Nutzung juristischer Möglichkeiten 
wie etwa Klagen vor dem Reichshofrat 
oder der am Ende des 16. Jahrhunderts 
belegte Versuch, den Druck einer der 
Schriften Luthers verbieten zu lassen.

6. Ein regionales Fallbeispiel

Die bisher angeführten Beispiele haben 
gezeigt, dass viele Faktoren die Juden-
politik bestimmten, so dass der spezielle 
Einfluss von Reformation und Konfessio-
nalisierung nicht einfach auszumachen 
ist. Auch das letzte Beispiel, das ich aus-
führlicher vorstelle, kann also in keinem 
Fall als typisch oder repräsentativ gelten, 
zeigt jedoch einige charakteristische 
 Prozesse in Verhalten und Politik gegen-
über den Juden, die durch Reformation 
und Konfessionalisierung ausgelöst wur-
den. Geographisch ist der Fall angesie-

delt im heutigen Niedersachsen, im Her-
zogtum Braunschweig-Lüneburg und 
dem Stift Hildesheim, die ich vor längerer 
Zeit zu dieser Frage genauer untersucht 
habe.
Seit der zweiten Hälfte des 13. Jahrhun-
derts lebten hier Juden, und zwar vorwie-
gend in den großen Handelsstädten und 
wirtschaftlichen Zentren des Landes. Bis 
auf Goslar finden wir zwar keine Reichs-
stadt, doch die größeren Städte und allen 
voran Braunschweig konnten angesichts 
einer schwachen Landesherrschaft selber 
über ihre Judenpolitik entscheiden. Im 
15. Jahrhundert, der Zeit der Vertreibun-
gen, hörten die Gemeinden in Goslar, Hil-
desheim und Göttingen aus unterschied-
lichen Gründen auf zu bestehen. Schon 
Anfang des 16. Jahrhunderts nahmen 
diese Städte jedoch in exklusiver Form 
einzelne Familien wieder auf. Wirtschaft-
liche Gründe waren hierfür maßgebend. 
Zu Beginn der Reformationszeit findet 
sich in Braunschweig die größte jüdische 
Gemeinde der Region mit etwa 100 Per-
sonen, daneben neu entstandene vorstäd-
tische Zentren nahe Hildesheim bzw. 
Göttingen und in Hannover-Neustadt, 
während in Hildesheim und Hannover 
selbst nur einige wenige, in Göttingen 
keine Juden geduldet wurden. Neben 
 einer funktionalen Einstellung zu den 
 Juden, die an ihrer Nützlichkeit wenn 
nicht Ausnutzung orientiert war, lässt 
sich in den Städten wie gerade auch bei 
den Landesherren eine vergleichsweise 
stabile herrschaftliche Einstellung be-
obachten, die die Juden als fast selbst-
verständlichen Teil der Untertanenschaft 
begriff, der nicht unbedingt einer beson-
deren Politik bedurfte.
Braunschweig und Goslar waren die ers-
ten Städte, die 1528 endgültig die Re-
formation annahmen, ihnen folgten die 
übrigen größeren Städte bis 1542. Wie 
für die norddeutsche Stadtreformation ty-
pisch, wirkte die neue Lehre in mehreren 
Städten als Katalysator für sozial-revolu-
tionäre Bewegungen. Die Durchführung 
der Reformation, Aufbau, Leitung und 
 Administration des neuen Kirchenwesens 
blieben eine städtische Angelegenheit. 
Um den reformationsbedingten Konflikten 
mit den Landesherren und dem Reich 
standhalten zu können, schlossen sich die 
Städte dem Schmalkaldischen Bund an.
Theologisch waren die neuen Kirchen 
dem Luthertum verpflichtet. Als sich um 
die Mitte des 16. Jahrhunderts die luthe-
rische Theologenschaft in die eher ge-
mäßigte Richtung der Philippisten und 
die orthodoxe der Gnesiolutheraner spal-
tete, wandten sich die führenden Theo-
logen des Landes der lutherischen Ortho-
doxie zu. 
Weil es besonders aufschlussreich ist, be-
schränke ich mich hier für die Reforma-
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tionsphase auf das Beispiel Braunschweig. 
Sie ist vorrangig als religiöses Geschehen 
zu werten, verfassungspolitische Konflik-
te blieben weitgehend aus. Die Einfüh-
rung der Reformation und die Form der 
neu zu gestaltenden evangelischen Stadt-
kirche wurde zwischen Rat und mit-
spracheberechtigten Gruppen der Bürger-
schaft ausgehandelt, von denen einige 
durch eine besondere religiöse Program-
matik auffielen.
Die Protokolle der Kommunikations- und 
Meinungsbildungsprozesse belegen, dass 
auch antĳüdische Forderungen aufka-
men, allerdings erst unmittelbar nach 
Einführung der Reformation. So verab-
schiedeten der Rat und die Abgeordneten 
aus Gilden und Gemeinden im Jahr 1530, 
dass die Juden nicht wuchern, aber red-
lichen Handel treiben dürften. 1532 ver-
langten dann vor allem Gildemeister und 
Bürgerhauptleute, d.h. die Sprecher eines 
großen Teils der Bürgerschaft, die Aus-
weisung der Juden. Durch Zugeständ-
nisse und verschärfte Gesetze gegen die 
Juden gelang es dem Rat, der eine Ver-
treibung ablehnte, die Forderungen zu 
besänftigen. 
Seit August 1540 spitzte sich die Situa-
tion dann jedoch wieder zu. Neben dem 
Wucher wurden zum ersten Mal Sozial-
kontakte zwischen Christen und Juden 
kritisiert und immer wieder die Auswei-
sung verlangt. Dies war kein Zufall, denn 
seit dem Sommer 1540 predigten die 
Geistlichen der Stadt nicht nur gegen die 
Katholiken, sondern sie verlangten auch 
strenge Aufsicht über Juden und solche, 
die mit ihnen zu tun hätten. Sie warfen 
ihnen die Lästerung Christi und der 
Christen in der Synagoge sowie schweren 
Wucher vor. Wiederholt und besonders 
seit 1543 wandten sich die Theologen ge-
gen jegliche Gemeinschaft von Christen 
und Juden und ermahnten den Rat, sein 
Amt so zu führen, dass er sich nicht an 
der Gotteslästerung der Juden mitschul-
dig mache. Wegen Kompetenzüberschrei-
tung vor den Rat geladen, gaben sie nicht 
nach, sondern forderten vielmehr die 
Schließung der Synagoge, Kleiderkenn-
zeichen und ein sonntägliches Ausgangs-
verbot.
Der Rat, der seit 1531/32 mit der endgül-
tigen Sicherung der Reformation zwar 
eine dezidiert lutherische Politik verfolg-
te, wollte gleichwohl die Juden nicht ver-
treiben. Er berief sich immer wieder auf 
den Rechtsstandpunkt, dass die Verträge 
eingehalten werden müssten. Ungeachtet 
der Ausweisungsforderungen schloss er 
1530, 1536 und 1542 sogar neue Ver-
träge ab. Zugleich versuchte er, durch Zu-
geständnisse, Versprechungen und neue 
Normen den antĳüdischen Forderungen 
die Spitze zu nehmen. Zumindest einen 
Teil seines Versprechens löste der Rat 

1536 ein, als er den Juden mit einer recht 
fadenscheinigen Begründung die noch 
gültigen Schutzverträge erneuerte und 
nun explizit Gotteslästerung und gemein-
same Geschäfte untersagte und eine Klei-
dervorschrift erließ. Der Schutzbrief von 
1542 engte auf Druck der Geistlichkeit 
die Lebensmöglichkeiten der Juden noch 
weiter ein, es wurden zu den genannten 
Bestimmungen gemeinsames Essen, der 
Ausgang an christlichen Feiertagen und 
das Tragen von Schmuck und kostbarer 
Kleidung verboten, Kleiderkennzeichen 
verordnet. Für Verstöße gegen diese Be-
stimmungen wurden Juden in den folgen-
den Jahren wiederholt bestraft.
Im Januar 1545 bestimmte ein Mandat, 
dass alle Geldleihverträge mit Zinsver-
einbarung bis Ostern gelöst werden soll-
ten. Das Handelsverbot und die strikten 
Separationsbestimmungen scheinen je-
doch so wenig gefruchtet zu haben, dass 
der Rat das Edikt im Mai 1546 wieder-
holen musste. Zu diesem Zeitpunkt zeich-
nete sich schon das Ende seiner bisheri-
gen Politik ab. Der Rat zeigte sich auf 
Dauer dem gemeinsamen Druck von Gil-
den, Gemeinden und Geistlichkeit nicht 
gewachsen. Nachdem im April 1546 die 
Gemeinden und Gilden noch einmal mas-
siv die Ausweisung der Juden verlangt 
hatten, wandte sich der Rat an die Geist-
lichen der Stadt und holte sich ein theo-
logisches Gutachten als Orientierungs-
hilfe ein. Darin beriefen sich die Geist-
lichen auf Luther und legten dem Rat 
nahe, die Juden aus der Stadt zu weisen. 
Vermutlich im Juni 1546 teilte der Rat 
den Juden mit, dass sie die Stadt verlas-
sen müssten. Am Ende des Jahres 1546 
bestand die größte jüdische Gemeinde 
der Region nicht mehr.
Das Beispiel Braunschweig zeigt, wie stark 
die Predigten der Geistlichkeit – anknüp-
fend an die traditionelle und durch die 
Reformationsereignisse aktivierte, alte 
wirtschaftliche und neue, laientheolo-
gische Judenfeindschaft – die Stimmung 
gegen die Juden angeheizt hatten. Die 
 darin angeschlagenen Themen bestimm-
ten seit 1540 auch die Stoßrichtung reli-
gionsbezogener Forderungen von Gilden 
und Gemeinden. Diese veranlassten ge-
meinsam mit der Geistlichkeit den Rat, 
die Lebensbedingungen für die Juden im-
mer weiter einzuschränken. Der Rat wur-
de dabei überwiegend von politischen 
Motiven geleitet, der Sorge um den inner-
städtischen Frieden. Denn die Stadt 
Braunschweig war zu diesem Zeitpunkt 
in einer prekären außenpolitischen Lage. 
Sie befand sich, unterstützt durch den 
Schmalkaldischen Bund, der das Land 
verwaltete, im Krieg mit ihrem Landes-
herrn. Der innerstädtische Konsens mit 
den führenden Vertretungsorganen von 
Gilden und Gemeinden sowie die Befrie-

dung der einflussreichen Geistlichen hat-
ten vor diesem Hintergrund eine enorm 
wichtige Bedeutung.
Auch in Goslar bezogen die Geistlichen 
gegen die Duldung der Juden Stellung, 
hatten damit jedoch letztlich keinen Er-
folg: Die Stadt war nicht bereit, die 
Schutzverträge zu brechen, stand aber 
wohl auch nicht so unter Druck wie der 
Braunschweiger Rat.
Der Celler Reformator Urbanus Rhegius 
(1489–1541) war im Gegensatz zu den 
bislang geschilderten Geistlichen der ein-
zige Theologe in Niedersachsen, der die 
frühe Position Luthers aus den 1520er 
Jahren zum Maßstab nahm. Trotz ihrer 
„Verblendung“ sprach er sich für die 
 Duldung der Juden aus und setzte sich 
mehrfach zu ihren Gunsten in Braun-
schweig ein. Anstatt sie feindlich zu be-
handeln, solle man sie mahnen, belehren 
und für sie beten. Persönlich versuchte er 
schriftlich und im direkten Gespräch in 
der  Synagoge, sie vom reformatorischen 
Chris tentum zu überzeugen – freilich ohne 
Erfolg.
Nach der Vertreibung der Juden aus 
Braunschweig und dem gescheiterten Ver-
such in Goslar schwiegen die Geistlichen 
erst einmal zum Thema. Erst die Wieder-
zulassung der 1557 vertriebenen Juden 
im Herzogtum Braunschweig-Wolfenbüt-
tel, die nach geheimen Verhandlungen 
durch Herzog Julius 1578 verfügt wurde, 
verursachte neue Auseinandersetzungen 
um ihre Duldung. Für lange Zeit versuch-
ten die Geistlichen nun massiv und an 
vielen verschiedenen Stellen, der Gesell-
schaft und vor allem der Politik ihre Vor-
stellungen über das christlich-jüdische 
Zusammenleben und über das Verhalten 
und die religiösen Freiheiten der Juden 
zu vermitteln, wenn nicht aufzudrängen. 
Dabei hat sich keiner von ihnen mehr für 
eine Duldung der Juden eingesetzt. 
Die Theologen setzten vorrangig auf „In-
formationsvermittlung“ und die Beein-
flussung der Politik indem sie Predigten 
hielten, in persönlichen Verhandlungen 
Forderungen stellten und gefragt und un-
gefragt Gutachten verfassten. Die Auf-
tragsarbeiten unter diesen Gutachten be-
legen eine für die Zeit nach der Reforma-
tion besonders in städtischer Kirchenauf-
sicht und landesherrlichem Kirchenregi-
ment charakteristische Einbindung der 
Geistlichkeit in politische Entscheidungs-
prozesse. Die ungefragten Stellungnah-
men hingegen weisen neben dem Element 
der „Information“ und der Ermahnung 
oft ein beträchtliches Maß an Obrigkeits-
kritik auf. Dieses ist im orthodox-luthe-
rischen Amtsverständnis gegründet. Bei-
spielhaft möchte ich einige Gutachten 
vorstellen.
Im Jahr 1578 griff der Braunschweiger 
Superintendent Martin Chemnitz im Na-
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men des Geistlichen Ministeriums auf die 
1546 zusammengetragenen Argumente 
zurück. Am 12. November war dem Rat 
der Stadt mit einem Begleitschreiben das 
neue Generalgeleit des Herzogs Julius für 
die Juden zugeschickt worden. Er suchte 
deshalb bei den Geistlichen theologische 
Unterstützung. Die Geistlichen rekapitu-
lierten und zitierten – mit Angabe von 
Seitenzahlen –, was Luther 1543 in sei-
nen zwei schone[n] nutzliche[n] und in der 
schrift wol gegrundte[n] bucher[n], näm-
lich „Von den Juden und ihren Lügen“ 
und „Schem Hamphoras“, ausgeführt 
 hatte: Durch Gemeinschaft, Schutz und 
milde Behandlung würden die Juden in 
ihrem Unglauben bestärkt, Christen ge-
ärgert und verführt. Täglich beschimpf-
ten und lästerten Juden privat und in der 
Synagoge aufs abscheulichste Christus, 
seine Mutter und die gesamte christliche 
Religion. Die Obrigkeit solle Synagogen 
und Bücher verbrennen und Häuser zer-
stören lassen, das Geleit aufheben, den 
Wucher sowie Predigt und Lehre verbie-
ten, den Juden harte Arbeit auferlegen 
und sie schließlich verjagen. Dem mög-
lichen Einwand, Luthers Äußerungen 
 seien allzu ungestüm geschrieben, begeg-
neten die Geistlichen vorbeugend mit 
dem Hinweis, wie wichtig es dem Refor-
mator auch in der letzten Predigt kurz vor 
seinem Tode noch gewesen sei, die Chris-
ten davor zu warnen, sich an der Sünde 
der Juden mitschuldig zu machen. Der 
Braunschweiger Rat wurde vom Geist-
lichen Ministerium beschworen, in kei-
nem Fall der Linie des Herzogs zu folgen 
und Juden aufzunehmen. Man werde kei-
ne Scheu haben, dies amptshalben von 
der Kanzel einzufordern.
Nachdem Herzog Julius sich weder durch 
das Gutachten der Braunschweiger Geist-
lichen, noch durch den Protest des dorti-
gen Rates hatte beeindrucken lassen, be-
gann das Geistliche Ministerium Braun-
schweigs tatsächlich gegen den Herzog zu 
predigen: Er vernachlässige um des Geldes 
willen seine Religion und mache sich durch 
seine Judenpolitik zum abtrunnig Mam-
melucken. Am 4. Adventssonntag 1578 ei-
ferten die Prediger von allen Kanzeln da-
gegen, dass der Herzog trotz der Warnun-
gen Luthers die Juden wiederaufgenom-
men habe: Der Teufel habe die aus guten 
Gründen ausgewiesenen Juden wieder zu-
gelassen und stärke das Papsttum zum 
Schaden der Evange lischen. Der Name des 
Herzogs fiel in  diesen Predigten nicht, je-
doch musste jedem Hörer klar sein, wer 
gemeint war. Gegen die Kritik der herzog-
lichen Räte an ihren Predigten verteidig-
ten sich die Geistlichen, dass es kein Un-
recht sei, aus den Schriften Luthers gegen 
die Juden zu predigen, nachdem ihre Er-
mahnungen über deren Irrlehren nicht 
 gehört worden seien.

Ebenfalls im Dezember 1578 ging in der 
herzoglichen Residenz in Wolfenbüttel 
ein Gutachten von vier Helmstedter 
 Theologieprofessoren ein. Auch sie waren 
durch das Generalgeleit überrascht wor-
den und versuchten, den Herzog wieder 
umzustimmen. Ihre Expertise stimmt mit 
dem Braunschweiger Gutachten in Argu-
mentation und Schlussfolgerungen über-
ein, da auch sie sich auf die Ergebnisse 
und Forderungen Luthers stützt, ohne 
 allerdings die Quelle sofort zu nennen. 
Ausführlich referierten die Theologen die 
bei Luther aufgeführten Lästerungen der 
Juden und warnten davor, dass sich alle 
Bewohner des Herzogtums durch die 
Duldung der Juden an deren Sünde mit-
schuldig machten. Die Juden seien ver-
flucht, und deshalb könne, wie im Gene-
ralgeleit vorausgesetzt, von ihnen und 
 ihrem Handel kein Segen ausgehen, zu-
mal sie es nur darauf abgesehen hätten, 
den Christen auf jede Art zu schaden.
Herzog Julius wies all diese Proteste und 
Beeinflussungsversuche als Einmischung 
in seine Politik zurück und brachte die 
Geistlichen für die nächsten zehn Jahre 
zum Schweigen. An ihrer Position än-
derte sich jedoch nichts, sie machte sogar 
weiter Schule. Denn auch die Hofräte 
schwenkten allmählich auf die Haltung 
der Theologen ein. Gemeinsam nutzten 
sie das Machtvakuum unmittelbar nach 
dem Tod des Herzogs am 3. Mai 1589, um 
ihre Vorstellungen gegenüber dem jun-
gen Nachfolger Heinrich Julius politisch 
durchzusetzen. Die Herzoginwitwe und 
der junge Herzog stimmten den vor-
geschlagenen Maßnahmen zu: Noch vor 
der Beerdigung des Herzogs wurde die 
Schließung der Synagogen in Melverode 
bei Braunschweig, in Hannover-Neustadt, 
Wunstorf und Weende veranlasst, die 
 jüdische Religionsausübung gänzlich ver-
boten. Bereits im August 1589 entstand 
ein erster Entwurf eines Ausweisungs-
mandats, das schließlich im Januar 1590 
publiziert wurde. Da es nur für solche 
 Juden galt, deren Schutzbrief in Kürze 
auslief, verfehlte es allerdings seine Wir-
kung. Die eigentliche Vertreibung fand 
deshalb erst 1591, nach einem weiteren 
Ausweisungsmandat für alle Juden, statt. 
Auch in den immer noch relativ selbstän-
digen Städten des Landes zeigten sich die 
Folgen einer in den Kirchen gepredigten 
lutherischen Judenfeindschaft. So ver ur-
sachte die Geistlichkeit in Hannover eine 
Krisensituation, in der der Rat schließlich 
wie in Braunschweig 1546 im Jahr 1587 
seine weitere Judenpolitik von Gutachten 
abhängig machte. Er bat drei Juristische 
und drei Theologische Fakul täten bzw. 
Konsistorien um Stellungnahme in der 
Frage, ob er die Schutzbriefe der Juden 
einhalten müsse und wie auf Hetzpredig-
ten der Geistlichen reagiert werden dürfe. 

Auch in Hildesheim, der protestantischen 
Hauptstadt des gleichnamigen Fürstbis-
tums, wurden die Juden nicht zuletzt 
 infolge des Wirkens der Geistlichkeit im 
Jahr 1595 aus der Stadt gewiesen. Das 
Geistliche Ministerium hatte 1592 zwei 
Abgesandte geschickt, um sich beim Rat 
über die Jesuitenschule und die wachsen-
de Zahl von Juden, die sich in der Stadt 
aufhielt, zu beschweren und Aufsicht 
über sie zu verlangen. Drei Jahre später 
machten die Geistlichen dann vom Mittel 
antĳüdischer Predigten Gebrauch. Sie 
nahmen die im Judentum gebräuchliche 
Eheschließung eines Mannes mit der 
Schwester seiner verstorbenen Frau zum 
Anlass, gegen angebliche Gottesläste-
rung, Blutschande und unchristlichen 
Wucher der Juden zu eifern. In der Stadt 
sei schließlich publica vox et fama ge-
wesen, dass Juden und Jesuiten nicht län-
ger geduldet werden sollten. Nach der 
Ausweisung der Juden konzentrierten die 
Geistlichen dann ihre clamantz in den 
Kirchen auf die Jesuiten, ihre Häuser 
wurden überfallen, ihre Fenster einge-
schlagen. 
Auf Dauer ließ sich jedoch der Vertrei-
bungsbeschluss gegen den Widerstand 
des Bischofs als Judenschutzherrn und 
des von diesem angerufenen kaiserlichen 
Hofgerichts nicht durchsetzen. Der Rat 
sah sich 1601 zur Revision der Auswei-
sung genötigt. Auch die Geistlichen der 
Stadt wurden über Gründe und Verlauf 
der Wiederaufnahmeverhandlungen in-
formiert und stellten nun in ihrer Reak-
tion erstaunlich pragmatisch die gewan-
delte äußere Situation in Rechnung. Sie 
versprachen, die Entscheidung des Rates 
nicht mehr zu kritisieren, behielten sich 
jedoch vor, ihr Strafamt gegen jüdische 
Gotteslästerungen auch weiterhin zu ge-
brauchen. 
Der Gesamtblick auf die geschilderten 
wie weitere Stellungnahmen zeigt, dass 
der zeitliche Schwerpunkt der antĳüdi-
schen Invektiven mit dem Höhepunkt der 
Konfessionalisierung in den 1580er bis 
1620er Jahren zusammenfällt. Seit Ende 
der 1570er und zu Beginn der 1580er 
Jahre wurde die Koexistenz der ver-
schiedenen christlichen Konfessionen im 
Reich unmöglich; es setzte eine zuneh-
mende konfessionelle Polarisierung ein. 
Innerhalb der protestantischen Kirchen 
wurde die philippistisch-humanistische 
Mittelfraktion zerrieben, wobei beson-
ders  Konkordienformel und Konkordien-
buch (1577/80) den Zwang zur Entschei-
dung lieferten und den Weg zu einer spe-
zifisch lutherischen Konfessionalisierung 
öffneten. Auf der Grundlage nun abge-
stimmter, klarer theologischer Vorgaben 
betrachteten es die Geistlichen als Auf-
gabe, durch Propaganda, Bildungs- und 
Disziplinierungsmaßnahmen darauf hin-
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zuwirken, dass das private und gesell-
schaftliche Leben wie auch das Verhalten 
der Obrigkeit sich an den Normen lutheri-
scher Frömmigkeit und Lebensauffassung 
orientierte. In diesem Konzept aber war 
für Juden und Kontakte zu ihnen kein 
Platz mehr.
Obendrein sorgte um die Wende vom 16. 
zum 17. Jahrhundert eine Flut von kon-
trovers-theologischen Streitschriften, die 
mit allen Methoden der Polemik darauf 
abzielten, Konformität in den eigenen 
Reihen herzustellen und konfessionell 
Andersdenkende in ihrer geistig-morali-
schen Existenz zu vernichten, für ein 
 Klima der Intoleranz und Hysterie, unter 
dem auch die Juden zu leiden hatten. 
Als noch bedeutsamer für sie erweist sich 
jedoch, dass sich die niedersächsischen 
Theologen im Zuge konfessioneller Pola-
risierung dem orthodoxen Luthertum zu-
wandten. Dies bedingte eine unkritische 
Rezeption der spätlutherschen Juden-
theologie und deren offensive Umsetzung 
in Predigt und konkretem Handeln. Es 
gehörte zu den Charakteristika der Gne-
sio-Lutheraner, dass sie jede Möglichkeit 
nutzten, um Zeugnis abzulegen, Unter-
schiede zu betonen und Einwände gegen 
andere Lehrmeinungen deutlich auszu-
sprechen. Dabei schreckten sie auch vor 
Obrigkeitskritik und dem Bruch gelten-
den Rechts nicht zurück. 
Ihr Amtsverständnis verpflichtete die 
Gnesio-Lutheraner in leitenden Positio-
nen nicht nur zur Kirchenzucht in der 
 Gemeinde und zur Aufsicht und Beleh-
rung innerhalb der Pfarrerschaft, son-
dern sprach ihnen ebenso ein Straf- und 
Wächteramt gegenüber der Obrigkeit zu. 
Ihre totale und offensive Glaubensauf-
fassung, ihr Ringen um eine allein gülti-
ge Wahrheit erzeugte ein theologisches 
Schwarz-Weiß-Denken und eine starre, 
ausschließliche Alternativstruktur „wahr“ 
– „falsch“. Damit standen die Theologen 
gleichsam unter dem Zwang, ihre „Wahr-
heit“ mitzuteilen und zur Geltung zu 
bringen. 
Ihre Erkenntnis der auf die Juden bezoge-
nen „Wahrheit“ Luthers erfolgte mit der 
Rezeption seiner antĳüdischen Schriften. 
Dies war in Braunschweig und wahr-
scheinlich auch in Goslar bereits 1543 der 
Fall. Die Erinnerung hieran blieb leben-
dig, konnte 1578 reaktiviert werden. Zu 
ihrer breiten Rezeption trugen aber wohl 
v.a. der „Jüden Feind“ des Gießener Pfar-
rers Georg Nigrinus (1570) und die Neu-
ausgabe der antĳüdischen Luther-Schrif-
ten durch den Leipziger Professor Niko-
laus Selnecker (1577) bei. Beide warnten 
unter ausführlichem Bezug auf Luther vor 
den Juden als Gotteslästerern und Fein-
den der Christenheit, Nigrinus die Obrig-
keiten und Selnecker besonders die Kauf-
leute. Nigrinus forderte die Ausweisung 

der Juden, Selnecker die Meidung jeg-
lichen geschäftlichen Kontakts und stellte 
die Juden in eine Reihe mit den in der 
Konkordienformel verdammten Sakra-
mentierern, Calvinisten, Schwärmern 
und gottlosen Epikureern. Sehr zu sei-
nem Leidwesen hatten die Juden dort 
 keine Erwähnung gefunden, so wie sich 
auch die übrigen lutherischen Bekennt-
nisschriften, die alle schon vor der schär-
feren Positionierung Luthers gegen die 
Juden entstanden waren, ausgesprochen 
zurückhaltend ihnen gegenüber äußer-
ten. Dies und die gemäßigteren Positio-
nen anderer lutherischer Theologen zei-
gen, dass die Judenfeindschaft nicht als 
zentraler Aspekt lutherischen Bekennt-
nisses überinterpretiert werden darf.
Welche Folgen aber hatte die Frontstel-
lung der lutherischen Geistlichkeit für 
das christlich-jüdische Verhältnis? Der 
Versuch der Geistlichkeit, im Zuge der 
Konfessionalisierung ihr theologisches 
Judenbild in der Gesellschaft allgemein 
gültig zu machen, führte, wie gezeigt, an 
vielen Orten zu einer sich schrittweise 
verschärfenden antĳüdischen Politik, die 
nicht nur im religiösen Bereich, sondern 
auch auf dem Feld der Wirtschaft den 
Handlungsspielraum und die Lebensmög-
lichkeiten der Juden immer weiter ein-
schränkte. Sie erstreckte sich auch auf 
solche Juden, die außerhalb des eigenen 
Herrschaftsbereichs lebten. 
Quellenbedingt weniger deutlich lässt 
sich das Verhalten der Bevölkerung zu 
den Juden nachzeichnen. Im Braun-
schweig der 1540er Jahre nahm die In-
tensität antĳüdischer Forderungen nach 
den antĳüdischen Predigten zu, das Ver-
langen nach Ausweisung flammte wieder 
auf. Es häuften sich Raufereien (1543–

1545), von einem Mordversuch an einem 
Juden (1545) wird berichtet.
Auch im letzten Viertel des 16. Jahrhun-
derts blieb dieser reaktive Zusammen-
hang zwischen antĳüdischen Aktionen 
der Theologen, der sich daraus entwi-
ckelnden Politik und den Feindselig keiten 
der Bevölkerung gegenüber den Juden 
dominant. So lösten in Hannover die Pre-
digten gegen die Juden (1587) tätliche 
Angriffe aus. Die anhaltende Agitation 
und der neue politische Kurs schufen    
ein Klima, das die Nichteinhaltung von 
Verträgen geradezu herausforderte, die 
Schuldner der Juden stellten sich stur. 
In Braunschweig wirkten die Predigten 
ab 1578 eher langfristig, auch hier zeich-
net sich die zunehmende Tendenz unter 
den Christen ab, Verträge nicht zu halten 
und die Juden tätlich anzugreifen. Be-
sonders die Schließung der Synagogen 
des Landes (1589) und die Vertreibungs-
edikte von 1590/91 wirkten auf die 
Braun schweiger Stadtbewohner und dar-
über hinaus im Land wie ein Fanal, die 
Juden zu belästigen, zu beschimpfen und 
zu schädigen. In Göttingen befürchtete 
der Rat anlässlich der Ausweisung 1591 
ähnliches. Das herzogliche Vertreibungs-
edikt von 1591 forderte schließlich regel-
recht dazu auf, Juden, die sich in Zukunft 
unberechtigt im Lande aufhielten, zu be-
rauben und anzugreifen.
Zum Schluss bleibt die Frage nach dem 
Einfluss von Reformation und Konfessio-
nalisierung auf die mentale Ebene im 
christlich-jüdischen Verhältnis. Histori-
sche Mentalitäten offenbaren sich beson-
ders im Vergleich und in der Verände-
rung, wenn das quantitativ messbare Ver-
hältnis zwischen positiven und negativen 
Äußerungen und Einstellungen sich wan-
delt. Eine Phase gesteigerter antĳüdi-
scher Stimmung ist in der untersuchten 
Region für die Mitte des 15. Jahrhunderts 
festzustellen. Sie scheint wieder verebbt 
zu sein, ohne wesentlichen Einfluss auf 
die Mentalität zu nehmen. 
Eine zweite Phase antĳüdischer Stim-
mung kennzeichnet dann die Reforma-
tionszeit und ist genuiner Bestandteil der 
revolutionären Situation oder der neu 
initiierten Kommunikationsprozesse zwi-
schen Rat und mitspracheberechtigter 
Bürgerschaft. Auch sie scheint zunächst 
nicht wesentlich mentalitätsprägend, be-
gann sich jedoch unter dem Einfluss der 
antĳüdischen Predigten in Braunschweig 
in der 1540er Jahren zu stabilisieren und 
einen langanhaltenden, enormen politi-
schen Druck zu entfalten, der schließlich 
in der Vertreibung der dortigen Juden 
trotz geltender Schutzverträge gipfelte.
Der sich hier andeutende Mentalitäts-
wandel wird schließlich in der seit 1578 
anhaltenden Phase antĳüdischer Stim-
mung deutlich sichtbar. Er artikulierte 
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sich in der restriktiven bis judenfeind-
lichen und z.T. gehässigen Politik der 
meisten Städte – nur Hameln und Nort-
heim bilden hier eine rühmliche Aus-
nahme –, der antĳüdischen Agitation von 
Geistlichkeit und Landständen, Beschimp-
fungen, Gewalttätigkeiten und Vertrags-
verletzungen durch die Bevölkerung. Hö-
hepunkt dieser Entwicklung war die terri-
toriale Vertreibung von 1591, die zum 
ersten Mal in der über 300jährigen Ge-
schichte der Juden dieser Region das 
 ganze Territorium einschließlich aller 
Nebenlinien für Ansiedlung und Durch-
reise sperrte.
Lässt sich ein Mentalitätswandel in der 
Bevölkerung, in der es immer sowohl 
nachbarschaftlich-mitmenschliche Kon-
takte wie Feindseligkeiten einzelner ge-
genüber Juden gab, mangels Quellen 
kaum schlüssig beweisen, so ist er für den 
Bereich der Politik doch deutlich auszu-
machen. Unter den politischen Entschei-
dungsträgern und den gesellschaftlich 
führenden Kräften des Landes findet sich 
am Ende des 16. Jahrhunderts fast keiner 
mehr, der sich für eine Duldung von Ju-
den einsetzte. Für diese Entwicklung 
spielten natürlich auch politische Fakto-
ren eine Rolle, darunter wesentlich der 
wachsende Machtanspruch des Landes-
herrn gegenüber den zuvor weitgehend 
unabhängigen Städten. Doch die poli-
tischen Entscheidungsvorgänge zeigen, 
dass sich in der Judenpolitik neue, vom 
orthodoxen Luthertum inspirierte Sicht-
weisen und Bewertungsmaßstäbe durch-
gesetzt hatten.
Intensität und Charakter dieses Mentali-
tätswandels offenbaren sich nicht zuletzt 
in der Sprache, in der Verwendung zuvor 
nicht üblicher Adjektive im Zusammen-
hang mit der Erwähnung von Juden. Von 
den die Juden der Region betreffenden 
Quellen aus dem 14. bis 16. Jahrhundert 
sind, grob geschätzt, weniger als 10% 
sprachlich relevant, weisen also im Posi-
tiven oder Negativen charakteristische 
Formulierungen auf. In der Regel wird 
also von Juden in neutraler Sprache ge-
schrieben. Die sprachlich signifikanten 
Quellen stammen mit zwei Ausnahmen 
alle aus dem 16. oder dem Beginn des 17. 
Jahrhunderts, mit einer deutlichen Kon-
zentration auf der Zeit seit 1578. Ledig-
lich 14% der aussagefähigen Quellen 
 zeigen vergleichsweise positive, z.T. für-
sorgliche Formulierungen gegenüber Ju-
den. Sie konzentrieren sich auf die Zeit 
zwischen 1548 und 1574.
Fast alle negativen Bezeichnungen für 
 Juden, die charakteristischerweise in der 
Regel in keinem inhaltlichen Bezug zum 
Sachzusammenhang stehen, weisen auf 
die Lehren der Kirche über die Juden, auf 
die Sprache der Geistlichen. Sie hat Ein-
gang in die Alltags-, Schrift- und politi-

sche Sprache gefunden und belegt damit 
den dominanten Einfluss der Kirche auf 
das Bild der Juden in der Gesellschaft.
Bis in die Zeit der Reformation hinein 
wurden für die Juden Attribute wie un-
gläubig, verdammt oder unselig verwen-
det. Seitdem, besonders aber im letzten 
Viertel des 16. Jahrhunderts verlagerten 
sich die Akzente, es tauchen zunehmend 
Begriffe auf, die neben dem Unglauben 
eine aktive, gefahrbringende Rolle der 
Juden betonen, darunter an vorderster 
Stelle Gotteslesterungen und Wucher. Das 
Thema Gotteslästerung wurde stilistisch 
vielfach variiert, zur Betonung seiner Be-
deutung drei oder vier negative Adjektive 
hinzugefügt. Dagegen erweisen sich die 
sprachlichen Stereotype, die mit dem 
Wucher zu tun haben, als wesentlich sel-
tener, weniger brisant und gelegentlich 
sachbezogen. Kombinationen wie ungott-
licher oder unchristlicher Wucher ver-
weisen jedoch auch hier auf die religiös-
ethische Komponente.
Der Umschwung in der Sprechweise über 
Juden ist in Braunschweig am deutlich-
sten greifbar, wo sogar die antĳüdischen 
Forderungen von Gilden und Gemeinden 
in den 1530er und 1540er Jahren noch 
völlig neutral formuliert worden waren. 
Seit 1578 zog der Braunschweiger Rat 
 jedoch in öffentlichen Edikten und in sei-
nem Schriftwechsel mit den fürstlichen 
Räten in Wolfenbüttel alle Register der 
von den orthodox-lutherischen Theolo-
gen vermittelten Judenstereotype. Der 
Hildesheimer Rat zeigte sich seit der Ver-
treibung seiner Juden (1595) kaum zu-
rückhaltender, verwandte jedoch im Ge-
gensatz zu Braunschweig Bezeichnungen 
aus dem religiösen wie dem wirtschaft-
lichen Bereich. In Hannover, wo die Aus-
weisung der Juden wenigstens in legalem 
Rahmen betrieben wurde, blieben die 
Formulierungen überwiegend gemäßigt; 
gelegentliche abfällige Bemerkungen 
richteten sich im Wesentlichen gegen den 
Wucher. Sehr zurückhaltend zeigte sich 
der Göttinger Rat, völlig unauffällig Nort-
heim und Hameln.

7. Fazit

Als innerchristliche Vorgänge betrafen 
Reformation und Konfessionalisierung 
die Juden des 16. Jahrhunderts nicht 
 direkt. Die fundamentalen Verände-
rungsprozesse in der umgebenden Gesell-
schaft beeinflussten jedoch mittelbar 
auch ihr Leben. Der mitunter revolu -    
tio näre Vorgang der Durchsetzung der 
Reformation in den Städten konnte alt-
bekannte Stereotype und wirtschaftliche 
Forderungen gegen die Juden aktivie- 
ren, die sich allerdings nicht von solchen 
der Vor-Reformations-Ära unterschieden.
Schwerer wog die Beschäftigung der 

Reformations-Theologen mit der Stellung 
der Juden. Auch ihre Position unterschied 
sich zumeist nur graduell von der der al-
ten Kirche. Ein Mann wie Martin Luther, 
der bald schon als Ikone der Reformation 
gehandelt wurde, erlangte jedoch mit sei-
nen radikalen politischen Empfehlungen 
eine solche Autorität, dass sie unter be-
stimmten Bedingungen als handlungslei-
tend aufgenommen und vor allem durch 
Theologen mit Druck in politisches Han-
deln eingebracht wurden. Judenfeind-
liche Predigten und antĳüdische Politik 
wirkten wie ein Fanal für die Bevölke-
rung, sich ihrerseits ebenfalls verstärkt 
gegen die Juden zu wenden. Zum Glück 
für die Juden konnten andererseits auch 
die gemäßigteren Positionen Luthers aus 
den 1520er Jahren als Maßstab lutheri-
scher Politik vertreten werden, wie dies 
v.a. für die Phase nach dem konfessionel-
len Zeitalter seit dem 17. Jahrhundert zu 
beobachten ist.
Ob auch die katholische Variante der 
Konfessionalisierung eine spezifische anti-
jüdische Option bereithielt, die sich von 
der Judenfeindschaft der alten Kirche un-
terschied, gilt es nach meinem Eindruck 
erst noch näher zu erforschen

Die Historikerin Dr. Rotraud Ries leitet seit 
2009 das Johanna-Stahl-Zentrum in Würz-
burg.
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Der Präsident des Zentralrats der Juden 
in Deutschland, Dr. Josef Schuster, hat 
Rabbiner Henry G. Brandt herzliche Glück- 
und Segenswünsche zu dessen 90. Ge-
burtstag überbracht. Rabbiner Brandt 
zählt zu den prägenden Persönlichkeiten 
im liberalen Judentum sowie im jüdisch-
christlichen Dialog in Deutschland. Dr. 
Schuster würdigte die großen Verdienste 
des Rabbiners vor allem in der Verständi-
gung zwischen den Kirchen und der jüdi-
schen Gemeinschaft.

MAZAL TOW
Rabbiner Henry G. Brandt feierte Ende September seinen 90. Geburtstag

In dem Glückwunschschreiben drückte 
Schuster vor allem seinen Dank für den 
Beitrag des Rabbiners zum Aufbau und 
zur Weiterentwicklung des Judentums in 
Deutschland aus. In Augsburg, wo er seit 
Jahren als Gemeinderabbiner fungiere, 
sei er für seinen Einsatz als Versöhner 
und Brückenbauer zu Recht mit der Eh-
renbürgerwürde ausgezeichnet worden. 
Dr. Schuster dankte auch für den lang-
jährigen Einsatz von Rabbiner Brandt als 
Vorsitzender der Allgemeinen Rabbiner-
konferenz und als Gründungsvorsitzen-
der der Deutschen Rabbinerkonferenz.
Rabbiner Henry G. Brandt wurde 1927 
als Heinz Georg Brandt in München gebo-
ren. 1939 gelang seiner Familie in letzter 
Minute die Flucht nach Großbritannien. 
Von dort gelangte Henry G. Brandt nach 
Palästina. Dort diente er ab 1947 in der 
jüdischen Untergrundorganisation Pal-
mach, anschließend als Flottenoffizier in 

der entstehenden israelischen Marine. 
Nach Kriegsende studierte Brandt Wirt-
schaftswissenschaften in Belfast. Nach 
kurzer Arbeit in der Automobilindustrie 
wandte sich Henry Brandt (nun als bri-
tischer Staatsbürger) dem Rabbinatsstu-
dium am Leo Baeck College zu, das er 
1966 abschloss. Es folgten Rabbinats-
stellen in Leeds, Genf, Zürich und Göte-
borg (Stadtrabbiner). 1983 kehrte er als 
Landesrabbiner von Niedersachsen nach 
Deutschland zurück. 1995 bis 2005 war 
er Landesrabbiner von Westfalen-Lippe. 
Seit 2004 ist Rabbiner Brandt Vorsit-
zender der Allgemeinen Rabbinerkon-
ferenz Deutschlands. Von 1985 bis 2016 
war er Jüdischer Präsident des Deut -
schen Ko ordinierungsrates der Gesell-
schaften für Christlich-Jüdische Zusam-
menarbeit. 
Rabbiner Brandt ist verheiratet und hat 
vier Kinder sowie sieben Enkel.            ZRPFoto: JKMAS

Dr. Josef Schuster hat Charlotte Knobloch, 
Präsidentin der Israelitischen Kultusge-
meinde München und Oberbayern und 
ehemalige Zentralratspräsidentin, Ende 
Oktober von Herzen zum 85. Geburtstag 
gratuliert. „Mit bewundernswerter Ener-
gie setzt sich Charlotte Knobloch seit 
Jahrzehnten für die jüdische Gemein-
schaft in Deutschland und als Gemeinde-
präsidentin für die Israelitische Kultusge-
meinde München und Oberbayern ein. 
Der Bau der neuen Synagoge samt Ge-
meindezentrum in München ist dabei be-

MASAL TOW zum 85. Geburtstag
sonders zu erwähnen. Ihr Engagement ist 
für uns alle vorbildlich. Zu Recht genießt 
sie in Deutschland und international in 
Politik, Wirtschaft und Kultur hohes An-
sehen und Respekt“, sagte Dr. Schuster.
Von 1997 bis 2006 war Charlotte Knob-
loch Vizepräsidentin des Zentralrats der 
Juden in Deutschland. 2006 wurde sie 
zur Präsidentin des Zentralrats der Juden 
in Deutschland gewählt. Das Amt hatte 
sie bis 2010 inne. Seit mehr als 30 Jahren 
steht sie der Israelitischen Kultusgemein-
de München und Oberbayern vor.       ZRP

Einstimmung
auf den Schabbat

Radio Schalom des
Landesverbandes der Israelitischen 

Kultus gemeinden in Bayern
sendet das 2. Hörfunkprogramm

des Bayerischen Rundfunks
jeden Freitag

von 15.05 bis 15.20 Uhr
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Amberg
Bar Mizwa

Am 8. Juli im Wochenabschnitt Balak ha-
ben wir die Bar Mizwa von Tim Korchnik 
gefeiert. Dafür konnten wir mit Hilfe des 
Kulturprogramms des Zentralrates die 
Kantoren Rabbiner Zolt Balla und Rabbi-
ner Daniel Fabian gewinnen. Das synago-
gale Konzert war ein großer Erfolg. Be-
sonders berührt waren die Gäste von der 
eindrucksvollen Rede des Bar Mizwa Tim.

Hohe Feiertage
Die Jamim Noraim waren wieder der Höhe- 
punkt unseres Jahreszyklus. Als Ehrengast 
hatten wir die Bundestagsabgeordnete 
Frau Lanzinger eingeladen. Rabbiner Dray 
bedankte sich bei der Politikerin für ihr 
Engagement für die Renovierungskosten 
von 42.000 Euro für die alte Torarolle  
aus dem Jahr 1792.
Die Gebete wurden mit viel Gefühl und 
Ehrfurcht von unserem Gemeinderabbi-
ner Elias Dray und von Kantor Akiva Ro-
senblum aus Israel vorgetragen. Daniel 
Schönberger aus Berlin war der Baal To-
kea. Rebbetzin Sara Rivka Dray gab am 
ersten Tag von Rosch Haschana einen 
Schiur zum Thema „Gründe für das Er-
tönen des Schofar an Rosch Haschana“. 
Für die Kinder und Jugendlichen gab es 
ein spezielles Jugendprogramm. Die Ma-
drichim Ilja Babkin und Nathan Skibinski 
hatten an jedem Festtag Spiele und ein 
Quiz vorbereitet. 

Sukkot 
Unsere wunderschöne und wandbemalte 
Sukka wurde auch dieses Jahr eingerich-
tet. Viele Gemeindemitglieder nutzten die 
Gelegenheit, die Arba Minim (die 4 Ar-
ten: Etrog, Lulav, Hadasim und Arawot) 
zu schütteln. Für das leibliche Wohl in 
der Sukka sorgten Inna Kalenychenko 
und Almira Sultanova. An Chol Hamoed 
organisierte Rebbetzin Sara Rivka Dray 

für den Frauenverein der Gemeinde einen 
Challa-Backkurs. An dem Workshop nah-
men 10 Frauen teil.

Nacht der
offenen Gotteshäuser

Im Rahmen der Nacht der offenen Gottes-
häuser wurden von Rabbiner Elias Dray 
und Pianist Dorn Burstein Lieder des jü-
dischen Jahres musikalisch vorgestellt. Zu 
der Veranstaltung und einer Synagogen-
führung kamen mehr als 200 Besucher.

Nacht der offenen Gotteshäuser.  Foto: Gemeinde Amberg

Challa backen.            Foto: Gemeinde Amberg

Bayreuth

Nach mehrjährigen Bau- und Renovie-
rungsarbeiten freut sich die Israelitische 
Kultusgemeinde Bayreuth die neugestal-
tete Synagoge wiedereröffnen und eine 
europaweit einzigartige Grundwasser-
Mikwe offiziell in Betrieb nehmen zu 
können. Bei der Synagoge Bayreuth han-
delt es sich um die älteste Synagoge 
Deutschlands, die am 15. März 1760 ein-

geweiht wurde und nun nach einer um-
fangreichen Sanierung in neuem Glanz 
erstrahlt. Um die Eröffnung gebührend 
zu feiern, werden ab März 2018 über ein 
Jubiläumsjahr zahlreiche Veranstaltun-
gen im religiösen und kulturellen Bereich 
stattfinden. Die jüdischen Gemeinden 
sind hierzu herzlich eingeladen und wer-
den bei Interesse gebeten, sich zwecks 
Terminabsprache aufgrund der großen 
Nachfrage aus dem In- und Ausland und 
des begrenzten Platzangebots an das 
 Gemeindebüro zu wenden (0921 64389; 
ikgbayreuth@freenet.de).   Felix Gothart

Tahara-Haus restauriert

Seit 2002 bestattet die Erlanger Kultusge-
meinde ihre Toten wieder auf dem alten 
Jüdischen Friedhof am Burgberg. Schon 
damals wünschte sich die Gemeinde auch 
eine Restaurierung des alten historischen 
Tahara-Hauses. 
Jetzt konnte sie am 25. Juni, nach über 
zweĳähriger Planungs- und Bauzeit, das 
aufwendig und sorgfältig restaurierte 
Friedhofsgebäude für Bestattungen nach 
jüdischem Begräbnisritus wieder in Be-
trieb nehmen. 
Zur feierlichen Einweihung erläuterte Es-
ter Limburg-Klaus, die Vorsitzende der Jü-
dischen Kultusgemeinde, welche Bedeu-
tung das Ereignis für die Erlanger Juden 
hat. Grußworte sprachen dann Jo-Achim 
Hamburger, der Vorsitzende der Nachbar-
gemeinde Nürnberg, und Erlangens Bür-
germeisterin Susanne Lender-Cassens. 
Christof Eberstadt, der „Beauftragte der 
Jüdischen Gemeinde Erlangen für die alte 
Gemeinde“, gab Informationen zur Ge-
schichte des jüdischen Friedhofs mit dem 
Tahara-Haus.
Die Weihe des Gebäudes nahm der Nürn-
berger Rabbiner Dr. Schimon Grossberg 
mit dem Anbringen von drei Mesusot vor, 
begleitet von Chasan Yonathan Amrani aus 
Israel, der die passenden Segens sprüche 
vortrug, übersetzt von Vorstands mitglied 
Chaim Hadar. Leonid Henkin und sein 
Partner begleiteten die Zeremonie musika-
lisch mit ihren jüdischen Weisen.
Das historische Gebäude aus dem Jahr 
1891 war in seinen über 120 Jahren im-
mer wieder baulich verändert worden. 
Die behutsame Baumaßnahme konnte 
aber die wenigen historischen Bestand-
teile sichern und sorgfältig restaurieren. 
Dazu gehörte u.a. auch mit dem Ausbre-
chen alter vermauerter Fensternischen 
die Wiederherstellung des ursprüngli-
chen Fassadenbildes.
Auch die elektrischen Anlagen und die 
Wasserversorgung konnten erneuert wer-

Erlangen
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den. Jetzt erhält das Gebäude für rituelle 
Belange Grundwasser aus einem Brun-
nen und für sonstige Zwecke ist die Was-
serversorgung an das städtische Netz an-
gebunden. Jetzt hat das Tahara-Haus auch 
neue Kühl- und Waschräume mit den ent-
sprechenden Einrichtungen für die rituelle 
Waschung.
Die Finanzierung des aufwendigen Bau-
projektes war nur möglich durch Zuschüs-
se des Landesverbandes der Israelitischen 
Gemeinden in Bayern, der Stadt Erlan-
gen, des Bezirks Mittelfranken und nicht 
zuletzt durch erhebliche Eigenmittel der 
Erlanger Gemeinde. Auch von diversen 
privaten Geldgebern kam finanzielle Un-
terstützung.                                                rebe.

Am Spinoza-Denkmal in Amsterdam.  Foto: Gemeinde Hof

Jugendlichen flogen zum Machane nach 
Marbella. Alle kamen begeistert zurück.

Anfang September bekamen die Kinder 
den Preis für die Herausgabe des Pessach-
Afikoman, nämlich eine Reise nach Ams-
terdam. Das Programm stand ganz im Zei-
chen des Jüdischen. Es begann mit einem 
Besuch im Anne-Frank-Haus, der einen 
bleibenden Eindruck bei allen hinterlas-
sen hat. Es folgte die Besichtigung der 
portugiesischen Synagoge, in der bis heute 
die Gottesdienste bei Kerzenlicht ab ge-
halten werden. Ein Besuch im Jüdisch-His-
torischen Museum gab den Kindern und 
Jugendlichen ein besseres Verständnis für 
die Hintergründe. Danach erfolgte ein Be-
such in einer Diamantenschleiferei.
Die Fahrt durch zehn Grachten war sehr 
schön und informativ. Am Nachmittag er-
folgte ein Ausflug in die Altstadt, das 
 Jüdische Viertel und zum Spinoza-Denk-
mal. Am letzten Tag besuchten die Kinder 
und Jugendlichen noch das Van-Gogh-
Museum. Auf der Rückfahrt im Bus wur-
den noch die beiden Filme „Anne Frank“ 
und „Frau in Gold“ gezeigt.

Kurz vor Rosch Haschana unternahm die 
Gemeinde eine Fahrt nach Theresien-
stadt. Dort bekamen wir eine ausführ-
liche Führung in der KZ-Gedenkstätte 
mit vielen Informationen über das Schick-
sal der Menschen im Ghetto.

Durch die Hohen Feiertage Rosch Ha-
schana und Jom Kippur führten, wie ge-
wohnt, unser Rabbiner David Goldberg 
und der Kantor Eliezer Hakohen Kaplan. 
Besonders zu Jom Kippur, das dieses Jahr 
auf einen Schabbat fiel, ist es immer wie-
der besonders beeindruckend, wenn alles 
weiß ist: die Kleidung und auch die Syna-
gogen-Dekoration.Hof

Um den nichtjüdischen Mitbürgern einen 
kleinen Einblick ins Judentum zu geben 
und um Vorurteile abzubauen, feierten 
wir Schawuot zum ersten Mal öffentlich 
in einer gemieteten Halle mit freiem Ein-
tritt für jedermann. Die Feier begann mit 
Grußworten unseres Vorsitzenden, Dr. 
Jakob Gonczarowski, gefolgt von der Be-
grüßung durch den Oberbürgermeister 
der Stadt Hof. Er war gerade von einer Is-
raelreise zurückgekommen und schwärm-
te auch in seiner Ansprache von seinem 
Besuch. Der Chor Shalom begleitete die 
Feier mit passenden Liedern.
Unser Rabbiner las auf Hebräisch die rele-
vanten Psukim aus der Tora. Die deutsche 
Übersetzung wurde von unseren Jugend-
lichen David Cymbalista und Shimon 
Gold berg vorgelesen. Unsere Kinder und 
Gastkinder führten passende Tänze vor. 
Dazwischen wurden milchige Gerichte 

serviert, ganz im Sinne von Schawuot. 
Wir bewirteten ca. 180 Gäste, davon 80 
Gemeindemitglieder. Die Feier wurde so 
ein voller Erfolg.

Auch im Juni hielt in unserem Club Inyan 
Irina Grekova einen Vortrag über den be-
rühmten jüdischen Satiriker Arkadĳ Rei-
kin. Im Juli trug Zilja Berestetskaya über 
den berühmten jüdischen Science-Fic-
tion-Autor Isaac Asimov vor. Im August 
war das Thema Jüdische Namen und di-
rekter Sinn, präsentiert von Galina Anto-
nova. Das jüdische Jahr wurde beendet 
durch den Vortrag von Maja Ljulkina über 
Hymne, Fahne und Wappen des Staates 
Israel.

In den Sommerferien fuhren unsere Kin-
der zum Machane in Sobernheim und die 

Das restaurierte Tahara-Haus der Erlanger Gemeinde.                            Foto: Christof Eberstadt
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Regensburg
Rosch Haschana 

Zur Vorbereitung auf Rosch Haschana bot 
Rabbiner Josef Chaim Bloch Anfang Sep-
tember eine Lehrstunde mit dem Titel 
„Die Hohen Feiertage“ an. In seinem Vor-
trag und dem anschließenden Gespräch 
konnten die Teilnehmer viel über die Be-
deutung der wichtigsten Tage im jüdi-
schen Jahr erfahren. „An Rosch Hascha-
na“, sagte er, „dem Geburtstag von Adam 
und Eva, erneuern wir unsere Beziehung 
zu Gott und werden mit der ganzen 
Menschheit beurteilt.“ Wie jedes Jahr war 
an Rosch Haschana der Gebetsraum gut 
gefüllt.
Es kamen viele Mitglieder und Gäste, ins-
besondere aus Israel und Frankreich. 
Rabbiner Josef Chaim Bloch führte die 
Betenden mit viel Kawana durch das „Da-
wenen“ und das „Leinen“. Seine Schiurim 
über die jüdischen Feste im Monat Tisch-
ri, die Ansprachen nach der Tora-Lesung, 
beim gemeinsamen Kiddusch und der 
Klang des Schofars gaben Impulse in den 
Alltag hinein. Das Taschlich am zweiten 
Tag Rosch Haschana wurde von gut 26 
Personen besucht, die sich am Ufer der Do-
nau nahe der berühmten Steinernen Brü-
cke versammelten und die Taschen nach 
außen kehrten, um auf diese Weise das 
Fortwerfen der Sünden zu symbolisieren.
Wir haben in Honig getunkte Äpfel geges-
sen, wünschten einander ein gutes und 
süßes neues Jahr Schana Towa u Metuka 
und aßen neue Früchte als Symbol des 
Neubeginns.

Jom Kippur
Am Erew Jom Kippur war der Konferenz-
saal der Regensburger Gemeinde voll. 
Alle Männer hatten ihre weißen Talessim 
angelegt, passend zum Weiß des Aron 
HaKodesch und der Bima. Nach der tradi-
tionellen Begrüßung begann der Rabbi-
ner das Kol-Nidre-Gebet. Nach jeder Wie-
derholung trug er es lauter vor. Die ganze 
Gemeinde lauschte dem Gebet, wo beson-
ders erklärt wird, dass alle Gelübde und 
Schwüre null und nichtig sein sollen.
Am nächsten Tag wurde der Chasan wie-
der von Mitgliedern der Gemeinde unter-
stützt. Nach der Tora- und Propheten-
lesung gedachten alle beim Jiskor ihrer 
verstorbenen Angehörigen. Nach einer 
dreistündigen Pause folgte das Mincha-
gebet und kurz vor 20 Uhr beendeten wir 
das Maariw-Gebet. Das letzte Gebet Neila 
endete mit dem Ruf des Schofars. Tradi-
tionell stärkten sich die Betenden nach 
dem Fasten bei dem herrlichen Kiddusch 
der Familie Danziger und wünschten sich 
noch mals ein gutes neues Jahr 5778 und 
eine gute Besiegelung Gmar Chatima 
Towa!

The Klezmer Tunes

Zehn Tage vor Rosch Haschana und am 
Regensburger Tag des offenen Denkmals 
führte der Klub „Schalom“ seine Veran-
staltung mit dem Ensemble „The Klezmer 
Tunes“ im Melanchthon-Saal des Evange-
lischen Bildungswerks durch. 170 Gäste 
waren zu dem Konzert gekommen, dar-
unter 80 Gemeindemitglieder. Das Vor-
standsmitglied, der Leiter des Klubs „Scha-
lom“, Volodimir Barskyy, gratulierte im 
Namen des Vorstands der Jüdischen Ge-
meinde Regensburg zu Rosch Haschana 
und wünschte ein gutes und gesundes 
Neues Jahr 5778.
Für die Teilnahme und Unterstützung be-
dankte er sich herzlich bei allen Anwe-
senden. Besondere Dankbarkeit äußerte 
er gegenüber der Regensburger Bürger-
meisterin Gertrud Maltz-Schwarzfischer. 
Sie begrüßte alle Zuhörer und blieb mit 
uns bis zum Ende. Herr Barskyy betonte, 
dass an Rosch Haschana die zehn ehr-
furchtsvollen Tage beginnen, in denen 
dem Menschen die Gelegenheit zur Um-
kehr und Buße gegeben wird und die   
mit dem Versöhnungsfest Jom Kippur 
 enden.
Dann stellte er die Musiker vor. Dieses 
Klezmerquartett war nach Regensburg 
gekommen, um im Rahmen des Kultur-
programms des Zentralrats allen Gästen 
mit dem Konzert „Eine fröhliche musika-
lische Reise“ zu gratulieren. Das Ensem-
ble machte sich auf zu einer spielfreudi-
gen Reise über die Kontinente. Von leicht-
füßigen Säbeltänzen über Csàrdàs und 
finnischer Polka führte das Programm 
zum Jazz über Filmmusiken bis hin zu 
„Mackie Messer“.
Fast zwei Stunden lang haben Dimitri 
Schenker (Klarinette), Igor Mazritsky (Vio-
line), Vadim Baev (Akkordeon) und Mi-
chael Meier-Etienne (Kontrabass) viel 
Freude und Spaß gebracht. Insgesamt er-
füllten sie den Saal mit 24 Musikstücken 
von jiddischen und hebräischen Liedern. 
Viele Gäste sangen und tanzten mit. Der 
Applaus für diesen wunderbaren Nach-
mittag endete kaum.
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        Jubiläums -Schachturnier
Zum traditionellen bayerisch-jüdischen 
Schachturnier kamen Ende Oktober wie-
der zahlreiche Spieler aus den Gemein-
den Augsburg, München, Nürnberg, Re-
gensburg, Straubing und Würzburg in die 
Regensburger Gemeinde. Es war der 
zehnte Wettbewerb in unserer Stadt. Da-
neben gibt es noch Turniere im Frühjahr 
in Augsburg und im Sommer in Bamberg. 
Die bestens organisierten Schachwett-
kämpfe helfen die Integration zu verbes-
sern und die Kontakte zu anderen Ge-
meinden und Mitgliedern der deutschen 
Schachklubs zu verstärken. 

In seiner Begrüßung erinnerte Volodimir 
Barskyy, Vorstandsmitglied der Jüdischen 
Gemeinde Regensburg, an Otto Schwerdt 
s.A., Mitbegründer des Schachklubs und 
selbst begeisterter Schachspieler. Der 
Turniergründer, sagte Barskyy, hätte eine 
große Freude zu sehen, wie erfolgreich 
sich seine Idee entwickelt hat.
Als Gast in diesem Jahr dabei war auch 
Maxi Schwerdt-Schneller, die jüngste 
Tochter von Otto Schwerdt, und ihr Ehe-
mann. „Schach“, erzählte sie, „war eines 
der Lieblingsspiele in der Familie. Einmal 
kam nach Regensburg der ehemalige 
Weltmeister Wasily Smyslov und gab ein 
Simultanspiel“. Von 50 Spielern, sagte sie, 
hätte nur ihr Vater ein Remis gemacht.
Sie bedankte sich bei der Vizepräsidentin 
des Landesverbandes und Vorsitzenden 
der Gemeinde, Ilse Danziger und bei dem 
Leiter des Klubs „Schalom“, Volodimir 
Barskyy, für die Erinnerung an ihren Va-
ter.

Die Turnier–Ergebnisse:
Die Mannschaftsmeisterschaft gewann 
Regensburg 1, den 2. Platz München 1 und 
den 3. Platz Regensburg 2. Die Einzelmeis-
terschaft: 1. Platz Paul Gaydar aus Regens-
burg, gefolgt von Roland Schmid und 
Jenz-Uwe Pohl-Kümmel, beide auch Re-
gensburg. Nestorenmeister: Stefan Peric, 
München. Seniorenmeister: Juri Ghend-
ler, München. Juniorenmeister: Jakob Gu-
bariev, Augsburg, und Reingold Volkovski, 
Nürnberg.
Alle Sieger erhielten Pokale, Urkunden 
und Preise vom Vorstand Volodimir Bar-
skyy. Große Unterstützung bei der Orga-
nisation und Durchführung des Schach-
turniers gab es vom städtischen Schach-
klub RT und seinem Leiter Martin Gras-
ser. Schiedsrichter war wieder Isaak Ur-
bach aus Augsburg. Alle Teilnehmer be-
dankten sich herzlich bei den Köchinnen 
Elsa Aronov, Sofia Golkova und Galina 
Bortnyk für gutes Essen und Trinken.

Volodimir Barskyy, Vorstandsmitglied der 
Jüdischen Gemeinde Regensburg.

Siegerehrung in Regensburg.



Zierde unserer Stadt
für Jahrhunderte

110 Jahre Synagoge:
einziger jüdischer Kultbau

in Niederbayern

Zur Einweihung der Synagoge berichtete 
am 4. September 1907 das Straubinger 
Tagblatt: „Ein seltener Festakt, den Strau-
bing und seine Bewohner noch niemals 
geschaut.“ Das Gotteshaus, heute auch 
Mahn- und Denkmal, gilt als äußerst ge-
lungener Bau des Historismus. Er zieht 
viele Besuchergruppen an und für die 
 Jüdische Gemeinde ist er ein „zweites 
 Zuhause“. Das betont Geschäftsführerin 
Anna Zisler und ergänzt: „Die Architek-
tur ist etwas Besonderes, die harmonisch 
in den Stadtkern hineinpasst.“
Erst Anfang des 19. Jahrhunderts konn-
ten sich wieder Juden in Straubing nie-
derlassen, nachdem sie 1442 vertrieben 
worden waren. Am 1. März 1897 wurde 
die Gemeinde gegründet. Damals wohn-
ten zwölf jüdische Familien mit insge-
samt 48 Personen in Straubing, das etwa 
15.000 Einwohner zählte. Die Zeitschrift 
„Der Israelit“ stellte 1897 dazu fest: „Das 
Leben ist hier billig und angenehm. Bei 
den Israeliten herrscht schöne Eintracht 
und sie leben mit den Andersgläubigen in 
schönstem Frieden.“
Juden trafen sich damals zu religiösen 
Stunden zunächst in Privaträumen. Um 
in Straubing eine Synagoge entstehen zu 
lassen, wurde ein Synagogenbauverein 
gegründet. 1906 erwarb er einen Bau-
grund in der Wittelsbacherstraße. Mit der 
Bauleitung wurde der Straubinger Archi-
tekt Hans Dendl beauftragt. Am 18. März 
1907 erfolgte der erste Spatenstich, am 15. 
April die feierliche Grundsteinlegung. Die 
Kosten für den Bau beliefen sich auf etwa 
80.000 Mark. Die Einweihung fand am 4. 
September 1907 unter großer Beteiligung 
von Straubinger Prominenz statt. Damals 
umfasste die jüdische Gemeinde 24 Fami-
lien mit 112 Personen bei einer Gesamtbe-
völkerung von etwa 22.000 Einwohnern.

Symbol wahren Menschentums
Bürgermeister Hofrat Franz von Leistner 
überbrachte die „wärmsten Glückwün-
sche der Kgl. Regierung“ und hob hervor, 
„welch lebhafte Teilnahme die Kgl. Regie-
rung der israelitischen Kultusgemeinde 
an ihrem seltenen Ehrentag entgegen-
bringt“. Leistner gratulierte „zur glück-
lichen Vollendung des trefflichen Baues, 
den Sie zur Ehre Gottes in unserer Stadt 
haben erstehen lassen“. In seiner Festan-
sprache betonte Gemeindevorstand Salo-
mon Lippmann, das älteste kirchliche Ge-

Straubingam 500. Jahrestag der Auflösung des Re-
gensburger Ghettos, zur Eröffnung wie-
dersehen. Die Vorsitzende der Jüdischen 
Gemeinde, Ilse Danziger, begrüßte die 
Gäste. „Im Vertrauen auf eine friedliche 
Zukunft der Stadt“ wünschte sie dem 
Neubau viel Glück.

MdB Florian Pronold (SPD) hatte noch als 
Bau-Staatssekretär die Regensburger Sy-
nagoge zum nationalen Projekt der Städ-
tebauförderung erklärt. Die 3,3 Millionen 
Euro des Bundes decken den Hauptteil 
der Baukosten. „Wir investieren hier nicht 
in Beton, sondern in das Zusammen- 
leben der Menschen“, stellte Pronold die 
Be deutung der Synagoge heraus. Bür-
germeisterin Gertrud Maltz-Schwarz-
fischer sprach angesichts der wechselvol-
len Geschichte der Juden in Regensburg, 
mit zwei Po gromen 1519 und 1938, ein 
„Nie wieder!“ aus. Sie dankte dem Regens-
burger Stadtrat für die einstimmige Ent-
scheidung, Mittel zum Bau der Synagoge 
bereitzu stellen. Der 25. Oktober 2017 sei 
ein Tag von historischer Bedeutung: Ar-
chitek tonisch deutlich sichtbar, findet im 
Herzen der Stadt wieder jüdisches Leben 
statt.

Regierungspräsident Axel Bartelt nennt 
die „übervolle Synagoge ein starkes Zei-
chen“. Es sei überfällig gewesen, diese 80 
Jahre schwärende Wunde der Stadt zu 
schließen. Bayern trägt dazu 1,2 Millio-
nen Euro bei. Kilian (13) und Konstantin 
Klin (11), Bundessieger „Jugend musi-
ziert“, umrahmten die Feier mit Variatio-
nen über ein jüdisches Volkslied.
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Sie feiern mit 300 Gästen Richtfest, von links: ZR-Präsident Dr. Josef Schuster, Gemeinde-
vorsitzende Ilse Danziger und Regierungspräsident Axel Bartelt.                     Foto: Peter Ferstl

Richtfest in Regensburg
Von Helmut Wanner, MZ

Der Vorsitzende des Zentralrats der Juden 
in Deutschland, Dr. Josef Schuster, war 
zum Richtfest gekommen, um ein Bou-
quet an Komplimenten abzulegen: Vor 
Ilse Danziger und vor Regensburg. Die 
Donaumetropole verfolge er als Würzbur-
ger seit Jahrzehnten aus 200  Kilometer 
Distanz. Lange sei die Stadt nicht auf der 
Hauptachse der öffentlichen Wahrneh-
mung gelegen. Nun habe sie sich gemau-
sert. „Die Bedeutung der Stadt ist her-
ausragend.“ Und da passe die neue Sy-
nagoge hinein. „Neidvoll blicke ich auf 
den Förderverein Regensburger Bürger, 
der 15 Prozent der Baukosten aus Spen-
den auf gebracht hat.“ Die gesammelten 
750.000 Euro wertete er als herausragen-
des Bür gerengagement.
 

Auf eine friedliche Zukunft
Über 300 Spitzen der Gesellschaft dräng-
ten sich beim Richtfest der neuen Syna-
goge. Architekt Volker Staab, Berlin, 
machte beim Blick auf den übervollen Ge-
meindesaal die Bemerkung: „Kaum ist 
der Rohbau fertig, ist das Haus schon zu 
klein.“ Sein Büro hatte die Aufgabe, auf 
kleinstem Raum ein Bauvolumen unter-
zubringen, das Platz schafft für das sozia-
le und geistige Leben einer 1000-köpfigen 
jüdischen Gemeinde. 

Projekt nationaler Bedeutung
Der Bau ist laut Staab „ziemlich im Zeit-
plan“. So wird man sich im Februar 2019, 



flankierende Säulen mit Flammen aufge-
stickt sind. Die goldfarbenen Metalltüren 
des Toraschreines schmücken bunte Email-
Arbeiten. Im Inneren des Schreins werden 
mehrere große und prächtige  Torarollen 
aufbewahrt, umhängt mit bestickten Män-
telchen und kleinen Schilden. Die mittlere 
trägt eine Krone, den anderen sind kleine 
Glöckchen als Nachbildung eines Granat-
apfels aufgesetzt.
Oben seitlich an der Stirnwand sind als 
Reliefs der siebenarmige Leuchter und 
der neunarmige Chanukka-Leuchter ge-
formt. Darunter sind jeweils Sterbetag-
Gedenktafeln und zwei Gedenkplatten 
für alle niederbayerischen jüdischen Opfer 
während der NS-Zeit angebracht. An den 
Seitenwänden hängen weitere Gedenk-
tafeln, die an den Holocaust, an die Ge fal-
lenen im Ersten Weltkrieg und an frühere 
Opfer aus der ehemaligen Sowjet union er-
innern. Etwas abgesetzt vom  Toraschrein 
stehen der Almemor (Lesepult), links ein 
siebenarmiger Leuchter und rechts ein 
kleines Pult für den Vorbeter.
Die unteren Bänke sind für 90 männliche 
Personen geplant. Die dreiseitig umlaufen-
de Frauenempore weist ca. 60 Sitzplätze 
auf. Der fast quadratische Zentralraum 
strahlt auch farblich eine starke Wirkung 
aus, besonders durch den Kontrast der hel-
len Wände mit der dunklen Holzkassetten-
decke. Abgesehen von dem Jerusalem-
Fresko über der Eingangstür mit Mesusa, 
nach 1945 aufgemalt, wurde durch die Re-
novierung 1988/98 weitgehend der Ein-

Arkadenbalustrade, ein großes dreiteili-
ges Arkadenfenster und ein Radfenster 
mit zweifachem Davidstern.
Das Innere der Synagoge wird ganz von 
der kultischen Einrichtung bestimmt. 
Noch prachtvoller wiederholt sich das Por-
tal beim Triumphbogen über dem Tora-
schrein. Er wird von unterschiedlichen 
und intensiv farbigen Mustern umrankt. 
Davor hängt das „Ewige Licht“ und da-
rüber sieht man den Davidstern im Kreis-
rahmen. In diesem Bereich dominieren 
die Farben Gold und Blau.
Der Toraschrein wird von einem blauen 
Samtmantel verhüllt, auf dem zwei Lö-
wen, die eine Krone halten (Sinnbild für 
den Stamm Juda und die Königsherrschaft 
Davids), eine geöffnete Torarolle und zwei 

bäude der Stadt, die Peterskirche, habe 
mit der Synagoge die Form gemein. Da-
mit spielte der Vorsitzende auf den neu-
romanischen Stil des Kultbaus an: „Möge 
das ein Symbol sein für den allen unseren 
Bekenntnissen gemeinsamen Geist wah-
ren Menschentums.“

Eindrucksvoller Bau
der Gründerzeit

Die Synagoge zählt zu den repräsentativ 
gestalteten jüdischen Kultbauten, die um 
die Jahrhundertwende in Bayern entstan-
den und das jüdische Selbstbewusstsein 
widerspiegeln. In Straubing gehört sie 
zweifellos zu den eindrucksvollen Bauten 
der späten Gründerzeit. Da die Synagoge 
in der Reichspogromnacht 1938 zwar ver-
wüstet und geschändet, aber in der Bau-
substanz nicht zerstört wurde, blieb sie als 
eine der wenigen in Bayern erhalten.
Vor allem seit der Renovierung 1988/89 
verrät das Äußere ein einheitliches, ge-
lungenes Bauwerk. Nach dem historisie-
renden Zeitgeschmack der Jahrhundert-
wende gelang damals eine Synthese zwi-
schen neuen und alten Stilelementen. Der 
Gesamteindruck erinnert zunächst an die 
Romanik, dann aber auch an byzantini-
sche Bauten und den zeitgenössischen 
 Jugendstil. Bei genauerer Betrachtung fal-
len allerdings viele freie Formen auf. 
 Architekt und Künstler orientierten sich 
zwar an alten Stilen, wollten sie aber nicht 
nachahmen, sondern eigenständig Über-
zeugendes und Einheitliches schaffen.
Nicht nur die harmonische Vielgliedrig-
keit, sondern auch die symbolhafte Ge-
staltung zeigt sich hauptsächlich an der 
monumentalen, wehrhaft wirkenden West-
fassade.
Zwei Halbsäulen, die sich in der Basis wie-
der bemerkenswert vom Romanischen ab-
heben, begrenzen ein Rundbodenportal, 
das vor allem mit verdoppelten Blattwerk-
Archivolten geschmückt ist. In türmchen-
artigen Gebotstafeln läuft der Westgiebel 
aus. Die Fassade zieren außerdem ein 
Brüstungsbalkon mit einer zwölfteiligen 

Synagogen-Führung in Straubing.
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Die Straubinger Synagoge von 1907.



Weiden

Feiertage
Zahlreiche Gemeindemitglieder besuch-
ten die Synagoge zu Rosch Haschana, 
Jom Kippur, Sukkot, Schmini Azeret und 
Simchat Tora. Seit über 20 Jahren fand 
wieder ein spezieller Gottesdienst zu Ho-
schana Rabba statt mit sieben Rundgän-
gen (Hakkafot) mit Etrog und Lulav und 
den Torarollen. 

  Konzerte
in der Synagoge Floß

Es gab schon viele unvergessliche Auffüh-
rungen in den vergangenen 200 Jahren 
seit Bestehen der Synagoge Floß. Kaum 
eine Veranstaltung in der Synagoge hat 
aber einen so nachhaltigen Eindruck hin-
terlassen. Das Konzert des Rabbiner-Duos 
Zsolt Balla aus Leipzig und Daniel Fabian 
aus Berlin begeisterte die vielen Besu-
cher. Sie führten die Zuhörer mit ihrer 
Musik, ihren Gebeten und Gesängen ein-
mal durch das jüdische Jahr. Die glänzen-
de Abstimmung in Lied und Gesang, in 
den Erzählungen und mit den beiden Gi-
tarren ließen den Abend zu einem Höhe-
punkt werden. Das über einstündige Pro-
gramm erfüllte nicht nur alle Erwartun-
gen der Besucher, es gewährte auch einen 
tiefen Einblick in das jüdische Leben. 
„Wir gehören zusammen“, betonte Balla 
und bat die Zuhörer, bei der Zugabe mit-
zusingen.
Das Benefizkonzert des Mährischen Kla-
viertrios fand im Rahmen des Projektes 
„Musik in Synagogen der Pilsener Re-
gion“ statt. Dieses Projekt wird vom 
tschechischen Bund für Naturschutz und 
der Jüdischen Gemeinde Weiden Jahr für 
Jahr fortgesetzt. Es war klassische und 
moderne Musik in Vollendung. Premiere 
in Floß feierten Jana Rysankova (Kla-
vier), Jiri Jahoda (Violine) und Miroslav 
Zicha (Violoncello). Der Abend in der Sy-
nagoge konzentrierte sich auf französi-
sche Musik. Die Künstler glänzten durch 
ihr Zusammenspiel. Mit den drei alten 
Tänzen Viennoise von Fritz Kreisler gab 
es einen absoluten Höhepunkt des Kon-
zerts. Bei den meisterhaft vorgetragenen 
Melodien fühlten sich die Musikfreunde 
wie in einem Ballhaus. Die Einnahmen 
gingen zu Gunsten der Synagoge in Rad-
nice.

flug ab. Zufrieden und fröhlicher Stim-
mung machten wir uns auf den Heimweg. 
Wir möchten uns auf diesem Wege noch-
mals beim Vorsitzenden der IKG Fürth, 
Yukhym Mashevskyy, im Namen der Is-
raelitischen Kultusgemeinde Straubing 
für die Unterstützung und Organisation 
bedanken.

Konzert
Das Konzert „New & Old Jewish Folk“ mit 
Stella Morgenstern im Juli, es war unser 
erstes Konzert aus dem Kulturprogramm 
des Zentralrats, war erwartungsgemäß 
ein großer Erfolg.

Die Hohen Feiertage
Wie in jedem Jahr kamen viele Mitglieder 
zum Beten und Feiern in die Synagoge. 
Dort wurde das neue Jahr 5778 mit dem 
Klang des Schofars empfangen. Vor Jom 
Kippur besuchten wir den jüdischen Fried-
hof und gedachten der verstorbenen An-
gehörigen. Die Gottesdienste waren an 
Rosch Haschana und Jom Kippur gut be-
sucht. Nach dem Fasten an Jom Kippur 
verwöhnte uns Zina Morduchovic mit tra-
ditionellen Köstlichkeiten. Das Sukkot-
Fest brachte viel Freude in die geschmück-
te Sukka. An Simchat Tora schließlich 
wurden alle Tora-Rollen mit Tanz und Ge-
sang sieben Mal um die Bima getragen.
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Synagogenführung
Eine Synagogenführung, wie sie sonst 
Schüler und fremde Besucher bekom-
men, machten im Juni Svetlana Zap und 
Anna Zisler für unsere Gemeinde mit-
glieder. Das hatten sich viele gewünscht. 
Die ca. 40 Mitglieder waren sehr auf-
merksam und überrascht, wie viel Inte r-
essantes sie über das Gebäude, das jüdi-
sche Leben und die Gebräuche erfuhren.

Reise nach Fürth großer Erfolg
Im Juli folgten wir einer Einladung der 
Fürther jüdischen Gemeinde. Sie galt einst 
auch als das „Fränkische Jerusalem“. Wir 
besichtigten die Synagoge und Rabbiner 
David Geballe erzählte uns die Geschichte 
der Fürther Synagoge und der Gemeinde.
Danach sahen wir auf einem Stadtrund-
gang das Fürther Rathaus, die Kirche St. 
Michael, das älteste Gebäude in Fürth, 
und den Marktplatz mit Gauklerbrun-
nen. Der Grüne Markt war einst Mittel-
punkt des alten Fürth. Hier verlief die 
wichtige Handelsstraße von Frankfurt 
nach Prag.
Natalia Ulianova erwies sich als erfah-
rene und kompetente Gästeführerin. Sie 
führte uns fast eine Stunde durch ihre 
schöne Stadt, mit besonderer Berück sich-
tigung jüdischer Spuren, wie z.B. das 
Denkmal im Bereich der ehemaligen Sy-
nagoge. Wir haben viel erfahren über   
das jüdische Leben in Fürth bis 1933, 
über die Auswanderung und Ausweisung 
vor Kriegsbeginn und über die Deporta-
tion von Juden aus Fürth bis 1945.
Sie erzählte uns auch vom letzten Leiter 
des Jüdischen Waisenhauses Dr. Isaak 
Hallemann und seiner Frau Klara, die mit 
zwei von vier eigenen Kindern und allen 
33 Waisenkindern am 22. März 1942 nach 
Izbica deportiert wurden.
Der 1. Vorsitzende der Gemeinde, Yuk-
hym Mashevskyy, und der 2. Vorsitzende, 
Arkadiy Zlotnik, haben uns sehr herzlich 
aufgenommen. Es war alles perfekt von 
ihnen organisiert.
Nach einer Stärkung in der Gemeinde ha-
ben wir den eindrucksvollen Stadtpark 
besichtigt. Er wird auch als „Heimliche 
Liebe“ der Fürther bezeichnet. Diese Be-
sichtigung rundete den gelungenen Aus-

druck der Erbauungszeit wiederhergestellt.
„Momentan sind wir eine sehr lebendige 
Gemeinde“, erklärt Geschäftsführerin 
Anna Zisler und weist auf viele Veranstal-
tungen hin. Es drohe aber die Überalte-
rung, weil viele junge Leute wegziehen. 
Derzeit leben etwa 900 jüdische Mitbür-
ger in ganz Niederbayern. „Hoffen wir, 
dass noch lange genug Juden da sind.“
Nach: Guido Scharrer, Synagoge und jüdisches 
Leben in Straubing – Geschichte und Gegen-
wart, Straubing 2012.



spätere profane Umnutzung entstellt, in 
ganzer Höhe eine der ältesten Synago-
gen, einschließlich der originalen goti-
schen Rippengewölbe, erhalten“. 
Ende des 19. Jahrhunderts war die Mil-
tenberger Gemeinde auf über 100 Perso-
nen angewachsen. In dieser Zeit entstan-
den eine dritte Synagoge und ein neuer 
jüdischer Friedhof. Seit der Deportation 
der letzten Miltenberger Juden nach 
There sienstadt 1942 gibt es keine jüdi-
schen Mitbürger mehr in der Stadt.
Das jüdische Miltenberg war am 15. Ok-
tober Ziel einer Exkursion der Gesell-
schaft für Christlich-Jüdische Zusam-
menarbeit. Zweimal im Jahr organisiert 
die Würzburger Gesellschaft diese Aus-
flüge, und als Gäste immer dabei sind die 
Mitglieder der Gesellschaft, der jüdischen 
Gemeinde und die ehrenamtlichen Mu-
seumsführerInnen von „Shalom Europa“.
Stationen des Rundgangs durch das jüdi-
sche Miltenberg waren die historischen 
Synagogen und die jüdischen Friedhöfe. 
Auf Nachfrage von vielen Teilnehmern 
wurde am neuen Friedhof ein hebräisches 

Exkursion nach Miltenberg. Foto: Shalom Europa

Exkursion nach Miltenberg. Foto: Shalom Europa

Würzburg
Exkursion nach Miltenberg

Bereits im 13. Jahrhundert ließen sich Ju-
den in Miltenberg nieder. Ihre erste Syna-
goge entstand um 1290/1300. „Das male-
risch am Main gelegene Miltenberg hält 
für die Synagogengeschichte Europas 
eine außerordentliche Rarität bereit“, 
schreiben die Autoren im Synagogenge-
denkband „Mehr als Steine“. Hier in Un-
terfranken habe sich, „wenn auch durch 

Gebet von Rabbiner J. Bruckner vorge-
lesen. Er und seine Frau Sarah waren als 
Ehrengäste aus Israel mit dabei und sie 
brachten sich auch an den anderen Statio-
nen aktiv in die Erläuterungen mit ein.
Abgerundet wurde die Stadtführung durch 
die Besichtigung des Stadtmuseums. Im 
zweiten Stock des repräsentativen Fach-
werkgebäudes am Marktplatz war eine 
kleine, aber sehr feine Ausstellung von 
Judaica zu sehen. Glanzstück ist zweifels-
ohne der Giebel des Toraschreines der 
ersten Synagoge aus dem 13. Jahrhun-
dert. Daneben konnte man in einer Vitri-
ne drei schön gearbeitete Purimteller aus 
Zinn betrachten. Besonders stolz ist das 
Museum auf seinen Omer-Kalender. Als 
im Mai 1998 der frühere Vorsitzende des 
Zentralrates der Juden in Deutschland, 
Ignatz Bubis, die Synagoge und das Mu-
seum in Miltenberg besuchte, schrieb er 
ins Gästebuch, „um den Omer-Kalender 
beneide ich Sie“.
Ein weiterer Höhepunkt dieses Tages war 
der Besuch des Museums auf der Milten-
burg. Die lehrreiche Führung dort über-
nahm der Domkapitular a.D. Dr. Jürgen 
Lenssen. Er ist der Gründer der Kunst-
sammlung der Diözese Würzburg. Die 
Sammlung „Moderne Kunst“ auf der Burg 
Miltenberg wurde auch von ihm aufge-
baut. Sie umfasst ca. 350 Werke, darunter 
von namhaften Künstlern wie Thomas 
Lange, Susanne Storck und Markus Frä-
ger. Darüber hinaus ist in jedem Raum 
eine wertvolle Ikone aus Russland zu se-
hen. Alle Gemälde wurden von Dr. Lens-
sen über viele Jahre gesammelt und sie 
sind nun seit einiger Zeit auch einem brei-
ten Publikum zugänglich.
Organisiert und fachkundig begleitet 
wurde die Exkursion von Franz Urban, in 
enger Kooperation mit der Kunsthistori-
kerin Annette Taigel und dem ehrenamt-
lichen Museumsführer Klaus Warmuth.

Tatjana Lodermeier

Aus der Welt nach Weiden

Der Integrationsbeirat der Stadt Weiden 
initiierte im Oktober unter dem Motto 
„Aus der Welt nach Weiden“ das Weltbür-
gerfest. Die Gemeindemitglieder unter-
stützten diese Veranstaltung aktiv. Sie 
 erzählten ihre persönlichen Geschichten 
von „Damals daheim“. Im Rahmen von 
Mitzvah Day präsentierte die Tanzgruppe 
„Das Herz der Erde“ ein literarisch-tänze-
risches Programm für Flüchtlinge, Mi-
granten und Alteingesessene. Für Fein-
schmecker gab es an diesem Nachmittag 
auch koschere Köstlichkeiten wie Honig-
lekach und Kniesches. 

 
Gemeinsam sind wir stärker

Zum ersten Mal gestaltete die Jüdische 
Gemeinde Weiden und die Israelitische 
Kultusgemeinde Amberg einen gemein-
samen jüdischen Kalender für das Jahr 
5778. In diesem Kalender sind Zeiten für 
Kerzenzünden und für Beginn und Ende 
von Schabbat, Feiertage und Fastentage 
ausgewiesen. Für jeden Monat sind ent-
sprechende Texte geschrieben und Bilder 
aus dem Gemeindeleben ausgesucht. Mit 
diesem Kalender möchten die Gemeinden 
ein Zeichen setzen, dass sich das jüdische 
Leben in kleinen Gemeinden weiterent-
wickelt.
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B U C H B E S P R E C H U N G E N

Um eine Geschichte der Freundschaft zwi-
schen einem arabischen Israeli und einer 
10 Jahre älteren israelischen Schriftstel-
lerin geht es im Buch von Lizzie Doron 
„Who the Fuck Is Kafka“. Die Ich-Erzähle-
rin lernt Nadim Abu Henis auf einer Frie-
denskonferenz in Rom kennen. Dort be-
richtet er, und er wird es in der Öffent-
lichkeit immer wieder tun, von den demü-
tigenden Kontrollen: am Flughafen Ben 
Gurion, im Hotel in Westjerusalem, an 
Straßensperren, an festen Checkpoints, 
die aber auch mobil sein können, für die 
er ganze Ladungen von Schokolade im 
Auto mit sich führt, aber auch die Kont-
rolle seines schulpflichtigen Sohnes, der 
sich bis zur Unterhose ausziehen musste.
Er berichtet vom ungesicherten Status sei-
ner Frau, die aus Gaza zu ihm gekommen 
ist und die jedes Jahr erneut um ihren 
Aufenthaltsstatus nachfragen muss und 
darum keine Bewegungsfreiheit hat. Sein 
israelischer Pass erlaubt Nadim, sowohl 
innerhalb als auch außerhalb Israels zu 
reisen. Allerdings darf er nur eine einge-
schränkte Zeit außer Landes sein, sonst 
verliert er das Recht, wieder nach Israel 
einzureisen.
Den Tod seiner Mutter führt er auf die 
fehlenden Straßennamen in Ostjerusalem 
zurück, auf Grund dessen der Rettungs-
wagen nicht rechtzeitig eintraf, um die 
zusammengebrochene Frau ins Kranken-
haus bringen zu können. Dies sind nur 
 einige Hinweise auf ein Leben unter der 
Besatzung. 
Auf der anderen Seite die Erzählerin, 
Tochter einer Schoah-Überlebenden mit 
den ihr vermittelten Ängsten und Erfah-

Und wer ist Kafka?

rungen von Terrormorden und Kriegen, 
in denen gute Freunde starben und in 
 denen es ums Überleben eines ganzen 
Volkes ging. Das Sicherheitsbedürfnis der 
jüdischen Bewohner Israels ist durch diese 
Figur der Ich-Erzählerin nachvollziehbar 
und als berechtigt nacherlebbar. So, wenn 
sie die versuchte Normalität einer Ge-
burtstagsfeier für den Sohn beschreibt, 
der seinen 12. Geburtstag mit Kino, Essen 
gehen und Strandbesuch begehen möchte.
„Erst gingen wir ins Kino ... Am liebsten 
hätten wir in der letzten Reihe gesessen, 
damit uns niemand ein Messer in den 

Rücken stoßen konnte, und nahe am 
Gang, um notfalls zu fliehen ...“ Sie ver-
lassen das Kino schon während der Wer-
bung. Während sie in der Pizzeria saßen, 
hörten sie von einem Anschlag auf eine 
Pizzeria in Jerusalem. Auch das Essen 
brechen sie ab. Und schließlich wird am 
Strand von Tel Aviv ein verdächtiger Ge-
genstand gefunden und der Strand ge-
räumt. Das war die Geburtstagsfeier eines 
Zwölfjährigen in Tel Aviv.
Beide, Nadim und die Ich-Erzählerin, ver-
suchen sich durch die Annäherung an 
den Anderen nicht mit dem Status Quo 
abzufinden. Wir folgen allerdings nur der 
von verschiedenen Seiten angegriffenen 
Israelin, die dem Araber eine Stimme 
leiht. Auf seinen Wunsch hin verfremdet 
die Autorin den Bericht zu einem Roman. 
Den Nadim, wie er hier vorgestellt wird, 
gibt es in Wirklichkeit nicht.
Dass die beiden Protagonisten nicht wirk-
lich zusammenkommen können, wird im 
Verlauf der Erzählung immer deutlicher. 
Es lässt den Leser/die Leserin ratlos bis 
verstört zurück: Wenn zwei das Gleiche 
wollen, nämlich eine friedliche Lösung 
für das Zusammenleben von Juden und 
Arabern, müsste es doch einen Weg der 
Verständigung geben. Aber die Verhält-
nisse sind viel komplizierter, als sie auf 
den ersten Blick erscheinen.
Die Autorin Lizzie Doron, 1953 in Tel Aviv 
geboren, lebt heute in Israel und in Berlin. 

Angela Genger

Lizzie Doron: Who the Fuck Is Kafka, aus dem 
Hebräischen von Mirjam Pressler, 264 S., dtv, 
München, 2016.

Nicht wenige Frauen und Männer, die 
den Holocaust überlebt haben, betrachten 
es als eine heilige Pflicht, die leidvolle 
Holocaust-Geschichte ihrer Familie zu er-
zählen. Der berühmte italienische Schrift-
steller Primo Levi hat sich für den Fall 
 einer Nichterfüllung dieser Pflicht drasti-
sche Strafen ausgedacht: „Ihr sollt sie ein-
schärfen euren Kindern. Oder eure Wohn-
statt soll zerbrechen, Krankheit soll euch 
niederringen, Eure Kinder sollen das Ant-
litz von euch wenden.“
Levis Mahnung, von der Katastrophe zu 
erzählen, hat den amerikanisch-jüdi-
schen Psychoanalytiker Henri (Aron) Pa-
rens, Jahrgang 1928, offensichtlich sehr 
bewegt, denn er zitiert die angedrohten 
Strafen mehrfach in seiner lesenswerten 

Heilen nach dem Holocaust
Autobiografie, die Susan Jones ins Deut-
sche übersetzt hat.
Parens erzählt seine Lebensgeschichte mit 
einer Aufrichtigkeit, die außergewöhnlich 
ist. Der Autor bemüht sich um eine gewis-
se Vollständigkeit und erwähnt auch sol-
che Tatsachen, die viele andere Autoren 
weggelassen hätten, weil sie unrühmlich 
sind. Das hier vorzustellende Buch weist 
eine klare Gliederung auf. Im ersten Teil 
schildert Parens, was in der Holocaust-Zeit 
mit seiner Welt passiert ist. Den zweiten 
Teil füllen ernste Refle xionen über das Ge-
schehene und seine Folgen, die Parens 60 
Jahre später zu  Papier brachte. Im dritten 
und letzten Teil berichtet der Verfasser 
über seine wissenschaftlichen Studien, die 
ihn zu der Überzeugung gebracht haben: 

„Wir können handeln, um maligne Vorur-
teile und Gewalt zu verringern.“
Wie hat Parens den Holocaust erlebt? Im 
Sommer 1940 floh er mit seiner Mutter 
von Brüssel nach Frankreich. Aber dort 
wurden sie in ein Konzentrationslager ge-
steckt. Auf Anraten der Mutter floh der 
Knabe aus dem Lager im Rivesaltes und 
gelangte in ein jüdisches Jugendheim. 
1942 brachte ihn ein Kindertransport 
nach New York. In Amerika lebte er bei 
einer jüdischen Familie, die ihn freund-
lich aufnahm. Seine geliebte Mutter hat 
er nie wieder gesehen. Wie Parens später 
erfuhr, hat man sie nach Auschwitz 
deportiert und dort umgebracht. Er-
mordet wurden vermutlich auch sein 
Vater und der ältere Bruder Emanuel, von 
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Schimons Schweigen
Eine Weile hat es gedauert, um in diesen 
Roman, den ich gar nicht Roman nennen 
mag, einzutauchen. Es ist eher der faszi-
nierende Bericht einer Reise, die es dem 
Ich-Erzähler, einem russischen Emigran-
ten, endlich ermöglicht, sein Leben und 
das seines Vaters besser zu verstehen.  
Wohl weitgehend identisch mit dem Au-
tor Vladimir Vertlib, begibt sich der Ich-
Erzähler, als bekannter jüdischer Schrift-
steller eingeladen, nach Jerusalem. Dort 
verknüpft er den Schreibprozess an ei-
nem weiteren Roman über die eigene Ju-
gend in Wien mit den Schilderungen über 
Jerusalem und die Leseabende. Neben 
den Pflichtveranstaltungen der Lesereise 
muss er auch Verwandte besuchen, was 
einige amüsante, aber auch sehr ernste 
Beobachtungen über die Integration der 
Einwanderer in Israel mit sich bringt.
Sein Hauptanliegen ist jedoch der Besuch 
bei Schimon, einem Freund des Vaters, 
der vor vielen Jahren dem Vater eine 
 Karte mit der Klagemauer aus Jerusalem 
geschickt hat. Auf der Karte warf Schi-
mon dem Vater vor, dass er 1972, als er 
mit seiner Familie Jerusalem verlassen 
habe, seinem Sohn die Heimat genom-
men habe. Er unterschrieb damals mit 
„Dein ehemals bester Freund Schimon“.
Wer sich in Jerusalem auskennt, wird sich 
über manche Beschreibung, etwa der 
Stimmung am Jaffator oder der Fahrt 
durch die Judäische Wüste freuen. Und 
mit jedem Kapitel wächst die Spannung 
um die Frage, worum es hier geht. Tat-
sächlich geht es in diesem Buch um Ver-
rat und Verletzungen, um Heimat, um 

Antisemitismus und um die Frage der 
Identität als Kosmopolit.
Schimon schweigt, wie es schon der Titel 
sagt. Er war der beste Freund des Vaters in 
der Zeit des gemeinsamen Kampfes in ei-
ner illegalen zionistischen Gruppe im Le-
ningrad der sechziger Jahre, dem heutigen 
Sankt Petersburg. Beide waren verheiratet 
und hatten Kinder. Schimon wurde ver-
haftet, musste ins Straflager, der Vater des 
Ich-Erzählers tröstete die Zurückgebliebe-
nen der ruinierten Fami lien, half, wo er 
konnte und wurde dadurch zum Helden, 
nicht nur für den  damals noch jungen, 
fünfjährigen Ich- Erzähler.

Nach einer strapaziösen Zeit der Verhöre 
und Schikanen konnte die Familie Vertlib 
1972 ausreisen. Das erste Ziel war Israel. 
Nach nur einem Jahr zieht die Familie 
wieder um; zu fremd war es für den Vater 
im Vorort von Rischon LeZion. „Beer Yaa-
kov wurde von Zuwanderern aus Dages-
tan gegründet. Das war vor hundert Jah-
ren. In meiner Kindheit gab es viele Zu-
wanderer aus der Sowjetunion und aus 
Rumänien.“
Heute kommen die Zuwanderer in diesem 
Viertel aus Äthiopien und das Gefühl der 
Sehnsucht, das der Ich-Erzähler beim Be-
such dieses Kindheitsortes erwartet hatte, 
will sich jetzt nicht einstellen. „Ich hatte 
gehofft, ich würde mich an die schönen 
Augenblicke erinnern. Doch ich finde die 
Bilder nicht, nach denen ich  suche.“ Statt-
dessen kommt nur die „Schwes ter“ der 
Sehnsucht, „die Angst. Damals begleitete 
sie mich jeden Morgen, wenn ich zur 
Schule ging, zog sich an den Nachmitta-
gen zurück und gab mich an den Aben-
den frei, wenn ich mich in meine Bücher 
vertiefte oder mir Szenen an anderen 
 Orten ausmalte.“
Der Junge wird in der Schule als fremd an-
gefeindet, der Vater findet sich nicht zu-
recht. Also zieht die Familie „nach Wien, 
kurz darauf nach Rom, vier Monate später 
wieder zurück nach Wien, 1975 in die Nie-
derlande, drei Monate später, nach kurzen 
Zwischenhalten in Paris und Genf, ein 
zweites Mal nach Israel, 1976 nach Zwi-
schenstation in Rom wieder nach Öster-
reich, 1980 in die USA, zuerst nach New 
York, dann nach Boston, und schließlich, 

denen im Buch ein Foto abgedruckt ist.
Der Autor war knapp 14 Jahre alt, als er 
in die USA kam. Dort gelang es ihm, An-
schluss an das normale Leben zu finden. 
Er hat eine Familie aufgebaut, auf die er 
sehr stolz ist. Als Professor für Psychiatrie 
und als Psychoanalytiker hat Parens sich 
einen guten Namen gemacht. Aber das in 
der Kinderzeit Erlebte hat ihn doch nie 
losgelassen. Parens berichtet am eigenen 
Beispiel über Folgebelastungen dessen, 
was Juden in Europa damals widerfuhr.
Besonders aufschlussreich ist das Unter-
kapitel „Meine Probleme mit Gott und der 
Liturgie“. Das Tun und Lassen des Autors 
muss der Leser mit Respekt zur Kenntnis 
nehmen. Aber es darf doch gesagt wer-
den, dass seine Ausführungen zur Gret-
chenfrage den Rezensenten nicht immer 
überzeugt haben. So sind die Erklärungs-
versuche von Parens, warum seine Söhne, 
im Gegensatz zu ihm, nicht Bar Mitzwa 
feierten, nur schwer nachzuvollziehen.
An einer Stelle argumentiert Parens sehr 
rabiat: „Eine komplexere Angelegenheit ist 

die Tatsache, dass ich eine Nichtjüdin ge-
heiratet habe. Ich sage das ohne jedes Be-
dauern. Und keiner soll mir unterstellen, 
es sei meine Absicht gewesen, dem Anden-
ken oder Nacherleben des Holocaust aus-
zuweichen. Oder das eigene Judentum zu 
verwässern. Verflucht sei, wer das denken 
könnte.“ Haben wir es hier mit einer 
Selbstverfluchung zu tun? Ja, denn nicht 
irgendein Leser hatte den Einfall einer „Ver-
wässerung des Judentums“; diese Wertung 
stammt vom fluchenden Verfasser.
Die jüdische Liturgie missfällt Parens des-
halb, weil es im Gebetbuch heißt, „Juden 
seien das auserwählte Volk, wobei aus-
erwählt im alltäglichen Sinn doch be-
deutet, man sei etwas Besseres.“ Warum 
beharrt Parens auf einer falschen Inter-
pretation der Auserwählungslehre? Sein 
geliebter Sohn Joshua hat Parens die rich-
tige In terpretation beigebracht: Juden 
wurden  auserwählt, um das Gesetz zu 
hüten. Wer zahlreiche Gebote und Verbo-
te der Tora nicht haben will, weil sie nur 
für Juden gelten, der möchte im Grunde 

das überlieferte Judentum abschaffen.
Auch folgende Feststellung des Autors 
verdient eine kritische Randbemerkung: 
„Zweifellos würden mich Orthodoxe völlig 
abschreiben.“ In Wirklichkeit kann und 
wird niemand das Judesein von Parens be-
streiten. Ihm steht wie jedem anderen 
Menschen der Weg der Umkehr offen.
Im Schlussteil des Buches diskutiert Pa-
rens Wege zur Prävention gesellschaft-
licher Probleme. Aufgrund seiner wissen-
schaftlichen Arbeit macht er konkrete 
Vorschläge, wie man solche Katastrophen 
verhindern könnte, die von Menschen 
hergestellt werden. Die Erinnerung an 
den Holocaust ist in den Augen der Über-
lebenden deshalb so wichtig, weil sie uns 
mahnt, stets wachsam gegen Fehlent-
wicklungen zu sein, die ungerecht sind 
und Schmerzen, Wut und Elend produ-
zieren.                                         Yizhak Ahren

Henri Parens: Heilen nach dem Holocaust. Er-
innerungen eines Psychoanalytikers, 319 Sei-
ten, Psychosozial-Verlag, Gießen 2017.
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1981, nach kurzer Abschiebehaft und Ab-
schiebung, endgültig nach Österreich.“
Als der Moderator an einem der Lese-
abende diese abenteuerliche Odyssee der 
vielen Ortswechsel vorgelesen hat, wird 
der Ich-Erzähler, an dieser Stelle eindeu-
tig identisch mit dem Verfasser, ironisch 
gefragt: „... haben Sie noch alle Tassen im 
Schrank?“. Hat er, aber er sortiert sie.
In Wien lässt sich die Familie endgültig 
nieder. Der Sohn ist mittlerweile achtzehn 
Jahre alt, übersetzt souverän für den Vater 
bei Schwierigkeiten vom Russischen ins 
Deutsche und hilft den Eltern bei anti-
semitischen Anfeindungen seitens ihrer 
unverschämten Vermieterin. Den ganzen 
Text hindurch überschneiden sich erfun-
dene und biographische Anteile, was das 
Lesevergnügen spätestens ab dem dritten 
Kapitel steigert.
Der junge Vertlib studierte Volkswirt-
schaft, arbeitete drei Jahre bei einer Ver-
sicherung und bei einer Bank. 1993 ent-
schloss sich Vladimir Vertlib freiberuflich 
als Journalist und Schriftsteller tätig zu 
sein und er ist seither mit vielen Büchern 
bekannt geworden. 1999 erhielt er den 
 österreichischen Förderpreis für Literatur, 
2001 den Förderpreis zum Adelbert-von-
Chamisso-Preis und 2002 den Anton- 
Wildgans-Preis der Stadt Wien. 2006 er-

hielt er die Dresdner Chamisso-Poetik-
dozentur. Im Rahmen dieser Vorlesun-
gen legte Vertlib seine Sicht der Ver-
knüpfung von Geschichte und Lebens-
geschichten dar, die in diesem Buch aus-
gesprochen gelungen ist.
Die eigentlichen Themen des Buches „Was 
ist Heimat?“  und „Wie gehe ich mit Verrat 
um?“ erschließen sich erst gegen Ende des 
Buches. Das macht die Lektüre, obwohl 
sich erzählerische und dokumentarische 
Passagen ständig abwechseln, ungemein 
spannend. Aufgrund der vielen Ortswech-
sel war die russische Sprache und die Erin-
nerung an die Kinderjahre in Russland für 
den Ich-Erzähler lange Zeit der Garant ei-
ner idealisierten Heimat: „Mein Russland 
war ein Phantasieort, an dem sich meine 
eigenen Erinnerungen mit den Erzählun-
gen von Eltern und Freunden vermischt 
und die Grenzen von  Realität und Vorstel-
lung aufgehoben hatten. Dieser irreale Ort 
war mit den Jahren ausgedorrt und farblos 
geworden. Er war kein Refugium mehr.“ 
Sein Vater, ein Jurist, ist gleichzeitig ein 
Held und Versager, weil er die Frage nach 
Heimat für sich nicht lösen konnte und 
mit einem Verrat an seinem Engagement 
als zionistischer Kämpfer im antisemiti-
schen Russland der sechziger Jahre ver-
knüpft hatte. Wie soll ein Sohn diesen Va-

ter loben? Wie soll er zum Vorbild tau-
gen? Diese Frage stellt sich der erwachse-
ne Ich-Erzähler in vielen Variationen.
So wird im Laufe der eigenen Reifungs-
prozesse dem Ich-Erzähler langsam klar, 
dass der Vater seinen ganz eigenen Weg 
gewählt hat, und dass die Aufgabe des 
Sohnes weniger in der Wertung des väter-
lichen Verhaltens liegt als vielmehr in der 
Akzeptanz dieses ambivalenten Vaterbil-
des. Als befreiende Selbsterkenntnis des 
Sohnes steht am Schluss: Leben, Verhalten 
und Reden des Vaters gehören zum Vater. 
Der Sohn muss seinen eigenen Weg fin-
den. Deshalb ist das Buch auch ein  Roman 
über das Erwachsenwerden.
Am Schluss des Reiseberichtes findet die 
Frage „Was ist Heimat?“ eine mögliche 
Antwort. Die Beschädigungen, die Vater, 
Sohn, Mutter und viele andere auf der 
Suche nach einer Heimat erlitten haben, 
bleiben. Es ist ein bewegendes Buch. Ge-
löst werden die aufgeworfenen Fragen nur 
zum Teil, aber das Lebensmotto, mit dem 
sie erträglicher werden, wird am Schluss 
verraten: Vergiss deinen Humor nicht. Ein 
wunderbares Rezept und ein spannendes 
Buch, dessen Lektüre man nur empfehlen 
kann.                   Priska Tschan-Wiegelmann
Vladimir Vertlib: Schimons Schweigen, 272 
S., dtv Verlag, München 2015.

„Lucia Binar und die russische Seele“ ist 
eine Geschichte aus dem Wien unserer 
Tage, die sowohl kritische Milieustudien 
über Wien beinhaltet als auch die Iden-
titätsprobleme eines jungen Russen in 
Wien behandelt. Menschen auf der Suche 
nach sich selbst geraten von einer Irrfahrt 
in die andere und am Schluss endet das 
Ganze in einer surrealen Burleske.
Lucia Binar ist im Haus in der Großen 
Mohrengasse geboren, aufgewachsen, alt 
geworden und will hier bis zu ihrem Le-
bensende in Ruhe leben. Ihre Vorfahren 
waren aus Galizien eingewandert, am 
Nordbahnhof ausgestiegen und nur weni-
ge Straßen weiter hatten „sie ein billiges 
Quartier gefunden, das ihnen ein Lands-
mann vermittelt hatte, der es einige Jahre 
zuvor seinerseits durch einen anderen 
Landsmann bekommen hatte.“
Lucias Eltern konnten von der Kellerwoh-
nung in der Rotensterngasse in die Woh-
nung in der Großen Mohrengasse um zie-
hen, ein deutlicher Qualitätssprung. Lucia 
hat sich in ihrem Leben eingerichtet, liebt 
Literatur und lebt aus ihr. Sie wäre ganz 
zufrieden, wenn sie seit Kurzem aufgrund 
eines Unfalls nicht auf die Hilfe anderer 
angewiesen wäre. Als der „Rollende Ess-
tisch à la carte“ das Mittagessen nicht lie-
fert, beschwert sich Lucia telefonisch beim 
sozialen Notruf und gerät an Elisabeth, die 
ihr genervt den Rat gibt, sich „von Knäcke-

Lucia Binar

brot und Mannerschnitten“ zu ernähren.
Da erwacht Lucias Kampfgeist und ge-
meinsam mit Moritz, einem Mitbewohner 
des großen Mietshauses, macht sie sich 
auf die Suche nach Elisabeth, um diese 
Unverschämtheit aus der Welt zu schaf-
fen. Moritz unterstützt die alte Dame bei 
der Suche nach Elisabeth gerne, weil er 
offensichtlich Lucias Resolutheit schätzt, 
obwohl sie ihn bei seiner Unterschriften-

aktion zur Umbenennung der Großen 
Mohrengasse wegen des Affronts „gegen-
über unseren dunkelhäutigen Mitbür-
gern“ abblitzen lässt, weil sie derlei Dis-
kussionen lächerlich findet.
Parallel zur Suche des ungleichen Duos 
beginnt ein zweiter Handlungsstrang, der 
die Frage der Identität eines Kosmopoli-
ten, der nirgends und überall zuhause ist, 
aufwirft. Der junge Alexander aus Russ-
land ist nach Wien emigriert und fühlt sich 
hier sehr unwohl. In Russland ist er an ei-
nem Menschen schuldig geworden und 
sein schlechtes Gewissen quält ihn. In der 
von Lucia gesuchten Elisabeth findet er 
endlich jemanden, der ihm zuhört.
Die verschiedenen Handlungsstränge wer-
den am Schluss miteinander verknüpft und 
so endet das Ganze in einem märchenhaf-
ten Spektakel. Der russische Séance-Künst-
ler und Hochstapler Viktor Viktorowitsch, 
bei dem Alexander angestellt ist, zaubert 
die Welt wieder ins Gleichgewicht, bestraft 
die Bösen und belohnt die Liebenden, so-
dass alle Beteiligten wieder Hoffnung 
schöpfen können. Wer schräge Konstella-
tionen liebt, sich in den verschiedenen Wie-
ner Vierteln und ihrem Milieu auskennt 
und Korruption durch Ironie entlarvt se-
hen möchte, wird an dem Roman seinen 
Spaß haben.      Priska Tschan-Wiegelmann
Vladimir Vertlib: Lucia Binar und die russische 
Seele, 320 S., dtv Verlag, München 2017
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Die Bildunterschriften finden Sie auf Seite 2, Beiträge zu den Bildern im Heft.
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